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Vorwort 


Nachdem nach harten innerpolitischen Auseinandersetzungen in der 
BRD die sogenannten „Ostverträge“ mit der UdSSR und der VR 
Polen ratifiziert worden waren (Mai/Juni 1972), wurde zwischen der 
BRD und der DDR der erste Vertrag geschlossen: ein „Verkehrsver- 
trag“ (Ratifizierung 6. 10. 1972). 


Damit waren für die vier Siegermächte alle Voraussetzungen erfüllt, 
das Schlußprotokoll zu den „Viermächte-Berlin-Vereinbarungen“ zu 
unterzeichnen (3. 6. 1972). 


Den nächsten bedeutenden Schritt bildete der am 8. 11. 1972 para- 
phierte „Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Re- 
publik“. Er wurde am 21. 12. 1972 unterzeichnet. Das Bundesverfas- 
sungsgericht, das von Bayern zu einer verfassungsrechtlichen Prüfung 
des Gesetzes zum Grundvertrag aufgerufen wurde, entschied am 
31.7.1973, daß es „in der sich aus den Gründen ergebenden Auslegung 
mit dem Grundgesetz vereinbar sei“. 


Am 18. 9. 1973 wurden die DDR und die BRD in die UNO aufge- 


nommen. 


Unsere Quellensammlung berücksichtigt in dieser Auflage diese 
Sachverhalte. 
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1966, dtv 347 
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furt 1962 


I. Von der Besatzungszone zur Volksdemokratie 


Nach dem 8. Mai 1945 sah sich die Sowjetunion vor eine Aufgabe gestellt, 
für die es in ihrer Geschichte keine Parallele gab: Sie hatte zum erstenmal 
als militärische Siegermacht in einem wirtschaftlich und kulturell hochent- 
wickelten Land eine neue politische Ordnung zu errichten und sich mit einer 
Bevölkerung auseinanderzusetzen, die zwölf Jahre lang der NS-Propaganda 
ausgesetzt war. Der Ausgangspunkt, die in ihrer Besatzungszone lebenden 
Menschen für die kommunistische Herrschafts- und Lebensform zu ge- 
winnen, war trotz zahlreicher Übergriffe der Roten Armee nicht ungünstig: 
Die meisten Deutschen waren zwar deprimiert und auch demoralisiert, 
schienen aber in ihrer materiellen Not und in ihrer Ratlosigkeit durchaus 
willens zw sein, jedem zu folgen, der ihnen einen Weg aus dem Chaos 
hätte weisen können. 

Mit welcher Konzeption die Sowjetunion dieser Situation zu begegnen 
suchte, ist nach wie vor schwer zw sagen, weil hierüber weder die russische 
Regierung noch die sowjetische Geschichtsschreibung zuverlässige Aussagen 
gemacht hat. Wir sind daher, mehr oder weniger, auf Vermutungen und 
Berichte von Augenzeugen angewiesen. 

Im folgenden sollen einige Stellen aus den Berichten zweier Männer 
wiedergegeben werden, die aus intimer Sachkenntnis der Vorgänge schöpfen 
können: Michael Balfour und Wolfgang Leonhard. Balfour war bis 1947 
Leiter der Nachrichtenkontrollstelle innerhalb der Britischen Gruppe der 
Alliierten Kontrollkommission in Berlin, und Wolfgang Leonhard war Mit- 
glied der „Gruppe Ulbricht“, die als erste Emigrantengruppe von den 
Russen am 2. Mai 1945 nach Berlin gebracht wurde. 


Die sowjetrussische Konzeption der Deutschlandpolltik 


1 Rußland benötigte, ebenso wie Frankreich, Reparationen als Erste 
Hilfe, weniger für Zwecke der Vergeltung oder der Sicherheit. Schon 
1942 scheint Stalin einen Anspruch auf Reparationen in Form von 
Waren, insbesondere von Werkzeugmaschinen angemeldet zu haben... 


Nach den Reparationen ging es den Russen um Sicherheit. Sie 
hatten zweimal innerhalb von dreißig Jahren und jedesmal mit ver- 
heerenden Folgen eine deutsche Invasion erlebt und wollten sich der 
festbegründeten Hoffnung hingeben können, daß es nicht noch ein- 
mal geschähe. Stalin rechnete damit, daß Deutschland sich in fünf- 
zehn bis zwanzig Jahren erholen werde. Bereits im Dezember 1941 
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hatte er eben vorgeschlagen, Österreich als selbständigen Staat wie- 
derzuerrichten, das Rheinland als selbständigen Staat oder Protek- 
torat von Preußen abzutrennen und nach Möglichkeit einen unab- 
hängigen bayrischen Staat zu schaffen. Ferner schlug er die Abtretung 
Ostpreußens an Polen und die Rückgabe des Sudetenlandes an die 
Tschechoslowakei vor... 


Stalin und das Politbüro stützten sich mit ihren Forderungen auf 
das, was sie für eine strikt realistische Einstellung zur Situation 
hielten. Die Härte ihrer Vorschläge entsprang nicht blinder Emotion. 
Womit allerdings nicht gesagt sein soll, daß sie das Volk, das ihr 
Land verwüstet hatte, nicht wild gehaßt hätten. Nach dem Siege 
brachten die Russen überall in Berlin Schilder mit einem Zitat aus 
einer Stalin-Rede vom November 1942 an: „Es wäre töricht, die 
Hitler-Clique mit dem deutschen Volk und dem deutschen Staat zu 
identifizieren; die Geschichte zeigt, daß die Hitlers kommen und 
gehen, der deutsche Staat aber und das deutsche Volk bleiben.“ Die 
nach Deutschland gerichtete russische Propaganda bewegte sich bis 
Mitte 1944 auf der gleichen Linie. Aber Stalins persönliche Haltung 
während des Krieges kennzeichnet viel präziser seine Erklärung, 
die Aufgabe des russischen Volkes sei es, „jeden einzelnen Deutschen, 
der als Eindringling seinen Fuß auf den Boden unseres Vaterlandes 
setzte, auszurotten“ ... 


Mit dem Haß gepaart war Verachtung. Paradoxerweise er- 
gab sich hieraus eine Lauheit in bezug auf die Frage der Einführung 
des Kommunismus in Deutschland. Stalin sagte einmal zu Miko- 
lajczyk: „Der Kommunismus paßt auf Deutschland wie ein Sattel 
auf eine Kuh.“ In Potsdam erzählte er Churchill, er habe im Jahre 
1907 mit angesehen, wie 200 Deutsche eine kommunistische Ver- 
sammlung versäumten, weil an der Bahnhofssperre niemand dage- 
wesen wäre, ihnen die Fahrkarten abzunehmen. Oder wie es ein russi- 
scher Offizier im Mai 1945 einem Amerikaner gegenüber formulierte: 
„Wir haben bestimmt nicht die Absicht, ein so edles Ideal wie den 
Kommunismus solch einem Volk zu bringen.“ Stalin verachtete die 
deutschen Arbeiter wegen ihres Versagens, dem Aufsteigen des Na- 
zismus praktischen Widerstand entgegengesetzt zu haben (wobei er 
geflissentlich vergaß, wie sehr er selbst mit seinem Veto gegen eine 
sozialistisch-kommunistische Zusammenarbeit dazu beigetragen hatte). 
Er machte sih kaum Illusionen über die Popularität des Kommu- 
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nismus bei der großen Masse und erkannte, daß er nicht als eine 
spontane Bewegung von unten eingeführt werden konnte, sondern 
nur als etwas, das durch die Rote Armee und die Macht Rußlands 
ermöglicht werden würde... 


Vieles deutet darauf hin, daß Stalin die Besetzung Ostdeutschlands 
in erster Linie als ein Mittel zur Stärkung Rußlands ansah, wohin- 
gegen eine andere, von Schdanow geführte Gruppe in Moskau es als 
ein Sprungbrett betrachtete, von dem aus sich die Bolschewisierung 
Westdeutschlands und danach ganz Westeuropas organisieren lasse. 
(Hatte Lenin nicht einmal gesagt: „Wer Deutschland besitzt, hat 
Europa?) Das von den Kommunisten als Folge des Krieges erwartete 
Chaos und der wirtschaftliche Tiefstand, der nach ihrer Überzeugung 
eine Erholung behindern würde, mußten, wie sie glaubten, ihren 
Plänen nur zustatte kommen. Aber wenn sich die Möglichkeit bieten 
sollte, die Gelegenheit zu ergreifen, mußte das Regime in Ost- 
deutschland einigermaßen erfolgreich sein... 


Michael Balfour, Viermächtekontrolle in Deutschland 1945—1946. Düssel- 
dorf 1959, S. 64 ff. 


Die Gruppe Ulbricht beginnt Ihre Arbeit 


2 Am 30. April 1945, um sechs Uhr früh, standen Walter Ulbricht 
und neun deutsche kommunistische Emigranten vor dem Moskauer 
Hotel „Lux“ in der Gorkistraße. Ein paar Minuten später traf ein 
Auto ein; sie stiegen ein und fuhren zum Moskauer Flugplatz 
Wnukowo. Das Personal des Flugplatzes wußte offenbar Bescheid; 
ohne die sonst üblichen Zollkontrollen und Ausweisformalitäten 
wurden die zehn deutschen Emigranten zu einer bereitstehenden 
amerikanischen Douglas-Transportmaschine gebracht. Wenige Mi- 
nuten später startete die Maschine — Richtung Deutschland. 


So begann, neun Tage ehe der Zweite Weltkrieg zu Ende ging, 
die Aktion der „Gruppe Ulbricht“, die für die politische Entwick- 
lung in Deutschland entscheidend wurde. In den letzten Jahren ist 
die „Gruppe Ulbricht“ in einer Unzahl von Veröffentlichungen ver- 
herrlicht worden. In vielen Punkten stimmen diese Schilderungen 
jedoch mit den Tatsachen nicht überein. 


Als Teilnehmer dieser Gruppe kann ich mich noch genau erinnern, 
daß ich erst Mitte April zum erstenmal von diesem Unternehmen 
hörte. Seit Januar 1945 wurden allerdings schon regelmäßig Instruk- 
tionsreferate für etwa 150 ausgesuchte deutsche kommunistische Emi- 
granten gehalten. Das Thema: die zukünftige politische Arbeit im 
Nachkriegsdeutschland. Der Grundtenor — und dies verdient beson- 
ders festgehalten zu werden, weil sich schon wenige Monate später 
die „Linie“ beträchtlich änderte — war damals die These, daß 
Deutschland eine langjährige Periode der Besetzung durchmachen 
werde. In den ersten Jahren der Besetzung, so hieß es damals, sei 
mit der Zulassung von politischen Parteien wohl überhaupt nicht 
zu rechnen. Die Aufgabe der Kommunisten sei deshalb, die demo- 
kratischen Reformen der Besatzungsmächte zu unterstützen und in 
den neuen Verwaltungsorganen mitzuarbeiten. Sobald eine politische 
Betätigung möglich sei, sollte eine antifaschistische Massenorganisation 
unter dem Namen „Block der kämpferischen Demokratie“ geschaffen 
werden. Eine Bodenreform sei anzustreben, aber sie könne frühestens 
im Sommer 1946 durchgeführt werden... 


In der ersten Juniwoche hielt eine große Wagenkolonne vor unserer 
Zentrale in der Prinzenallee 80. Wilhelm Pieck und eine Reihe führen- 
der Kommunisten waren aus Moskau eingetroffen. Eine Sitzung 
jagte die andere, und dann wurde die neue, von unseren Instruk- 
tionen in Moskau im Januar 1945 stark abweichende Linie bekannt- 
gegeben: So schnell wie möglich, spätestens bis Mitte Juni, mußte 
die Kommunistische Partei neu gegründet werden. Bis dahin mußte 
auch eine eigene Parteizeitung herauskommen. Die Bildung anderer 
Parteien sollte gefördert werden, darunter auch die der Sozialdemo- 
kraten und zweier bürgerlicher Parteien — der demokratischen Partei 
und des Zentrums. Ein „antifaschistisch-demokratischer Block“ mit 
einem gemeinsamen Aktionsprogramm sollte geschaffen und innerhalb 
dieses Blocks eine Aktionseinheit mit der SPD gebildet werden. An 
eine Einheitspartei war freilich noch nicht gedacht. Die Bodenreform, 
ursprünglich für 1946 vorgesehen, sollte bereits im Sommer 1945 
durchgeführt werden. 


Die Veränderung der politischen Linie gegenüber den Instruktionen 
im Januar 1945 in Moskau hatte offensichtlich ihre Ursache darin, 
daß sich die Beziehungen zwischen den Westmächten und der So- 
wjetunion zu verschlechtern begannen und daß Stalin die politische 
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Entwicklung in Deutschland schneller als ursprünglich geplant voran- 
treiben wollte. 


Tag und Nacht waren wir nun unterwegs. Schon am 12. Juni 
verkündete Ulbricht im Saal des Berliner Magistrats den Gründungs- 
aufruf der KPD, und am 13. erschien als KPD-Zentralorgan die 
erste Nummer der „Deutschen Volkszeitung“. Nicht ganz so einfach 
ließen sich allerdings die anderen politischen Kräfte einplanen. Zum 
Unwillen Ulbrichts stand im Gründungsaufruf der SPD etwas von 
Sozialismus, was damals der Linie der KPD widersprach. Statt dem 
von uns gewünschten „Zentrum“ beharrte Andreas Hermes auf der 
Gründung einer christlich-demokratischen Union, der sowohl Katho- 
liken als auch Protestanten angehören sollten. Als am 25. Juni in 
Ostberlin auch die CDU gegründet wurde, befürchtete Ulbricht, daß 
nun eine einheitliche bürgerliche Front entstehen könnte. 


Die Bemühungen um die Gründung einer zweiten bürgerlichen 
Partei wurden verstärkt. Ein Mitglied unserer Gruppe, Richard 
Gyptner, erhielt die Aufgabe, sich mit „liberalen Kreisen“ in Verbin- 
dung zu setzen und sie zur Gründung einer liberalen Partei zu be- 
wegen. Nachdem am 5. Juli auch die Liberaldemokratische Partei 
(LDP) mit einem Aufruf an die Öffentlichkeit getreten war, folgte 
schon am 14. Juli die Bildung des „antifaschistisch-demokratischen 
Blocks“, der auf Grund einer neuen ideologischen Direktive als „anti- 
faschistisch-demokratische Einheitsfront* bezeichnet wurde. Damit 
war die Vorbereitungsarbeit der „Gruppe Ulbricht“ beendet. 


Wolfgang Leonhard, Es muß demokratisch aussehen... „Die Zeit“ v. 
7.5. 1965, Nr. 19 


Gründung und Zusammenschluß von KPD und SPD 


Marschall Schukows „Befehl Nr. 2* vom 10. 6. 1945 bot den Deutschen 
in der SBZ die Möglichkeit, Parteien und Gewerkschaften zw gründen. 
Bereits einen Tag später veröffentlichte die KPD ihren „Aufruf“. Die SPD, 
überrascht von dieser Eile, folgte am 15. 6. 1945. Am 26. 6. 1945 konsti- 
tuierte sich die CDU, am 5. 7. die LDP. In Westdeutschland wurden am 
2. 9. 1945 in der britischen und amerikanischen Zone die Parteien zuge- 
lassen; die Franzosen gaben dazu ihre Erlaubnis am 13. 12. 1945. 
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Am 6.:11. 1945 fanden in Ungarn und am 25. 11. 1945 in Österreich 
Wahlen statt. Ihre Ergebnisse: in Österreich erhielten die ÖVP 85 Sitze, 
die Sozialisten 75 und die Kommunisten 4 Sitze. Auch in Ungarn mußte 
der Ausgang der Wahlen die Kommunisten besorgt stimmen: sie blieben 
mit den Sozialisten weit hinter der Kleinlandwirtepartei (60°%o aller Stim- 
men) zurück. Die Kommunisten in der SBZ zogen daraus ihre „Lehren“: 
bis Ende 1945 hatten sie der bei ihr anfragenden SPD erklärt, daß die 
Gründung einer einheitlichen Arbeiterpartei verfrüht sei. Jetzt, nach diesen 
Wahlergebnissen, begannen sie stürmisch auf eine Verschmelzung zu drängen. 


Nunmehr zeigte sich jedoch die SPD wenig bereit, „Blutspender“ für den 
„geschwächten Körper der KPD“ (Dr. Schumacher, Der Tagesspiegel v. 
8. 1. 1946) zu sein. Sie verlangte, daß über die Frage der Verschmelzung 
ein Reichsparteitag der SPD entscheiden solle. Da über diese Entscheidung 
keine Zweifel bestanden, griff die SMA (Sowjetische Militär- Administration) 
mit Nachdruck ein: die Forderung nach einem Reichsparteitag wurde für 
„irreal“ erklärt, der Widerstand der unteren SPD-Organe in der SBZ wurde 
gebrochen und eine Urabstimmung aller SPD-Mitglieder verboten. Sie fand 
am 31. 3. 1946 nur in den Westsektoren Berlins statt. Wahlbeteiligung der 
stimmberechtigten SPD-Mitglieder: 71,3 ®%o; gegen die Verschmelzung 
stimmten 820, dafür 12,4%o. Die Presse der SBZ durfte davon keine 
Kenntnis nehmen. Am 15. 4. 1946 wurde die Vereinigung von SPD und 
KPD ohne jede freie Willensentscheidung ihrer Mitglieder vollzogen. Auf 
dem Vereinigungsparteitag, am 21. 4. 1946, verkündete Wilhelm Pieck, 
der als Nachfolger von Thälmann die KPD leitete, daß KPD und SPD 
sich in der „Mitte“ zwischen ihren früheren Anschauungen getroffen hätten. 
Er versicherte mit Nachdruck, daß die neugegründete SED keine „Diktatur 
des Einparteiensystems“ errichten wolle. 


Aus dem Aufruf der Kommunistischen Partei Deutschlands 


3 Wir sind der Auffassung, daß der Weg, Deutschland das Sowjet- 
system aufzuzwingen, falsch wäre, denn dieser Weg entspricht nicht 
den gegenwärtigen Entwicklungsbedingungen in Deutschland. 


Wir sind vielmehr der Auffassung, daß die entscheidenden Inter- 
essen des deutschen Volkes in der gegenwärtigen Lage für Deutsch- 
land einen anderen Weg vorschreiben, und zwar den Weg der Aufrich- 
tung eines antifaschistischen, demokratischen Regimes, einer parlamen- 
tarisch-demokratischen Republik mit allen demokratischen Rechten 
und Freiheiten für das Volk. 
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An der gegenwärtigen historischen Wende rufen wir Kommunisten 
alle Werktätigen, alle demokratischen und fortschrittlichen Kräfte 
des Volkes zu diesem großen Kampf für die demokratische Erneue- 
rung Deutschlands, für die Wiedergeburt unseres Landes auf! 


Die unmittelbarsten und dringendsten Aufgaben auf diesem Wege 
sind gegenwärtig vor allem: 


1. Vollständige Liquidierung der Überreste des Hitlerregimes und 
der Hitlerpartei... 


2. Kampf gegen Hunger, Arbeitslosigkeit und Obdachlosigkeit... 

3. Herstellung der demokratischen Rechte und Freiheiten des Volkes... 
4. Wiederaufrichtung der auf demokratischer Grundlage beruhenden 
Selbstverwaltungsorgane in den Gemeinden, Kreisen und Bezirken 
sowie der Provinzial- bzw. Landesverwaltungen und der entspre- 
chenden Landtage... 


5. Schutz der Werktätigen gegen Unternehmerwillkür und unbot- 
mäßige Ausbeutung... 
6. Enteignung des gesamten Vermögens der Nazibonzen und Kriegs- 
verbrechen.... 
7. Liquidierung des Großgrundbesitzes, der großen Güter der Junker, 
Grafen und Fürsten und Übergabe ihres ganzen Grund und Bodens 
sowie des lebenden und toten Inventars an die Provinzial- bzw. 
Landesverwaltungen zur Zuteilung an die durch den Krieg ruinierten 
und besitzlos gewordenen Bauern... 
8. Übergabe aller jener Betriebe, die lebenswichtigen öffentlichen 
Interessen dienen (Verkehrsbetriebe, Wasser-, Gas- und Elektrizitäts- 
werke usw.), sowie jener Betriebe, die von ihren Besitzern verlassen 
wurden, in die Hände der Selbstverwaltungsorgane der Gemeinden 
oder Provinzen bzw. Länder. 
9. Friedliches und gutnachbarliches Zusammenleben mit den anderen 
Völkern ... 
10. Anerkennung der Pflicht zur Wiedergutmachung für die durch 
die Hitleraggression den anderen Völkern zugefügten Schäden. Ge- 
rechte Verteilung der sich daraus ergebenden Lasten auf die ver- 
schiedenen Schichten der Bevölkerung nach dem Grundsatz, daß die 
Reicheren auch eine größere Last tragen... 

Das Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Deutschlands ist 
der Auffassung, daß das vorstehende Aktionsprogramm als Grund- 


13 


lage zur Schaffung eines Blocks der antifaschistischen demokratischen 
Parteien (der Kommunistischen Partei, der Sozialdemokratischen 
Partei, der Zentrumspartei und anderer) dienen kann... 

Walter Ulbricht, Geschichte der neuesten Zeit. Bd. I, 1. S. 370 ff.; zit. nach: 
dtv-dokumente, Nr. 152—53 


Aus dem Aufruf der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 


4 ...fordert die Sozialdemokratische Partei Deutschlands: 

1. Restlose Vernichtung aller Spuren des Hitlerregimes in Gesetzge- 
bung, Rechtsprechung und Verwaltung... 

2. Sicherung und Ernährung. Bereitstellung von Arbeitskräften und 
genossenschaftlicher Zusammenschluß in der Landwirtschaft... 

4. Wiederaufbau der Wirtschaft unter Mitwirkung der kommunalen 
Selbstverwaltung und der Gewerkschaften. Beschleunigte Wiederher- 
stellung der Verkehrsmittel. Beschaffung von Rohstoffen. Beseitigung 
aller Hemmungen der privaten Unternehmerinitiative unter Wahrung 
der sozialen Interessen ... 

6. Neuregelung des Sozialrechts. Freiheitlihe und demokratische 
Gestaltung des Arbeitsrechts. Einbau der Betriebsräte in die Wirt- 
schaft. Mitwirkung der Gewerkschaften und Verbrauchergenossen- 
schaften bei den Organisationen der Wirtschaft... 

7. Aufteilung des Großgrundbesitzes zur Beschaffung von Grund 
und Boden für umsiedlungsbereite Großstädter. Verpflanzung von 
mittel- und kleinindustriellen Betrieben in wirtschaftlich günstig ge- 
legene Landbezirke... 

8. Verstaatlichung der Banken, Versicherungsunternehmungen und 
der Bodenschätze. Verstaatlichung der Bergwerke und der Energie- 
wirschaft. Erfassung des Großgrundbesitzes und der lebensfähigen 
Großindustrie und aller Kriegsgewinne für die Zwecke des Wieder- 
aufbaus. Beseitigung des arbeitslosen Einkommens aus Grund und 
Boden und Mietshäusern. Scharfe Begrenzung der Verzinsung aus 
mobilem Kapital... 

Wir wollen vor allem den Kampf um die Neugestaltung auf dem 
Boden der organisatorischen Einheit der deutschen Arbeiterklasse 
führen. Wir sehen darin eine moralische Wiedergutmachung poli- 
tischer Fehler der Vergangenheit, um der jungen Generation eine 
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einheitliche politische Kampforganisation in die Hand zu geben. Die 
Fahne der Einheit muß als leuchtendes Symbol in der politischen 
Aktion des werktätigen Volkes vorangetragen werden! Wir bieten 
unsere Bruderhand allen, deren Losung ist: Kampf gegen den 
Faschismus, für die Freiheit des Volkes, für Demokratie, für Sozia- 
lismus! ... 

Berlin, den 15. Juni 1945. 


Dokumente der Deutschen Politik und Geschichte von 1848 bis zur Gegen- 
wart, Bd. VI; v. J. Hohlfeld. Berlin o. J., S. 16 


Entschließung für die Einheitspartei 


5 ... Die Erweiterung und Vertiefung der Aktionseinheit soll den 
Auftakt zur Verwirklichung der politischen und organisatorischen 
Einheit der Arbeiterbewegung, d. h. zur Verschmelzung der Sozial- 
demokratischen Partei Deutschlands mit der Kommunistischen Par- 
tei Deutschlands zu einer einheitlichen Partei bilden. 


Gegenwärtig, wo sich die beiden Arbeiterparteien zum gemein- 
samen Handeln zusammengefunden haben und das Lebensinteresse 
des schaffenden deutschen Volkes auf das dringlichste die Weiter- 
entwicklung der Einheit fordert, ist der historische Augenblick ge- 
kommen, die Lehre aus der Vergangenheit der Arbeiterbewegung zu 
ziehen und die Einheitspartei der Arbeiter vorzubereiten. Mit dem 
Übergang zum imperialistischen Zeitalter wurde die marxistische Be- 
wegung immer mehr zerklüftet. Nun ist es genug des gegenseitigen 
Bekämpfens, genug des Haders und Bruderkampfes! Laßt uns die 
Hände reichen und gemeinsam die große Idee der Arbeitereinheit 
voll verwirklichen! 


.. . Die Einheitspartei soll selbständig und unabhängig sein. Es 
ist ihre Aufgabe, ihre Politik und Taktik entsprechend den Inter- 
essen der deutschen Werktätigen und den speziellen Bedingungen 
in Deutschland zu entwickeln. Sowohl bei der Verwirklichung des 
Programm-Minimums als auch des Programm-Maximums soll sie, 
von den Besonderheiten der Entwicklung unseres Volkes ausgehend, 
einen eigenen Weg einschlagen. Die restlose Zerschlagung des alten 
staatlichen Machtapparates und die konsequente Weitertreibung der 
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demokratischen Erneuerung Deutschlands kann auch besondere und 
neue Formen des Übergangs zur politischen Herrschaft der Arbeiter- 
klasse und zum Sozialismus schaffen. Ihrer Rolle im täglichen Kampf 
und ihrer sozialen Zusammensetzung nach soll die Einheitspartei die 
Klassenpartei der Arbeiter, die Partei des schaffenden Volkes in allen 
seinen Schichten sein. 


In ihrer inneren Verfassung soll die Partei auf dem Prinzip des 
demokratischen Bestimmungsrechts der Mitglieder und der freien Wahl 
der Parteileitung beruhen, wobei einmal gefaßte Entscheidungen und 
Beschlüsse für alle ihre Mitglieder und Organisationen verbindlich 
sind. 


Wir schaffen die Einheit. Beschlüsse der gemeinsamen Konferenz des Zen- 
tralkomitees der KPD und des Zentralausschusses der SPD mit den Ver- 
tretern der Bezirke. Berlin o. J. (1946), S. 7, 18 ff. 


Blockpolitik 


Kaum hatten sich die CDU (26. 6. 45) und die LDP (5.7.45) konstituiert, so 
wurden sie bereits am 14. 7. 45 genötigt, sich mit der SPD und der KPD zu 
einer „Einheitsfront der antifaschistischen Kräfte („Antifa-Block“) zusam- 
menzuschließen. Diese Taktik der Blockbildung — sie wurde 1935 auf einer 
illegalen Parteikonferenz der KPD in Brüssel zum erstenmal geplant — 
mußte die Selbständigkeit der nichtkommunistischen Parteien stark einengen, 
weil diese sich von vornherein auf die Einstimmigkeit aller Beschlüsse zu ver- 
pflichten hatten. Vor der Einführung in Mitteldeutschland war dieses System 
bereits erprobt: In der CSR gab es die „Nationale Front“, in Rumä- 
nien die „Nationaldemokratische Front“, in Jugoslawien die „Volksfront“, 
in Bulgarien die „Vaterländische Front" und in Polen sowie Ungarn den 
„Block der demokratischen Parteien“. 


Dort wie hier in der SBZ bildeten diese Zusammenschlüsse eine wichtige 
Voraussetzung für die Errichtung der Volksdemokratie. Letzte Stufe in der 
Entwicklung zur „Einheitsfront“ war die Gründung der „Nationalen Front“ 
am 7. 10. 1949. Hervorgegangen aus dem „Volkskongreß“, sucht diese neue 
»Massenbewegung“ auch die Bewohner der Zone zu erfassen, die sich bis- 
ber dem Zugriff der Organisation zu entziehen gewußt haben. Sie baut sich 
daher ohne individuelle Mitgliedschaft auf den Haus- und Hofgemeinschaf- 
ten auf und ist bestrebt, über sogenannte „Ausschüsse und „Aktivs" die 
Aufgaben des „Demokratischen Blocks“ weiter zu entwickeln. Dazu gehört 
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z. B. die Aufstellung der Einheitsliste bei den Wahlen, die Benennung der 
Kandidaten für das Richter- und Schöffenamt. Ihre Hauptaufgabe bleibt 
unverändert: die „Sammlung aller aufrechten Deutschen zum Kampf um 
die Einheit Deutschlands für den Abschluß eines Friedensvertrages“. Seit 
1962 ist ein Komitee damit beschäftigt, die Verhältnisse in der Bundesrepu- 
blik zu studieren und Möglichkeiten für eine wirkungsvolle Propaganda 
zu erforschen. 


Kommunique über die Bildung des Blocks der 
antifaschistisch-demokratischen Parteien (1945) 


6 Am 14. Juli 1945 traten die Vertreter der antifaschistisch-demo- 
kratischen Parteien zu einer ersten gemeinsamen Besprechung zusam- 
men. 

An der Beratung nahmen teil: 


vom Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Deutschlands: 
Wilhelm Pieck, Walter Ulbricht, Franz Dahlem, Anton Ackermann, 
Otto Winzer; vom Zentralausschuß der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands: Erich W. Gniffke, Otto Grotewohl, Gustav Dahren- 
dorf, Helmut Lehmann, Otto Meier; j 


vom Vorstand der Christlich-Demokratischen Union Deutschlands: 
Andreas Hermes, Walter Schreiber, Jakob Kaiser, Theodor Steltzer, 
Ernst Lemmer; 


vom Vorstand der Liberal-Demokratischen Partei Deutschlands: Wal- 
demar Koch, Eugen Schiffer, Wilhelm Külz, Artur Lieutenant. 


In einer vom Willen aufrichtiger Zusammenarbeit getragenen Aus- 
sprache wurde festgestellt: 


... Nur durch einen grundlegenden Umschwung im Leben und im 
Denken unseres ganzen Volkes, nur durch die Schaffung einer antifa- 
schistisch-demokratischen Ordnung ist es möglich, die Nation zu ret- 
ten. Die Vertreter der vier Parteien beschließen, unter gegenseitiger 
Anerkennung ihrer Selbständigkeit, die Bildung einer festen Einheits- 
front der antifaschistisch-demokratischen Parteien, um mit vereinter 
Kraft die großen Aufgaben zu lösen. Damit ist ein neues Blatt in der 
Geschichte Deutschlands aufgeschlagen. 
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Es wurde ein gemeinsamer Ausschuß gebildet, in den die vier Par- 
teien je fünf Vertreter entsenden. Dieser Ausschuß wird unter wech- 
selndem Vorsitz mindestens zweimal monatlich tagen... . 


Die Parteien vereinbaren, ein gemeinsames Aktionsprogramm aus- 
zuarbeiten. Den Organisationen der antifaschistisch-demokratischen 
Parteien in allen Landesteilen, Bezirken, Kreisen und Orten wird 
empfohlen, sich in gleicher Weise, wie es zentral geschehen ist, zu ge- 
meinsamer Aufbauarbeit zusammenzuschließen. 


Berlin, den 14. Juli 1945 


Einheitsfront der antifaschistisch-demokratischen Parteien. Dresden, o. J- 
(1945), S. 43 f. 


Wesen und Ziele der Blockpolitik 


7 ... Das wesentlichste Merkmal der Blocpolitik ist — und das 
unterscheidet sie grundsätzlich von der Koalitionspolitik —, daß die 
Führung der Nation und des Staates vom reaktionären Monopol- 


kapital und den mit ihm verbündeten Gruppen auf die fortschritt- 
lichen Volkskräfte übergeht. . . 


Die mit Hilfe der Blockpolitik geschaffene neue Ordnung ist keine 
sozialistische Ordnung. Sie ist jedoch demokratischer und fortschritt- 
licher als die bürgerlich-parlamentarische Demokratie und entspricht 
mehr als diese den Interessen des werktätigen Volkes. Sie versperrt 
einer späteren sozialistischen Entwicklung nicht den Weg, im Gegen- 
teil, sie schafft notwendige und günstige Voraussetzungen für eine 
solche Entwicklung. Die Arbeiterklasse hat die Demokratie immer als 
den besten Kampfboden für den Sozialismus angesehen. Um so mehr 
trifft diese Feststellung für den neuen Typus der Demokratie, für die 
Volksdemokratie zu. Historisch notwendige Etappen lassen sich nicht 
überspringen. Die Schaffung einer volksdemokratischen Ordnung ist 
heute für eine Reihe von Ländern eine notwendige Etappe in der 
Richtung zum Sozialismus. . . 


„Einheit“. Theoretische Zeitschrift des wissenschaftlichen Sozialismus. Ber- 
lin [-Ost], Nr. 9, 1947 
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“Die Wahlen In der SBZ 


Für den September 1946 waren in der SBZ Gemeindewahlen anyeseızt. 
Gewarnt durch den Ausgang der österreichischen und ungarischen Wahlen, 
suchte die SMA auf ihre Weise unerwünschte Ergebnisse zu verhindern: Die 
SED erhielt für ihre Wahlpropaganda 800 t Papier, CDU und LDP zusam- 
men nur 9 t; ihre Zeitungen konnten in der Woche nur zweimal erscheinen, 
„Die Tägliche Rundschau“, das Organ der Besatzungsmacht, erschien täglich. 
Eine strenge Zensur wachte darüber, daß Argumente der bürgerlichen Par- 
teien nicht zu wirkungsvoll veröffentlicht wurden; oft wurden Wahlplakate 
der CDU und LDP nicht genehmigt, oder ihre Genehmigung wurde so lange 
verzögert, bis die angestrebte Wirkung ausbleiben mußte. Ähnlich verhielt 
es sich mit Wahlversammlungen: sie wurden entweder nicht genehmigt 
oder ihre Genehmigung erfolgte erst dann, wenn ihnen keine Bedeutung 
mehr zukam. 

Trotz aller Emsigkeit im Manipulieren und Verbieten blieb das Wahlergeb- 
nis für die Kommunisten enttäuschend (> Nr. 8). Die SMA zog daraus 
neue Konsequenzen: während der Vorbereitungen zur Landtagswahl löste sie 
gegen zahlreiche Kandidaten der bürgerlichen Parteien eine Verhaftungs- 
welle aus, und der Bevölkerung wurde unmißverständlich bedeutet, daß die 
Zuteilung von Kartoffeln für den bevorstehenden Winter von dem Aus- 
gang der Landtagswahlen nicht zu trennen sei. Erreicht wurde damit ledig- 
lich, daß diese Wahlen als „Kartoffelwahlen“ in die Geschichte eingingen, 
der erstrebte Gesinnungswandel der Bevölkerung blieb hingegen aus. 


Die SED zog daraus weitere „Lehren“: Für die Wahlen zum „Dritten 
Volkskongreß“ gab es keine Einzellisten mehr. Der Bevölkerung wurde 
nunmehr eine Einheitsliste vorgelegt, die immerhin noch mit „Ja“ gewählt 
oder mit „Nein“ abgelehnt werden konnte. Die Verteilung der Mandate 
bestimmte die SED nach Gutdünken im „Demokratischen Block“. Aber auch 
das nützte nicht viel. Trotz verstärkter Propaganda, trotz verstärkten 
Drucks und trotz zahlreicher, unverfrorener Wahlfälschungen blieb das Er- 
gebnis für die Kommunisten unbefriedigend: 38,9 %o der Wähler verwei- 
gerten das Ja zur Einheitsliste des „Demokratischen Blocks“. 


Nunmehr zog die SED die letzte „Konsequenz“: Weder die im Herbst 
1948 fälligen Gemeindewahlen noch die im Herbst anstehenden Landtags- 
wahlen wurden angesetzt. Der „Deutsche Volksrat“ entschied, daß die 
Länder-, Kreis- und Gemeindewahlen zusammen mit den Volkskammerwah- 
len am 15. 10. 1950 stattfinden sollen. Bis dahin setzten die Kommunisten 
die Einheitsliste durch, deren Zusammensetzung sie bestimmten. Damit 
war das Wahlergebnis von vornherein festgelegt. Es lautete: 99,61 /o für 
die Einheitsliste (> Nr. 13). 
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Das Ergebnis der Gemeindewahlen 


8 Land Sachsen (1.9. 1946) 


3 547 575 Wahlberechtigte 
3 322 342 abgegebene Stimmen 
2 996 364 gültige Stimmen 


Se EDS ON ORTEN PIERLERDETRNGEU 1608 851 Stimmen (48,42 v. H.) 
1 RE ENETL EHE EENUEVESESTT 671 271 "(20,21 v.H.) 
GDU: seien hr 655 147 (19,72 v.H.) 
Bauernhilfe ........ een 29 493 ( 0,89 v.H.) 
Frauenausschisse „uouu0owunsun on enkenen 24 663 ( 0,74 v.H.) 
SOnstIge: una een aan 6 939 ( 0,21 v.H.) 
Ungültige Stimmen „uuuuuesesununnsusne 325 978 ( 9,81 v.H.) 


Beträchtlih war die Zahl der ungültigen Stimmen; CDU- und LDP- 
Wähler gaben. dort, wo keine Ortsgruppen der bürgerlichen Parteien 
infolge des Registrierungsverfahrens zugelassen waren, ungültige 
Stimmen ab. Es gab in verschiedenen Orten mehr ungültige Stimmen 
als SED-Stimmen ... Wo aber die nichtmarzistischen Parteien zugelas- 


sen waren, erreichten sie eine klare Mehrheit: 


Stadt SED 
Wemäaf_ asien ne 12 475 
BON Sarasin 16 257 
Gothä ie uns ana anne 11 823 
Erfurt. ner 34 925 
PIE" rer re ee 10 417 
Nordhausen sersscasiweanennee nee 9 343 
Bislebeh au. 6733 
Mühlhausen .....cecccseeneeeeeeeenennnn 13 544 
Greiz sanieren 12 152 
HE ne reenen bke nee 5427 
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LDP und CDU 


26 431 
28 324 
20 087 
69 094 
17 961 
10 970 

9327 
13 734 
13 910 

7 606 
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Der Leiter des thüringischen Präsidialamtes, Dr. Staas, faßte im 
September 1946 das Wahlergebnis zusammen: „Es ist ganz gleichgül- 
tig, daß in einer großen Zahl thüringischer Städte die CDU und LDP 
die Mehrheit besitzen. Das Land Thüringen wird seine bewährten 
SED-Bürgermeister behalten und sich nicht von Parteien beeinflussen 
lassen, die als Sammelbecken aller Mißgestimmten und reaktionären 
Kräfte zufällig die Mehrheit erhalten haben.“ 


Die Wahlen in der Sowjetzone. Dokumente und Materialien, Hrg. v. Bun- 
desministerium f. gesamtdtsch. Fragen. Berlin 1963, S. 11 ff. 


Der SED-Parteivorstand zur Gemeindewahl 


9 „Der Wahlkampf hat... gezeigt, daß reaktionäre und faschisti- 
sche Elemente am Werk sind, sich im Rahmen der bürgerlich-demo- 
kratischen Parteien zu tarnen und um ihre Peripherie zu sammeln. 
Unter dem Deckmantel bürgerlich-demokratischer Organisationen 
haben dunkle Elemente mit den niedrigsten Mitteln faschistischer Pro- 
paganda und Verleumdung versucht, Verwirrung in die Reihen der 
Wähler zu tragen. Diese faschistischen und reaktionären Tendenzen 
sind im Anfang des Wahlkampfes nicht offen erkennbar gewesen. Un- 
ter Aufrechterhaltung des Standpunktes über die notwendige Fort- 
führung der Zusammenarbeit mit der LDP und CDU sind wir ver- 
pflichtet, die reaktionären Elemente zu enthüllen und in Gemeinschaft 
mit den demokratischen Kräften in den bürgerlichen Parteien dafür 
zu sorgen, daß aktive faschistische und reaktionäre Elemente entfernt 
werden und keinen Unterschlupf in den demokratischen Parteien 
und Organisationen oder an ihrem Rande finden.“ 


Dokumente der SED. Dietz-Verlag Berlin; zitiert nach Carola Stern, 
Porträt einer bolschewistischen Partei. Köln, 1957, S. 75 


Wahlen zur Volkskammer (aus der 1. Verfassung der DDR) 


10 Artikel 51 
Höchstes Organ der Republik ist die Volkskammer. 


Die Volkskammer besteht aus den Abgeordneten des deutschen Vol- 
kes. Die Abgeordneten werden in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer 
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und geheimer Wahl nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes 
auf die Dauer von vier Jahren gewählt. 


Zur Aufstellung der Kandidaten 


11 SED-Landesleitung Sachsen 
Sekretariat 


Streng vertraulich! 
An die Hauptinstrukteure und an alle 1. Kreissekretäre! 


Die Hauptinstrukteure der Landesleitung bei den Kreisleitungen 
werden angewiesen, sofort eine Kontrolle der Kandidatenaufstellung 
der Parteien und Massenorganisationen in den Kreisen nach folgen- 
den Gesichtspunkten vorzunehmen: 


Ist in allen Parlamenten, von den Gemeinden bis zum Kreis, für 
die Partei mit Hilfe der Kandidaten der Massenorganisationen eine 
politisch qualifizierte Mehrheit gesichert? das heißt, besitzen wir mit 
den Kandidaten der Partei und der Massenorganisationen nicht nur 
die zahlenmäßige Mehrheit (die in der Regel mindestens zwei Man- 
date betragen soll), vielmehr setzen sich diese Kandidaten aus wirk- 
lich parteitreuen, zuverlässigen und fest auf der Linie der Partei 
stehenden Parteimitgliedern zusammen? Parteilose Kandidaten und 
Sympathisierende können bei der Feststellung mit eingerechnet wer- 
den. 


Befinden sich unter den Kandidaten der bürgerlichen Parteien noch 
offene oder versteckte reaktionäre Elemente und sind bereits die 
Maßnahmen eingeleitet, damit diese Elemente als Kandidaten zu- 
rückgezogen werden? Wurden von diesem Gesichtspunkt ausgehend 
auch die parteilosen Kandidaten der Massenorganisationen überprüft 
und handelt es sich bei allen von ihnen um wirklich gute und fort- 
schrittliche Elemente? Die Überprüfung durch die Hauptinstruk- 
teure ist mit Hilfe der Kreissekretäre sofort aufzunehmen und ent- 
sprechend dem Ergebnis die Maßnahmen festzulegen, um nach den 
allen 1. Kreissekretären bekannten politischen Richtlinien der Partei 
die Kandidatenaufstellung abzuschließen ... 


Die Wahlen in der Sowjetzone, S. 39 gez. Schliebs 
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Aus einer Rede des Vorsitzenden der SED-Kreisleitung Gera 
vor Parteifunktionären am 14. 10. 1950 


12 ...Die Wahlleiter und ihre Beisitzer sind Menschen verschie- 
denster Parteirichtungen, aber Ihr seid als Instrukteure für den ord- 
nungsgemäßen Ablauf der Wahl voll verantwortlich. Wir werden je- 
den von Euch zur Rechenschaft ziehen, wenn in seinem Wahllokal 
die Wahl nicht so durchgeführt wurde, wie ich sie Euch jetzt im ein- 
zelnen schildere. Eine Vertretung für Euch gibt es nicht. 


Paßt gut auf, was ich Euch jetzt vortrage, eine Diskussion darüber 
ist ausgeschlossen. Wir haben dafür keine Zeit, denn um 15 Uhr 
sind von mir die Funktionäre der CDU und LDP, die als Wahlvor- 
stand und Beisitzer tätig sein sollen, eingeladen worden. Ihnen werde 
ich nur sagen, daß Euch die Partei auf Grund einer Verfügung des 
Wahlleiters der DDR zur Abwendung von Terror- und Sabotageak- 
ten als Instrukteure eingesetzt hat und daß Ihr beauftragt seid, den 
Wahlvorgang entsprechend zu beobachten. Beachtet dabei’ folgende 
Anweisungen, ich wiederhole sie im Anschluß noch einmal, unter allen 
Umständen müssen diese durchgeführt werden. 


1. Die Stimmzettelpakete müssen verschlossen vom Wahlleiter in 
Empfang genommen werden. 


2. In allen Wahllokalen ist dafür zu sorgen, daß Kabinen vorhan- 
den sind. Wo diese stehen und wie sie beschaffen sind, ist gleichgültig; 
Ihr versteht mich doch?! 

3. Es ist darauf zu achten, daß kein Wähler in die Kabinen hinein- 
geht; geht er trotzdem hinein, so wird er dort 

4. keinen Bleistift vorfinden. Bleistifte liegen nur auf dem Tisch des 
Wahlvorstandes aus — Ihr versteht mich doch?! 

5. Es ist nicht möglich gewesen, Briefumschläge für die Stimmzettel 
zu beschaffen. Bei der morgigen Abstimmung ist das auch gar nicht 
nötig. 

6. Die Stimmzettel dürfen nicht gefaltet werden, sie sind offen dem 
Wahlvorstand zu übergeben. 


7. Jedes Wahllokal erhält einen Stempel mit Stempelkissen. Damit 
müssen alle Stimmzettel vor den Augen des Wählers auf der Rüc- 
seite auf beiden Hälften schräg überstempelt werden. Wir vermeiden 
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damit, wenn der Klassenfeind in letzter Minute vielleicht doch noch 
die Parole herausgibt, daß gefaltete unbedruckte Zettel abgegeben 
werden. 
8. Die Größe der Zettel wird heute noch nicht bekanntgegeben, damit 
auf keinen Fall auch nur der geringste Sabotageversuch gemacht wer- 
den kann. Die Stimmzettel werden erst nach dieser Versammlung in 
den Druckereien unter besonderer Kontrolle hergestellt. 
9. Wie die Zettel ausgefüllt werden, brauche ich Euch nicht zu erklä- 
ren, Ihr werdet das morgen selbst sehen. Es gibt keine Möglichkeit, 
ihn falsch auszufüllen. 
10. Wahlvorsteher und Beisitzer, die sich Euren Anordnungen wider- 
setzen, sind sofort der Kreisleitung telefonisch zu melden. Auf den 
Postämtern stehen uns noch eine Anzahl Telefonapparate zur Verfü- 
gung. Wir vermeiden damit, daß die Parteileitung durch einen besetz- 
ten Apparat nicht erreicht werden kann. 

SBZ-Ardiv, Köln, Nr. 4, 1954, S. 53 


Wahlergebnisse 


13 Die bisherigen Volkskammerwahlen ergaben nach SED-amtlichen 
Berichten: 


Datum Wahlbeteiligung „Ja“-Stimmen Abgeordnete 
15. 10. 1950 _ 99,70 0/9 400 
17. 10. 1954 98,41 0/9 99,46 9/9 400 
16. 11. 1958 98,90 0/9 99,87 d/o 400 
20. 10. 1963 99,25 0/9 99,95 0/9 433 


Die Verteilung der Parteien und Massenorganisationen im „3. 
Deutschen Volkskongreß* und in den vier Volkskammern von 1949 
bis 1963 ergibt folgende Übersicht: 
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Sn 





Fraktion 1949 1950 1954 1958 1963 
Dritter Erste Zweite Dritte Vierte 
Volkskon- Volks- Volk- Volks- Volks- 
greß kammer kammer kammer kammer 





SED 100 100 100 100 110 
CDU 60 60 45 45 45 
LDP 60 60 45 45 45 
NDPD 30 30 45 45 45 
DBD 30 30 45 45 45 
pateilos —_ —_ 7 12 _ 
Parteizugehörigkeit _ _ _ — _ 
nicht feststellbar 

FDGB 40 40 45 45 60 
FDJ 20 20 25 25 35 
DFD 15 15 25 25 30 
Kulturbund 20 20 15 15 18 
VdgB (Vereinig. d. 

gegenseit. Bauernhilfe) 5 5 10 10 

VVN 15 15 _ _ —_ 
Genossenschaften 5 5 _ —_ 
zusammen: 400 400 400 400 400 


Hans Schütze, „Volksdemokratie* in Mitteldeutschland. Hg. v. der Nieder- 
sächsischen Landeszentrale f. pol. Bildung. Hannover 1964, S. 206 


Verteidigung der Einheitsliste 


14 Einigen Herren in Westdeutschland gefällt es nicht, daß Walter 
Ulbricht auf die Frage, warum die Kandidaten unserer Parteien auf 
einer gemeinsamen Liste der Nationalen Front kandidieren, die ein- 
fache Antwort gab: Wir stellen eine Einheitsliste auf, weil wir uns 
alle einig sind. 


.... Wie schön wäre es, so sagen sich diese alten Verderber der Völ- 
ker, wenn es in der DDR ein Oppositionszentrum gäbe, das unter 
dem Deckmantel einer angeblichen Demokratie Handlangerdienste 
für die imperialistischen Dienste leisten würde. 
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Wogegen sollte bei uns eine Opposition opponieren? Sie müßte 
nein sagen, wenn zum weiteren gemeinsamen Aufbau gerufen wird. 
Sie müßte dessen bisherige Erfolge leugnen. Sie müßte gegen den Frie- 
den und gegen den wachsenden Wohlstand opponieren. Doch wer 
gegen den Frieden ist, der ist für den Krieg, der hat bei uns nicht 
nur nichts im Parlament zu suchen, der wird als Feind des Volkes 
und des Friedens dort untergebracht, wo er keinen Schaden anrichten 


kann... „Neues Deutschland“, 11. April und 24. April 1957 
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Il. Politische Orientierung und Reform im Inneren 
Die Suprematlie der SED 


„1948 begann die SED — inzwischen zur Staatspartei entwickelt — sich nach 
sowjetischem Vorbild zu einer ‚Partei neuen Typus’ zu wandeln. Dieser Be- 
griff — vor der Oktoberrevolution 1917 in der kommunistischen Partei- 
sprache hauptsächlich gebraucht, um die radikalrevolutionäre bolschewistische 
Partei Rußlands von den ‚reformistischen‘ sozialdemokratischen Arbeiter- 
parteien Westeuropas abzugrenzen — erhielt nach der Gründung kommu- 
nistischer Parteiorganisationen in einer Reihe europäischer und außereuro- 
päischer Länder eine zusätzliche Bedeutung. Mit dem Begriff ‚Partei neuen 
Typus‘ wurden alle diejenigen kommunistischen Parteien charakterisiert, 
die sich willens zeigten, bolschewistische Organisationsprinzipien und ideo- 
logische Grundsätze zu übernehmen und die führende Rolle der KPdSU 
bedingungslos zu akzeptieren“ (Carola Stern, Porträt ....,S.78). Mit dieser 
Entwicklung war die „antifaschistisch-demokratische* Übergangsperiode ab- 
geschlossen. Für Mitteldeutschland begann nunmehr die Zeit des „Stalinis- 
mus“. 


15 Die Kennzeichen einer Partei neuen Typus sind: 


Die marxistisch-leninistische Partei ist die bewußte Vorhut der Ar- 
beiterklasse. Das heißt, sie muß eine Arbeiterpartei sein, die in erster 
Linie die besten Elemente der Arbeiterklasse in ihren Reihen zählt, 
die ständig ihr Klassenbewußtsein erhöhen. Die Partei kann ihre füh- 
rende Rolle als Vorhut des Proletariats nur erfüllen, wenn sie die 
marxistisch-leninistische Theorie beherrrscht, die ihr die Einsicht in die 
gesellschaftlichen Entwicklungsgesetze vermittelt. Daher ist die erste 
Aufgabe zur Entwicklung der SED zu einer Partei neuen Typs die 
ideologisch-politische Erziehung der Parteimitglieder und besonders 
der Funktionäre im Geiste des Marxismus-Leninismus. 

Die Rolle der Partei als Vorhut der Arbeiterklasse wird in der 
täglichen operativen Leitung der Parteiarbeit verwirklicht. Sie er- 
möglicht es, die gesamte Parteiarbeit auf den Gebieten des Staates, 
der Wirtschaft und des Kulturlebens allseitig zu leiten. Um dies zu 
erreichen, ist die Schaffung einer kollektiven operativen Führung der 
Partei durch die Wahl eines Politischen Büros (Politbüro) notwen- 
dig... 

Die marzistisch-leninistische Partei beruht auf dem Grundsatz des 
demokratischen Zentralismus. Dies bedeutet die strengste Einhaltung 
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des Prinzips der Wählbarkeit der Leitungen und Funktionäre und der 
Rechnungslegung der Gewählten vor den Mitgliedern. Auf dieser 
innerparteilichen Demokratie beruht die straffe Parteidisziplin, die 
dem sozialistischen Bewußtsein der Mitglieder entspringt. Die Partei- 
beschlüsse haben ausnahmslos für alle Parteimitglieder Gültigkeit, ins- 
besondere auch für die in Parlamenten, Regierungen, Verwaltungs- 
organen und in den Leitungen der Massenorganisationen tätigen Par- 
teimitglieder. 

Demokratischer Zentralismus bedeutet die Entfaltung der Kritik 
und Selbstkritik in der Partei, die Kontrolle der konsequenten 
Durchführung der Beschlüsse durch die Leitungen und die Mitglieder. 


Die Duldung von Fraktionen und Gruppierungen innerhalb der 
Partei ist unvereinbar mit ihrem marxistisch-leninistischen Charak- 
küiue 


Die marxistisch-leninistische Partei ist vom Geiste des Internationa- 
lismus durchdrungen. Dieser Internationalismus bestimmt ihren Platz 
in der weltweiten Auseinandersetzung zwischen den Kriegshetzern 
und den Friedenskräften, zwischen Reaktion und Fortschritt, zwi- 
schen Kapitalismus und Sozialismus. In diesem Kampfe steht die mar- 
xistisch-leninistische Partei eindeutig im Lager der Demokratie und 
des Friedens, an der Seite der Volksdemokratien und der revolutio- 
nären Arbeiterparteien der ganzen Welt. Sie erkennt die führende 
Rolle der Sowjetunion und der KPdSU(B) im Kampfe gegen den 
Imperialismus an und erklärt es zur Pflicht jedes Werktätigen, die 
sozialistische Sowjetunion mit allen Kräften zu unterstützen ... 
Protokoll der I. Parteikonferenz der SED, 25. bis 28. Januar 1949 in Ber- 
lin. Berlin 1949, S. 524 ff. 


Die Il. Parteikonferenz beschließt den Aufbau des Sozlalismus 


16 Die II. Parteikonferenz stellt fest: 

Sechstens: Die politischen und die ökonomischen Bedingungen sowie 
das Bewußtsein der Arbeiterklasse und der Mehrheit der Werktätigen 
sind soweit entwickelt, daß der Aufbau des Sozialismus zur grund- 
legenden Aufgabe in der Deutschen Demokratischen Republik gewor- 
den ist. Das deutsche Volk, aus dem die bedeutendsten deutschen Wis- 
senschaftler Karl Marx und Friedrich Engels, die Begründer des 
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wissenschaftlichen Sozialismus, hervorgegangen sind, wird unter der 
Führung der Arbeiterklasse die großen Ideen des Sozialismus verwirk- 
lichen. 

Siebentens: Das Hauptinstrument bei der Schaffung der Grundlagen 
des Sozialismus ist die Staatsmacht. Deshalb gilt es, die volksdemo- 
kratischen Grundlagen der Staatsmacht ständig zu festigen. Die füh- 
rende Rolle hat die Arbeiterklasse, die das Bündnis mit den werktätigen 
Bauern, der Intelligenz und den anderen Schichten der Werktätigen 
geschlossen hat. Es ist zu beachten, daß die Verschärfung des Klas- 
senkampfes unvermeidlich ist und die Werktätigen den Widerstand 
der feindlichen Kräfte brechen müssen ... 

Die Durchführung der Generallinie der Partei erfordert eine ent- 
schiedene Verbesserung der Parteiarbeit, damit die SED ihre Aufgabe 
als marxistisch-leninistische Partei mit Erfolg erfüllen kann. 


Zehntens: 


a) Die leitenden Parteiorgane haben die Pflicht, allseitig die führende 
Rolle der Partei zu verwirklichen, das Kampfbewußstsein in der Partei 
zu stärken, sich enger mit der Arbeiterklasse und den Volksmassen 
zu verbinden, die Vorschläge und Kritik der Massen sorgfältig zu 
beachten und in der Partei und im gesellschaftlichen Leben die Kritik 
und Selbstkritik breit zur Entfaltung zu bringen. Die Partei als die 
höchste Klassenorganisation der Arbeiterklasse muß umfassend und 
allseitig den Kampf der Klasse und der Massen führen und sich dabei 
auf die jeweils wichtigsten Aufgaben konzentrieren... 


b) Die Partei muß jedes Mitglied zur äußersten Wachsamkeit erziehen 
und verhindern, daß feindliche Elemente in die Partei der Arbeiter- 
klasse eindringen oder durch die Verbreitung bürgerlicher Ideologien 
ihre Kampfkraft schwächen. Parteifeindliche Elemente sind unerbitt- 
lich aus den Reihen der Partei zu entfernen. 

Die Partei und jedes einzelne ihrer Mitglieder müssen größere revo- 
lutionäre Wachsamkeit üben und einen entscheidenden Kampf gegen 
versöhnlerische Tendenzen gegenüber den Feinden der Partei und des 
Volkes führen. Das Verbrechen der Tito-Clique, die verbrecherische 
Tätigkeit der Gruppe Slansky in der Tschechoslowakei, der Gruppe 
Gomulka in Polen und die parteifeindlihe Haltung Lucas und 
Georgescus in Rumänien zeigen, wie der Feind seine verbrecherische 
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Tätigkeit in unseren Reihen durchzuführen versucht. Dagegen kann 
sich die Partei nur schützen durch einen entschiedenen Kampf gegen 
Versöhnlertum gegenüber den Feinden und durch die breite Entfaltung 
der Kritik und Selbstkritik, durch die Entfaltung der Wachsamkeit 
aller Parteimitglieder und der Werktätigen.... 


Protokoll der II. Parteikonfrenz der SED. Dietz Verlag, Berlin 1952 


Parteiauftrag 


17 Werter Genosse ... 


Du erhältst ab 25. 3. 1956 den Parteiauftrag, täglich über die Stim- 
mung Deiner Abteilung und aus der Bevölkerung zum Verlauf der 
III. Parteikonferenz zu berichten. 


1. Stimmung unter den Kollegen und der Bevölkerung. (Was sagen 
sie zu den Reden und Beschlüssen. Beispiele anführen.) 


2. Welche Fragen wurden besonders diskutiert? 

3. Feindarbeit (darunter auch angeben, welche feindlichen Argu- 
mente in der Diskussion auftreten). 

Genosse, beachte bitte sofort die Kommentare im Rundfunk und 
Presse. Der Bericht ist täglich, ab Montag, den 26. 3. 56 bis 12.00 Uhr 
in der Parteileitung abzugeben. 

Zittau, den 24. 3. 1956 

" BPO — Wei/Wo 

1. Sekretär 

gez. Weidauer Zitiert nach: Carola Stern, Porträt .. ., S. 95 


Der 17. Juni 1953 und der Neue Kurs 


„Am 17. Juni kam es in mehr als 250 Orten der DDR zu Streiks und Demon- 
strationen. Die Angaben über die Zahl der Streikenden schwanken zwischen 
300 000 und 372 000. Es beteiligten sich weniger als 10 %o der Arbeitnehmer, 
aber es waren die wichtigsten Zentren, in denen gestreikt wurde; so neben 
Berlin das mitteldeutsche Industriegebiet (Halle, Leipzig, Merseburg, Bitter- 
feld), der Magdeburger Raum und die Gebiete Jena, Gera, Brandenburg und 
Görlitz. Die diszipliniert und geschlossen aufmarschierenden Arbeiter der 
Großbetriebe Leuna (28000 Mann), Buna (18 000), Farbenfabrik Wolfen 


31 


(12.000) oder Henningsdorf (12 000) waren das Rückgrat der Erhebung. Der 
17. Juni war kein Aufstand des gesamten Volkes, sondern ein Aufstand, der 
von der Industriearbeiterschaft getragen wurde. Dagegen ist es unter den 
Bauern nur vereinzelt zu Unruhen gekommen. Die Mittelschichten, Bürger- 
tum und Intelligenz, haben sich fast völlig aus den Ereignissen herausgehal- 
ten. Nur in Ausnahmefällen (wie in Görlitz) haben sich die Intellektuellen 
am 17. Juni beteiligt (Baring, a.a.O.),“ (Hermann Weber, Von der SBZ zur 
„DDR“, Bd. 1 1945—1955, Hannover 1966, 5. 83). 

Vor und nach dem 17. Juni schien es eine Zeitlang, als ob entscheidende 
Änderungen im System der DDR unvermeidlich seien. Um die aufgebrachte 
Bevölkerung zu besänftigen, wurde ein „Neuer Kurs“ verkündet, der „eine 
ernsthafte Verbesserung der wirtschaftlichen Lage und der politischen Ver- 
hältnisse“ (Entschließung des ZK der SED vom 26. 7. 53) erreichen sollte. 
Zwei Jahre später äußerte Ulbricht, daß er nie die Absicht gehabt habe, 
„einen solchen falschen Kurs“ einzuschlagen. — Nicht minder wendig meisterte 
er auch die peinlichen Situationen, die für ihn und die SED-Führung durch 
den Abbau des Stalinismus entstanden waren. Er ignorierte einfach seine 


frühere Haltung zu Stalin und fand nunmehr starke Worte gegen den Per- 
sonenkult. 


18 Die Generallinie der Partei war und bleibt richtig. 


Trotz dieser richtigen Generallinie hat die Partei in der letzten Zeit 
eine Reihe Fehler begangen. Diese Fehler waren folgende: 


a) Die Partei, die den richtigen Kurs auf den Aufbau der Grund- 
lagen des Sozialismus in der DDR genommen hatte, beschritt den 
falschen Weg der beschleunigten Lösung dieser Aufgabe ohne ent- 
sprechende Berücksichtigung der realen inneren und äußeren Voraus- 
setzungen. Das führte zu einem überspitzten Entwicklungstempo 
der Wirtschaft, besonders in der Schwerindustrie, zu falschen Ver- 
suchen der Verdrängung und Liquidierung des städtischen Mittel- 
und Kleinbürgertums sowie der Großbauernschaft auf dem Lande, 
was nachteilige Folgen für die Versorgung der Bevölkerung hatte 
und in gewissem Maße zur Störung der richtigen Beziehungen zwi- 
schen der Partei und den werktätigen Massen und zur Anwendung 
von Methoden des Administrierens an Stelle einer breiten und ge- 
duldigen Aufklärungsarbeit unter den Massen führte. 


b) Es war richtig, daß die Parteiorganisationen die in der DDR auf 
Initiative der werktätigen Bauern entstandene Bewegung zur Bildung 
von Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften unterstützten. 
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Die Parteiorganisationen haben jedoch in einigen Kreisen die Ver- 
letzung des Prinzips der strengsten Freiwilligkeit bei der Bildung 
solcher Produktionsgenossenschaften geduldet, haben versucht, ihr 
zahlenmäßiges Wachstum zu forcieren, ohne der organisatorisch- 
wirtschaftlichen Festigung der bestehenden Genossenschaften die nö- 
tige Aufmerksamkeit zu widmen, was die Hauptaufgabe der Partei : 
auf dem Gebiete des genossenschaftlichen Aufbaus im Dorfe ist... 


Die Tatsache der Spaltung Deutschlands, die für das deutsche Volk 
ein großes Unglück darstellt und eine Gefährdung des Friedens in 
Europa bedeutet, macht den Kampf um die Wiedervereinigung 
Deutschlands auf demokratischer und friedlicher Grundlage zur 
Hauptaufgabe der Partei. Darum ist es notwendig, die ganze Arbeit 
in der DDR so durchzuführen, daß sie der Einheit Deutschlands 
dient und auch von den Werktätigen in Westdeutschland verstanden 
wird. Dabei ist zu beachten, daß große Teile der Bevölkerung West- 
deutschlands infolge der ständigen Beeinflussung durch die bürger- 
liche Presse und den Rundfunk unter starkem reaktionärem Einfluß 
stehen und an einer aktiven demokratischen Bewußtseinsbildung ge- 
hindert werden. 


Die Politik der Partei in der DDR muß deshalb einfach und klar, 
offen und zielstrebig sein, damit sie von den einfachen Menschen 
verstanden wird. Eine solche Politik ist der neue Kurs der Partei... 


Entschließung der 15. Tagung des Zentralkomitees der SED vom 26. Juli 
1953. Dokumente der SED, Bd. IV, Berlin 1954, S. 449 ff. 


Der „Neue Kurs“ nach zwei Jahren 


19 Wir hatten niemals die Absicht, einen solchen falschen Kurs ein- 
zuschlagen, und werden ihn niemals einschlagen... Manche von 
euch werden sich wundern, daß ich die Bezeichnung „Neuer Kurs“ 
nicht gebraucht habe. Das Bemerkenswerte eines solchen Kurses wäre 
nicht, daß er neu ist, sondern daß er falsch ist. Und ich kann nicht 
umhın, den Leuten, die solchen Vorstellungen nachhängen, einen 
Zahn zu ziehen. 


W. Ulbricht vor dem 24. ZK-Plenum; zitiert nach: C. Stern, Porträt ...., 
S. 173 
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Ulbrichts Kritik an Stalin nach dem XX. Parteitag der KPdSU (1956) 


20 Der Parteitag spiegelte die innere Atmosphäre wider, die im 
Sowjetlande, dem Lande der wirklichen Freiheit und Gerechtigkeit, 
vorhanden ist. Zweifellos gab es Verletzungen der Gesetze, be- 
sonders in den Jahren 1936 bis 1938 und nach dem Kriege. Durch Er- 
scheinungen des Personenkults war die Sowjetdemokratie teilweise 
entstellt worden. Die freimütige Aussprache über alle Fragen vor dem 
Parteitag und auf dem Parteitag, die Kritik an Institutionen und 
Zeitschriften, in denen an die Stelle des wissenschaftlichen Meinungs- 
streites der Dogmatismus getreten ist, kennzeichnen heute die Atmo- 
sphäre der Sowjetunion. Offen wurde gesagt, daß der Kampf geführt 
werden muß gegen die Willkür von Personen, die ihre Staatsfunktio- 
nen mißbrauchen. Deshalb sei es notwendig, irgendwelche Verstöße 
gegen die sozialistische Gesetzlichkeit unbedingt zu korrigieren... 


Im Rechenschaftsbericht des ZK wurde erklärt, daß früher häufig 
gegen die Leninschen Normen des Parteilebens verstoßen wurde. 
Erstrangige Bedeutung habe die Wiederhersteliung und gründliche 
Verankerung des Leninschen Prinzips der Kollektivität der Leitung. 
Das Zentralkomitee nahm den Kampf auf gegen den Persönlich- 
keitskult, der dem Geiste des Marxismus-Leninismus fremd ist. Offen- 
kundig meinte Genosse N. $. Chruschtschow damit auch solche Selbst- 
beweihräucherungen und Entstellungen der Parteigeschichte, wie sie 
in der Stalin-Biographie zu lesen sind. Er sagte: „Die Verbreitung 
des Persönlichkeitskults setzte die Rolle der kollektiven Führung in 
der Partei herab und führte zuweilen zu ernsten Versäumnissen in 
unserer Arbeit.“ 


Die Gegner haben sich bemüht, an diese Äußerungen des Genossen 
Chruschtschow, der Mitglieder des Präsidiums des ZK der KPdSU 
und verschiedener Diskussionsredner allerhand Spekulationen zu 
knüpfen. Sie kommen damit viel zu spät. Das Zentralkomitee der 
KPdSU hat bereits in den letzten Jahren entschieden den Kampf 
um die Wiederherstellung der Leninschen Normen des Parteilebens 
geführt und hat das bereits in weitgehendem Maße erreicht. Das 
Zentralkomitee der KPdSU hat bestimmte theoretische Fehler, wie 
sie zum Beispiel in Stalins Schrift „Okonomische Probleme des So- 
zialismus“ enthalten sind, korrigiert. Es wurde auch die von Stalin 
vertretene Auffassung korrigiert, daß sich mit den fortschreitenden 
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Erfolgen des sozialistischen Aufbaus in der Sowjetunion der Klassen- 
kampf verschärfe. Wenn Lenin gelehrt hat, daß die Anwendung von 
Gewalt von der Notwendigkeit hervorgerufen wird, den Widerstand 
der Ausbeuterklasse zu unterdrücken, so bezieht sich das auf die Pe- 
riode, wo die Ausbeuterklassen in Sowjetrußland noch stark waren. 
Als jedoch die soziale und politische Grundlage der alten kapita- 
listischen Klassenkämpfe beseitigt war, änderte Lenin sofort die 
Methoden. 

Wenn man von Genossen gefragt wird, „ob Stalin zu den Klassikern 
des Marxismus gehört“, kann man darauf nur antworten: Zweifellos 
hat Stalin nach dem Tode Lenins bedeutende Verdienste beim Auf- 
bau des Sozialismus und im Kampf gegen die parteifeindlichen Grup- 
pierungen der Trotzkisten, Bucharinleute und bürgerliche Nationa- 
listen. Als sich Stalin jedoch später über die Partei stellte und den 
Personenkult pflegte, erwuchsen der KPdSU und dem Sowjetstaat 
daraus bedeutende Schäden. Zu den Klassikern des Marxismus kann 
man Stalin nicht rechnen. 

Indem der Parteitag der KPdSU auch solche unangenehme Fragen 
wie die zeitweise Herrschaft des Personenkults offen behandelte, be- 
kundete er den Willen, mit aller Konsequenz die Leninschen Normen 
des Parteilebens durchzuführen und alle Auswüchse, die sich aus dem 
Personenkult ergeben haben, zu beseitigen. Der Parteitag war er- 
füllt von dem Willen, den Personenkult nicht nur auszumerzen, son- 
dern auch alle und jegliche Versuche, ihn in dieser oder jener Form 
wiedererstehen zu lassen, schonungslos zu bekämpfen. Zur Verhin- 
derung des Personenkults ist es notwendig, in der ganzen ideolo- 
gischen Arbeit die wichtigsten Lehrsätze des Marxismus-Leninismus 
über das Volk als den Schöpfer der Geschichte, als den Schöpfer aller 
materiellen und geistigen Reichtümer der Menschheit und über die 
entscheidende Rolle der marxistischen Partei im Kampf für die Um- 
gestaltung der Gesellschaft, für den Sieg des Kommunismus, hervor- 


zuheben ... „Neues Deutschland“ vom 4. 3. 1956 


Die Innerparteiliche Opposition 

In der Justiz waren in der Tat niemals auch nur Ansätze eines „Neuen 
Kurses“ zu bemerken. Zunächst wurden ehemalige Sozialdemokraten und 
alte Kommunisten, die sich mit der Politik der SED-Führung nicht befreun- 
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den konnten, aus der Partei entfernt und z. T. gerichtlich als „Schädlinge“, 
„Verräter“, „Saboteure“ u. ä. m. bestraft. 1949 richtete sich der Kampf vor- 
wiegend gegen „trotzkistische Anschauungen“ (Parole: Trotzkismus gleich Fa- 
schismus). 1951 wurden 150000 Mitglieder aus der SED ausgestoßen und zum 
großen Teil gerichtlich zur Verantwortung gezogen. Auch die Spitze der 
Partei blieb von diesen „Säuberungen“ nicht verschont. Zu „Parteifeinden“* 
und „Verrätern“ wurden u.a. erklärt: 1950 Paul Merker, Mitglied des ZK 
und Staatssekretär im Ministerium für Land- und Forstwirtschaft; 1953 
Franz Dahlem, Mitglied des Politbüros, des Sekretariats und des ZK der 
SED, erklärter „Held der Arbeit“; 1953 Wilhelm Zaisser, Minister für 
Staatssicherheit, und seine Frau Else, Ministerin für Volksbildung; 1959 
Karl Schirdewan, Mitglied des ZK und des Sekretariats der SED, Stell- 
vertretender Vorsitzender des DDR-Ministerrates und Nationalpreisträger. 
Sie alle hatten keineswegs die Absicht, das Regime der SED zu ändern, 
doch sie vermochten nicht, Ulbrichts Politik zu folgen. 


Der „Fall Harich“ 


Eine Gruppe von SED-Funktionären („Intelligenzler“), darunter Harich, 
Hertwig, Janka, Just, Steinhaus, Wolf und Zöger, hatte nach dem Tod Stalins 
und dem 17. Juni 1953 einen eigenen Weg zum Sozialismus für Deutschland 
ausgearbeitet und wollte ihn in der Partei diskutieren. 


21 ... Welches Programm haben wir für die SED und die DDR? 


Wir wollen die Partei von innen reformieren. Wir wollen auf den 
Positionen des Marxismus-Leninısmus bleiben. Wir wollen aber weg 
vom Stalinismus. Daraus ergibt sich für die Theorie des Marxismus- 
Leninismus: 


Sie muß ergänzt und erweitert werden durch die Erkenntnisse 
Trotzkis und vor allen Dingen durch die Bucharins; sie muß ergänzt 
und erweitert werden durch die Erkenntnisse Rosa Luxemburgs und 
teilweise auch durch die Karl Kautskys. Ferner müssen wir das Wert- 
volle aus den Erkenntnissen Fritz Sternbergs und anderer sozialde- 
mokratischer Theoretiker in die Theorie des Marxismus-Leninismus 
übernehmen. Wir müssen die jugoslawischen Erfahrungen und Er- 
kenntnisse in die Theorie des Marxismus-Leninismus mit aufnehmen 
und das Neue aus den theoretischen Diskussionen in den Ländern 
Polen und China, wobei besonders der VIII. Parteitag der chinesi- 
schen KP von besonderer Bedeutung ist. 
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Organisatorisch ergeben sich für unsere Partei folgende Maßnahmen: 


Die Herrschaft des Parteiapparates über die Mitglieder muß ra- 
dikal gebrochen werden. 


Der demokratische Zentralismus muß nach den Prinzipien von 
Marx, Engels und Lenin in der Praxis unserer Partei wiederherge- 
stellt werden. 

Die Stalinisten müssen aus der Partei ausgeschlossen werden. 

Folgende Reformen sind in der DDR notwendig: 


Die Produktion muß auf die Erhöhung des Lebensstandards der 
Volksmassen umgestellt werden (Malenkow-Kurs): mit der Normen- 
treiberei muß radikal Schluß gemacht werden. 


In den sozialistischen Betrieben und im sozialistischen Handel 
muß die Gewinnbeteiligung eingeführt werden; für die Arbeiter 
muß die Alterspension gesetzlich eingeführt werden wie für die In- 
telligenz; es muß Schluß gemacht werden mit den Prämien für die 
Spitzenfunktionäre. 


In allen sozialistischen Betrieben müssen Arbeiterräte nach jugo- 
slawischem Vorbild eingeführt werden; die mittelständische private 
Industrie muß gefördert und mit der volkseigenen Industrie gleich- 
gestellt werden. 

Mit der Zwangskollektivierung muß Schluß gemacht werden, weil 
sie nicht den besonderen Bedingungen Deutschlands entspricht; Auf- 
lösung der LPG, um eine Katastrophe in der landwirtschaftlichen 
Produktion zu verhüten; Entwicklung eines gesunden Klein- und 
Mittelbauerntums. 

Wiederherstellung der völligen Geistesfreiheit; Schluß mit dem 
Kirchenkampf, der die Partei von den religiösen Schichten der Be- 
völkerung isoliert; Herstellung der Autonomie der Universitäten; 
völlige Herstellung der Rechtssicherheit in der DDR; Auflösung des 
SSD und der Geheimjustiz. 

Schaffung einer Regierungsform in der DDR durch ein erweitertes 
Blocksystem, an dessen Spitze eine reformierte SED steht; Wieder- 
herstellung der völligen Souveränität des Parlamentes. 


Aufstellung von Einheitslisten des Blocks mit mehreren Kandi- 
daten bei den Wahlen, so daß die Bevölkerung wirklich eine Wahl 
vornehmen kann; die reformierte SED muß dabei an der Spitze 
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bleiben; durchgreifende Entbürokratisierung der Verwaltung von 
oben nach unten. 

Entwicklung einer Außenpolitik, die an dem Bündnis mit dem 
sozialistischen Lager bei Wahrung der völligen Unabhängigkeit und 
Gleichberechtigung festhält; freie und unabhängige Beratungen not- 
wendiger Maßnahmen und der gemeinsamen Politik mit den Genos- 
sen anderer volksdemokratischer Länder... 


SBZ-Ardiv, Nr. 5/6 vom 25. März 1957, $. 72 ff. 


Aus dem Urteil des Obersten Gerichts vom 9. März 1957 
(1 Zst, I, 1/57) 


22 ... Mit diesem verräterischen Verhalten haben die Angeklagten 
die Grundlagen unseres Staates angegriffen und den Bestand des 
Staates gefährdet. Nicht deshalb, weil sie mit den Maßnahmen der Re- 
gierung der Deutschen Demokratischen Republik nicht einverstanden 
waren oder weil sie als Mitglieder der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands andere Auffassungen hatten, als sie in Beschlüssen dieser 
Partei geäußert wurden, haben die Angeklagten sich des Staatsver- 
brechens schuldig gemacht, sondern weil sie sich zu einer Gruppe zu- 
sammenschlossen, deren Ziel es war, unter Anwendung konspirativer 
Methoden die durch die Verfassung und Gesetze geschützten gesell- 
schaftlichen Verhältnisse in der Deutschen Demokratischen Republik 
durch Drohung oder Gewalt zu verändern, die Errungenschaften 
unseres sozialistischen Aufbaus preiszugeben und den Sturz der Re- 
gierung der Deutschen Demokratischen Republik zu erzwingen. Da 
die Handlungen darauf gerichtet waren, den Staat der Arbeiter und 
Bauern zu schwächen oder zu beseitigen, sind sie rechtlich als Boy- 
kotthetze gemäß Art. 6 der Verfassung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik zu beurteilen. „Neue Justiz“ 1957, S. 166 


Auf Grund dieses Sachverhalts und mit dieser Begründung wurden am 
9. März 1957 verurteilt: Harich zu 10 Jahren Zuchthaus, Steinberger zu 
4 Jahren Zuchthaus, Hertwig zu 2 Jahren Zuchthaus. In einem zweiten 
Verfahren erhielten am 26. Juli 1957 Janka 5 Jahre Zuchthaus, Just 4 Jahre 
Zuchthaus, Wolf 3 Jahre Zuchthaus und Zöger 2'/s Jahre Zuchthaus. 
Harich ist im Januar 1965 vorzeitig aus der Haft entlassen worden. 
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Gründe für die „Säuberungen“ 


23 Die wirklichen und gravierenden Auseinandersetzungen, die nicht 
ausbleiben konnten, drehten sich im Grunde um drei Punkte: 
1. um die persönliche Bewältigung der Vergangenheit, das heißt... . der 
ns in den so tumultuarischen Zeiten von den zwanziger Jahren 
is 1945; 

2. um die Frage, in welchem Maße die UdSSR und ihre Partei Modell 
sein konnten und damit zusammenhängend um die Frage eines „natio- 
nalen“ Weges zu einem östlich verstandenen Sozialismus (zwangsläufig 
spielte hier die gesamtdeutsche Problematik mit hinein); 
3. und schließlich um die Frage, welche Konsequenzen für den Aufbau 
des Staates zu ziehen sind: im Verhältnis zu den bürgerlichen Kräften, 
zu im Westen bewährten Techniken (etwa in der Ökonomie, in der Be- 
triebsführung, Verwaltung, in der Nutzung psychologischer und so- 
zialer Techniken) und nicht zuletzt in der Rangordnung von Ideologie, 
„Parteilichkeit“ und technisch-ökonomischen Erfordernissen sowie in 
der partiellen Revision des starren, fixierten Dogmas. 

Fast alle Männer, die auf der Strecke blieben, sieht man von den 
„Rückgestuften“ ab, lassen sich in diese drei Zusammenhänge rubri- 
zieren. 


Ernst Richter, Die DDR-Elite oder unsere Partner von morgen. rororo- 
aktuell, Rowohlt-Taschenbuch Verlag GmbH, Reinbek bei Hamburg 


24 Die 35. Tagung des ZK der SED (8. Februar 1958) beschloß: „Ge- 
nosse Karl Schirdewan wird wegen Fraktionstätigkeit aus dem Zen- 
tralkomitee ausgeschlossen und erhält eine strenge Rüge; Genosse Ernst 
Wollweber wird im Zusammenhang mit seinen Verstößen gegen das 
Parteistatut aus dem Zentralkomitee ausgeschlossen und erhält eine 
strenge Rüge; Genosse Fred Oelßner wird seiner Funktion als Mitglied 
des Politbüros enthoben wegen wiederholter Verletzung der Disziplin 
des Politbüros und der Weigerung, sich in das Kollektiv des Polit- 


büros einzufügen. „Neues Deutschland“ vom 8. Februar 1958 
Die „Schirdewan-Gruppe“ 


25 Die Ereignisse in Polen und der konterrevolutionäre Putsch in 
Ungarn veranlaßten den Gegner, neue Versuche zur Zersetzung der 
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Partei und der Deutschen Demokratischen Republik zu unternehmen. 
Der Feind entstellte die Beschlüsse des XX. Parteitages der KPdSU 
und der III. Parteikonferenz und versuchte, einen Keil zwischen die 
Länder des sozialistischen Lagers zu treiben. 


Auch in der Deutschen Demokratischen Republik traten feindliche 
Gruppen auf, die vor dem Druck der Bourgeoisie kapitulierten und 
bereit waren, die Arbeiter- und Bauern-Macht preiszugeben, wie die 
Harich-Gruppe und andere Agenturen des Feindes, die versuchten, an 
den Universitäten konterrevolutionäre Zentren zu bilden, die den 
Imperialisten die Beseitigung der Arbeiter- und Bauern-Macht vorbe- 
reiten sollten. 


In einer Situation, in der der Feind sein ganzes Feuer auf unsere 
Partei, ihre Führung und auf den Genossen Walter Ulbricht richtete, 
wurde nach und nach sichtbar, daß es eine opportunistische Gruppe 
gab, die mit Fraktionsarbeit versuchte, die Parteiführung und die Po- 
litik der Partei zuändern ... 


Die fraktionelle Tätigkeit der Gruppe Schirdewan, Wollweber, Zil- 
ler, der die Genossen Oelßner und Selbmann Schützenhilfe leisteten, 
richtete sich gegen die Durchführung der Beschlüsse der III. Parteikon- 
ferenz und des Zentralkomitees und bedeutete objektiv eine Unter- 
stützung der feindlichen Tätigkeit, die auf die Unterminierung der 
Deutschen Demokratischen Republik gerichtet war. 


Die fraktionelle Gruppe Schirdewan, Wollweber und Ziller, denen 
die Genossen Oelßner und Selbmann Schützenhilfe leisteten, wollte der 
Generallinie der Partei eine opportunistische Linie entgegensetzen. Das 
war eine große Gefahr für die Deutsche Demokratische Republik. 
Diese Genossen standen unter dem Druck des Gegners, der mit seiner 
Hetze gegen den Marxismus-Leninismus und mit seiner Losung „Frei- 
heit“ erreichen wollte, daß die Arbeiterklasse ihre Macht in der Deut- 
schen Demokratischen Republik verspielt. Es ging nicht um unter- 
geordnete Fragen, es ging um die Funktion der Diktatur des Prole- 
tariats in der Übergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialismus... . 


Genosse Schirdewan war neben seinen politischen Fehlern der 
Hauptvertreter des Dogmatismus und Schematismus in der Organi- 
sations- und Kaderarbeit. Er entwickelte ein System der Arbeit, das 
mit viel Papier und vielen Berichten verbunden war. Das führte dazu, 
daß eine Reihe von Funktionären an den Schreibtisch gefesselt wurde, 


40 


anstatt den Grundorganisationen bei der Lösung der Aufgaben zu hel- 
fen. Er verstieß als logische Folge seiner politischen Fehler gegen das 
Prinzip der Kollektivität und stellte seine Meinung über die des Kol- 
lektivs der Partei und der Parteiführung. 


Die opportunistische Fraktion wollte die Frontlinie zwischen prole- 
tarischer und bürgerlicher Ideologie verwischen, leugnete also einen 
Wesenszug der marzistisch-leninistischen Weltanschauung, die nach- 
weist, daß die Entwicklung sich im Kampf der Gegensätze vollzieht 
und es beim Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus unvermeid- 
lich zu Konflikten kommt. Die von der fraktionellen Gruppe vertre- 
tenen Auffassungen fanden ihren Niederschlag in den „Theorien“ vom 
Selbstlauf und der Stagnation, den zu harten Plänen, der ideologischen 
Koexistenz usw. Die Generallinie unserer Partei orientierte die Partei- 
mitglieder aber auf den unversöhnlichen Kampf gegen bürgerliche Ein- 
flüsse und reaktionäre Angriffe... 


Die Gruppe Schirdewan-Wollweber-Ziller und die Genossen Oelßner 

und Selbmann, die durch den Versuch, die Politik und die Führung 
der Partei zu ändern, grob gegen die Leninschen Prinzipien des Par- 
teiaufbaus verstoßen haben, wurden auf dem 35. Plenum endgültig ge- 
schlagen. In den Wahlberichtsversammlungen und auf den Kreisdele- 
giertenkonferenzen haben sich die Parteimitglieder einmütig hinter die- 
sen Beschluß gestellt und dem Zentralkomitee und seinem Ersten Sekre- 
tär, dem Genossen Walter Ulbricht, ihr volles Vertrauen zum Aus- 
druck gebracht. Damit wurde ein wichtiger Beitrag geleistet für die 
Festigung der Einheit und Geschlossenheit der Partei, der wichtigsten 
Voraussetzung für weitere Erfolge beim sozialistischen Aufbau. 
Aus dem Bericht des Zentralkomitees an den V. Parteitag der SED. Protokoll 
der Verhandlungen des V. Parteitages der SED vom 10. bis 16. Juli 1958 
in der Werner-Seelenbinder-Halle zu Berlin. Bd. 2, Dietz Verlag, Berlin 1959, 
S. 1588—1590 und 1593—1596 


Die Gründung der DDR 


Am 26. 11. 1947 lädı die SED-Führung alle deutschen Parteien nach Berlin 
ein, um eine Art Vorparlament zu bilden: den „Deutschen Volkskongreß für 
Einheit und Frieden“. Aus Westdeutschland folgt nur die KPD, aus der SBZ 
lediglich die LDP. Daraufhin werden die Vorsitzenden der Ost-CDU, Kaiser 
und Lemmer, von der sowjetischen Militärregierung abgesetzt. Der vom 
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6. bis 7. 12. 1947 tagende erste „Deutsche Volkskongreß“ beschließt, die 
Volkskongreßbewegung zu einer institutionellen Einrichtung zu erheben. 


Vom 17. bis 18. März 1948 tritt in ähnlicher Zusammensetzung der zweite 
„Deutsche Volkskongreß“ zusammen. Er beschließt die Wahl eines „Deut- 
schen Volksrates“, der zwischen den Tagungen der Volkskongresse beratendes 
und beschließendes Organ sein soll. Ein aus ihm gebildeter Verfassungsaus- 
schuß unter Vorsitz von Otto Grotewohl (SED) sucht auf der Grundlage 
eines SED-Vorschlages von 1946 einen Verfassungsentwurf auszuarbeiten. 
Am 18. März 1949 verkündet der „Volksrat“ einen „Aufruf an das deutsche 
Volk“, in dem das künftige Bonner Grundgesetz als „Werkzeug der Kriegs- 
vorbereitung“ erklärt und der „nationale Notstand“ ausgerufen wird. Einen 
Tag später stimmt der „Deutsche Volksrat“ dem „Entwurf einer demokrati- 
schen Verfassung“ zu. 

Gleichzeitig werden Wahlen für den dritten „Deutschen Volkskongreß“ 
ausgeschrieben, die am 15. und 16. 5. 1949 stattfinden. Den Wählern wird 
eine Einheitsliste vorgelegt, zu der nur „Ja“ oder „Nein“ gesagt werden darf. 

Am 29.130. Mai genehmigt der neu zusammengetretene dritte „Volkskon- 
greß“ (1523 Delegierte) den Verfassungsentwurf und beschließt die Bildung 
eines neuen „Volksrates“ (SED 90, LDP und CDU je 45, NDP und DBD je 
15 Sitze; Massenorganisationen 120 Sitze). Dieser konstituiert unter Vorsitz 
von Wilhelm Pieck am 7. Oktober 1949 die DDR und erklärt sich — ohne 
dazu ermächtigt zu sein — zum provisorischen Parlament des neuen Staates. 
Am 6. April 1968 wird die erste Verfassung durch eine neue abgelöst, die — 
wie es heißt — den „neuen Gegebenheiten“ angepaßt ist. 


Mitteilung über die Gründung der DDR 


26 Am 7. Oktober 1949 wurde in der deutschen Hauptstadt Berlin 
die Grundlage eines neuen, unabhängigen und freien gesamtdeutschen 
Staates geschaffen. Eine neue Ära deutscher Geschichte hat damit be- 
gonnen. 


Der Deutsche Volksrat, in dem alle Parteien und alle Massenorgani- 
sationen vertreten sind, hat das Schicksal Deutschlands in seine Hand 
genommen und ist darangegangen, den Willen des deutschen Volkes 
zur Wiederherstellung der Einheit und zur Abwehr der vom Westen 
drohenden Gefahr der Spaltung zu vollstrecken. 


Angesichts der schweren nationalen Notlage, wie sie durch die 
Gründung der amerikanischen McCloy-Republik in Bonn entstand, 
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hat sich der Deutsche Volksrat auf seiner 9. Tagung als Provisorische 
Deutsche Volkskammer konstituiert. Er hat gleichzeitig die vom Drit- 
ten Volkskongreß beschlossene Verfassung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik in Kraft gesetzt und Otto Grotewohl mit der Bil- 
dung einer demokratischen deutschen Regierung beauftragt, die frei ist 
von der Bevormundung irgendwelcher Hohen Kommissare, frei von 
den drückenden Fesseln eines Besatzungsstatuts. 


Der Volksrat nahm vor Beendigung seiner Tätigkeit einstimmig ein 
Manifest der Nationalen Front des demokratischen Deutschland an, 
das sich an alle Deutschen ohne Rücksicht auf ihre politische, soziale 
und weltanschauliche Stellung wendet und sie auffordert, durch Unter- 
stützung der Nationalen Front die Bahn frei zu machen für Frieden, 
Aufbau und nationale Freiheit. 


Der 7. Oktober 1949 ist der Geburtstag eines neuen, demokratischen 
und freien Deutschlands, der Ausgangspunkt einer Entwicklung, die, 
folgerichtig zu Ende gegangen, das deutsche Volk neuem Wohlstand 
und einem dauerhaften Frieden entgegenführen wird. 

Dokumente zur Außenpolitik der Regierung der DDR. Bd. I, S. 11 


Gesetz über die Konstituierung der Provisorischen Volkskammer 
der DDR 


27 Artikel 1 


Die Provisorische Volkskammer der Deutschen Demokratischen 
Republik konstituiert sich in der Zusammensetzung des vom Dritten 
Deutschen Volkskongreß am 30. Mai 1949 gewählten Deutschen Volks- 
rates auf Grund der vom Deutschen Volksrat am 19. März 1949 be- 
schlossenen, vom Dritten Deutschen Volkskongreß am 30. Mai 1949 
bestätigten Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik. 


Artikel 2 


Dieses Gesetz tritt mit seiner Annahme in Kraft. Es wird vom 
Präsidenten der Provisorischen Volkskammer ausgefertigt und ver- 


kündet. 
Gesetzblatt der DDR. 1949, S.1, 13. Oktober 1949 
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28 Telegramm J. W. Stalins an W. Pieck und O. Grotewohl 


Gestatten Sie mir, Sie beide und in Ihrer Person das deutsche Volk 
anläßlich der Bildung der Deutschen Demokratischen Republik und 
anläßlich der Wahl des ersteren von Ihnen zum Präsidenten und des 
letzeren zum Ministerpräsidenten der Deutschen Demokratischen Re- 
publik zu beglückwünschen. 


Die Bildung der friedliebenden Deutschen Demokratischen Republik 
ist ein Wendepunkt in der Geschichte Europas. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß die Existenz eines friedliebenden demokratischen Deutsch- 
lands neben dem Bestehen der friedliebenden Sowjetunion die Mög- 
lichkeit neuer Kriege in Europa ausschließt, dem Blutvergießen in 
Europa ein Ende bereitet und die Versklavung der europäischen Län- 
der durch die Weltimperialisten unmöglich macht. 


Die Erfahrung des letzten Krieges hat gezeigt, daß das deutsche und 
das sowjetische Volk in diesem Kriege die größten Opfer gebracht ha- 
ben, daß diese beiden Völker in Europa die größten Potenzen zur 
Vollbringung großer Aktionen von Weltbedeutung besitzen. Wenn 
diese beiden Völker mit gleicher Anspannung der Kräfte ihre Ent- 
schlossenheit bekunden werden, für den Frieden zu kämpfen, mit der 
sie den Krieg führten, so kann der Friede in Europa als gesichert be- 
_ trachtet werden. 

Wenn Sie so den Grundstein für ein einheitliches, demokratisches 
und friedliebendes Deutschland legen, vollbringen Sie gleichzeitig ein 
großes Werk für ganz Europa, indem Sie ihm einen festen Frieden 
gewährleisten. 

Sie brauchen nicht daran zu zweifeln, daß Sie, wenn Sie diesen Weg 
einschlagen und den Frieden festigen, große Sympathien und die aktive 
Unterstützung aller Völker der Welt finden werden, darunter des 
amerikanischen, englischen, französischen, polnischen, tschechoslowa- 
kischen, italienischen Volkes, schon gar nicht zu reden vom friedlieben- 
den Sowjetvolk. 


Ich wünsche Ihnen Erfolg auf Ihrem neuen, glorreichen Wege. 


Es lebe und gedeihe das einheitliche, unabhängige, demokratische, 
friedliebende Deutschland! 


Dokumente zur Staatsordnung der Deutschen Demokratischen Republik. 
Bd. 1, S. 86 


44 


Aus der alten Verfassung der DDR vom 7. Oktober 1949 


29 Art. 1: Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; 
sie baut sich auf den deutschen Ländern auf. 

Die Republik entscheidet alle Angelegenheiten, die für den Bestand 
und die Entwicklung des deutschen Volkes in seiner Gesamtheit we- 
sentlich sind; alle übrigen Angelegenheiten werden von den Ländern 
selbständig entschieden. 

Die Entscheidungen der Republik werden grundsätzlich von den 
Ländern ausgeführt. 

Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit. 

Art. 2: Die Farben der Deutschen Demokratischen Republik sind 
Schwarz-Rot-Gold. 

(2) Die Hauptstadt der Republik ist Berlin. 

Art. 3: Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. 


Gesetzblatt der DDR [GBL], $. 613 


Der demokratische Zentralismus 


30 Das Wesen des demokratischen Zentralismus besteht in folgen- 
den Grundsätzen: 

a. Wahl und Abberufung der verantwortlichen Mitarbeiter im Staats- 
apparat; 

b. Rechenschaftspflicht der vollziehenden und verfügenden Organe 
gegenüber den Volksvertretungen; 

c. unbedingte Verbindlichkeit der Beschlüsse und Maßnahmen der 
höheren Organe für die unteren Organe. 

Das Prinzip des demokratischen Zentralismus verbindet auf diese 
Weise die volle Einheitlichkeit der Staatsgewalt mit der allseitigen 
Entfaltung der örtlichen Initiative und größten Selbständigkeit der 
örtlichen Organe bei der Verwirklichung der Anweisungen der über- 
geordneten Organe. 

Prof. Dr. Kröger, Vorlesung zum Gesetz über die weitere Demokratisierung 


des Aufbaus und der Arbeitsweise der staatlichen Organe in den Ländern 
der DDR. Berlin 1952, S. 44 
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Aus der neuen Verfassung der DDR vom 6. April 1968 
31 Politische Grundlagen 


Artikel 1 
Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat 
deutscher Nation. Sie ist die politische Organisation der Werktätigen 
in Stadt und Land, die gemeinsam unter Führung der Arbeiterklasse 
und ihrer marxistisch-leninistischen Partei den Sozialismus verwirk- 


lichen... 


; Artikel 2 
Alle politische Macht in der Deutschen Demokratischen Republik 
wird von den Werktätigen ausgeübt. Der Mensch steht im Mittelpunkt 
aller Bemühungen der sozialistischen Gesellschaft und ihres Staates. 
Das gesellschaftliche System des Sozialismus wird ständig vervoll- 
kommnet. .. 


Die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen ist für immer 
beseitigt. Was des Volkes Hände schaffen, ist des Volkes Eigen. Das 
sozialistische Prinzip „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach sei- 
ner Leistung“ wird verwirklicht. 


Die Übereinstimmung der politischen, materiellen und kulturellen 
Interessen der Werktätigen und ihrer Kollektive mit den gesellschaft- 
lichen Erfordernissen ist die wichtigste Triebkraft der sozialistischen 
Gesellschaft. 


Artikel 3 
Das Bündnis aller Kräfte des Volkes findet in der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland seinen organisierten Ausdruck. 
In der Nationalen Front des demokratischen Deutschland vereini- 
gen die Parteien und Massenorganisationen alle Kräfte des Volkes 
zum gemeinsamen Handeln für die Entwicklung der sozialistischen 
Gesellschaft. Dadurch verwirklichen sie das Zusammenleben aller Bür- 
ger in der sozialistischen Gemeinschaft nach dem Grundsatz, daß jeder 

Verantwortung für das Ganze trägt... 


Artikel 6 
Die Deutsche Demokratische Republik hat getreu den Interessen des 
deutschen Volkes und der internationalen Verpflichtung aller Deut- 
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schen auf ihrem Gebiet den deutschen Militarismus und Nazismüs aus- 
gerottet und betreibt eine dem Frieden und dem Sozialismus, der Völ- 
kerverständigung und der Sicherheit dienende Außenpolitik. 

Die Deutsche Demokratische Republik pflegt und entwickelt ent- 
sprechend den Prinzipien des sozialistischen Internationalismus die 
allseitige Zusammenarbeit und Freundschaft mit der Union der Sozia- 
listischen Sowjetrepubliken und den anderen sozialistischen Staaten... 


Artikel 8 


Die allgemein anerkannten, dem Frieden und der friedlichen Zu- 
sammenarbeit der Völker dienenden Regeln des Völkerrechts sind für 
die Staatsmacht und jeden Bürger verbindlich. Die Deutsche Demokra- 
tische Republik wird niemals einen Eroberungskrieg unternehmen oder 
ihre Streitkräfte gegen die Freiheit eines anderen Volkes einsetzen. 

Die Herstellung und Pflege normaler Beziehungen und die Zusam- 
menarbeit der beiden deutschen Staaten auf der Grundlage der Gleich- 
berechtigung sind nationales Anliegen der Deutschen Demokratischen 
Republik. Die Deutsche Demokratische Republik und ihre Bürger 
erstreben darüber hinaus die Überwindung der vom Imperialismus der 
deutschen Nation aufgezwungenen Spaltung Deutschlands, die schritt- 
weise Annäherung der beiden deutschen Staaten bis zu ihrer Vereini- 
gung auf der Grundlage der Demokratie und des Sozialismus. 


GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


Die Legislative 
Über die Volksvertretung der Republik sagt die Verfassung der DDR: 


32 Die Volkskammer 


Artikel 48 


Die Volkskammer ist das oberste staatliche Machtorgan der Deut- 
schen Demokratischen Republik. Sie entscheidet in ihren Plenarsitzun- 
gen über die Grundfragen der Staatspolitik. 


Die Volkskammer ist das einzige verfassungs- und gesetzgebende 
Organ in der Deutschen Demokratischen Republik... 
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Artikel 49 
Die Volkskammer bestimmt durch Gesetze und Beschlüsse endgültig 


und für jedermann verbindlich die Ziele der Entwicklung der Deut- 
schen Demokratischen Republik. . 


Die Volkskammer ahnt die Verwirklichung ihrer Gesetze 
und Beschlüsse. Sie bestimmt die Grundsätze der Tätigkeit des Staats- 
rates, des Ministerrates, des Nationalen Verteidigungsrates, des Ober- 
sten Gerichts und des Generalstaatsanwalts. 


Artikel 50 
Die Volkskammer wählt den Vorsitzenden und die Mitglieder des 
Staatsrates, den Vorsitzenden und die Mitglieder des Ministerrates, den 
Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungsrates, den Präsidenten und 
die Richter des Obersten Gerichts und den Generalstaatsanwalt. Sie 
können jederzeit von der Volkskammer abberufen werden... 


Artikel 54 
Die Volkskammer besteht aus 500 Abgeordneten, die vom Volke auf 


die Dauer von 4 Jahren in freier, allgemeiner, gleicher und geheimer 
Wahl gewählt werden... 


Artikel 57 
Die Abgeordneten der Volkskammer sind verpflichtet, regelmäßig 
Sprechstunden und Aussprachen durchzuführen sowie den Wählern 
über ihre Tätigkeit Rechenschaft zu legen. 
Ein Abgeordneter, der seine Pflichten gröblich verletzt, kann von den 
en gemäß dem gesetzlich festgelegten Verfahren abberufen wer- 
eN;4+ 
Artikel 64 
Vor Ablauf der Wahlperiode findet eine Auflösung der Volkskam- 
mer nur durch eigenen Beschluß statt. 
Ein solcher Beschluß bedarf der Zustimmung von mindestens zwei 
Dritteln der gewählten Abgeordneten... 


Artikel 65 


Das Recht zur Erbringung von Gesetzesvorlagen haben die Abge- 
ordneten der in der Volkskammer vertretenen Parteien und Massen- 
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organisationen, die Ausschüsse der Volkskammer, der Staatsrat, der 
Ministerrat und der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund. 

In Vorbereitung der Tagungen der Volkskammer behandelt der 
Staatsrat Gesetzesvorlagen und prüft deren Verfassungsmäßigkeit. 

Die Ausschüsse der Volkskammer beraten die Gesetzesvorlagen und 
legen ihre Auffassung dem Plenum der Volkskammer vor. Sie werden 
in ihrer Tätigkeit vom Staatsrat unterstützt. 

Entwürfe grundlegender Gesetze werden vor ihrer Verabschiedung 
der Bevölkerung zur Erörterung unterbreitet. Die Ergebnisse der 
Volksdiskussion sind bei der endgültigen Fassung auszuwerten. 


Artikel 108 
Die Verfassung kann nur von der Volkskammer der Deutschen De- 
mokratischen Republik durch Gesetz geändert werden, das den Wort- 
laut der Verfassung ausdrücklich ändert oder ergänzt. 


GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


Die Exekutive (vgl. Nachbemerkung zu Nr. 34) 
33 Der Staatsrat 


Artikel 66 

Der Staatsrat erfüllt als Organ der Volkskammer zwischen den Ta- 
gungen der Volkskammer alle grundsätzlichen Aufgaben, die sich aus 
den Gesetzen und Beschlüssen der Volkskammer ergeben. Er ist der 
Volkskammer für seine Tätigkeit verantwortlich. 

Der Vorsitzende des Staatsrates vertritt die Deutsche Demokratische 
Republik völkerrechtlich. Der Staatsrat entscheidet über den Abschluß 
der Staatsverträge der Deutschen Demokratischen Republik. Sie werden 
vom Vorsitzenden des Staatsrates ratifiziert. Der Staatsrat kündigt 
Staatsverträge. 


Artikel 67 
Der Staatsrat besteht aus dem Vorsitzenden, seinen Stellvertretern, 
den Mitgliedern und dem Sekretär. 


Der Vorsitzende, die Stellvertreter des Vorsitzenden, die Mitglieder 
und der Sekretär des Staatsrates werden von der Volkskammer auf 
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ihrer ersten Tagung nach der Neuwahl auf die Dauer von 4 Jahren 
gewählt. 


Nach Ablauf der Wahlperiode der Volkskammer setzt der Staatsrat 
seine Tätigkeit bis zur Wahl des neuen Staatsrates durch die Volks- 
kammer fort... 


Artikel 70 


Der Staatsrat behandelt Vorlagen an die Volkskammer und veran- 
laßt ihre Beratung in den Ausschüssen der Volkskammer. 


Auf Beschluß der Volkskammer oder aus eigener Initiative beruft 
der Staatsrat die Tagungen der Volkskammer ein. 


Der Staatsrat ist verpflichtet, die Volkskammer jederzeit einzube- 
rufen, wenn mindestens ein Drittel der Abgeordneten es verlangt. 


Artikel 71 


Der Staatsrat regelt die grundsätzlichen Aufgaben, die sich aus den 
Gesetzen und Beschlüssen der Volkskammer ergeben, durch Erlasse. Sie 
werden der Volkskammer zur Bestätigung vorgelegt. 


Erlasse und Beschlüsse des Staatsrates sind rechtsverbindlich. 
Der Staatsrat legt die Verfassung und die Gesetze verbindlich aus, 
soweit dies nicht durch die Volkskammer selbst erfolgt. 


GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


34 Der Ministerrat 


Artikel 78 
Der Ministerrat organisiert im Auftrage der Volkskammer die Er- 
füllung der politischen, ökonomischen, kulturellen und sozialen sowie 
die ihm übertragenen Verteidigungsaufgaben des sozialistischen Staates 
Er ist ein kollektiv arbeitendes Organ. 


Der Ministerrat arbeitet wissenschaftlich begründete Prognosen aus, 
organisiert die Gestaltung des ökonomischen Systems des Sozialismus 
und leitet die planmäßige Entwicklung der Volkswirtschaft. 


Artikel 79 


Der Ministerrat arbeitet auf der Grundlage der Gesetze und Be- 
schlüsse der Volkskammer sowie der Erlasse und Beschlüsse des Staats- 
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rates. Er erläßt im Rahmen der Gesetze und Erlasse Verordnungen 
und faßt Beschlüsse. 

Der Ministerrat leitet, koordiniert und kontrolliert die Tätigkeit der 
Ministerien, der anderen zentralen Staatsorgane und der Räte der Be- 
zirke entsprechend den Erkenntnissen der Organisationswissenschaften. 

Der Ministerrat entscheidet über den Abschluß und die Kündigung 
völkerrechtlicher Verträge, die in seinem Namen abgeschlossen werden. 


Artikel 80 


Der Vorsitzende des Ministerrates wird vom Vorsitzenden des 
Staatsrates der Volkskammer vorgeschlagen und von ihr mit der Bil- 
dung des Ministerrates beauftragt. 

Der Ministerrat besteht aus dem Vorsitzenden, den Stellvertretern 
des Vorsitzenden und den Ministern. Er wird vom Vorsitzenden des 
Ministerrates geleitet... 

GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


(1972 ist die Stellung des Ministerrates der des Staatsrates gegenüber durch 
Gesetz aufgewertet worden.) 


35 Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe 


Artikel 81 


Die örtlichen Volksvertretungen sind die von den wahlberechtigten 
Bürgern gewählten Organe der Staatsmacht in den Bezirken, Kreisen, 
Städten, Stadtbezirken, Gemeinden und Gemeindeverbänden. 


Die örtlichen Volksvertretungen entscheiden auf der Grundlage der 
Gesetze in eigener Verantwortung über alle Angelegenheiten, die ihr 
Gebiet und seine Bürger betreffen. Sie organisieren die Mitwirkung 
der Bürger an der Gestaltung des politischen, wissenschaftlichen, kul- 
turellen und sozialen Lebens und arbeiten mit den gesellschaftlichen 
Organisationen der Werktätigen zusammen. 


Die Tätigkeit der örtlichen Volksvertretungen ist darauf gerichtet, 
das sozialistische Eigentum zu mehren und zu schützen, die Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Bürger ständig zu verbessern und das 
gesellschaftliche und kulturelle Leben der Bürger und ihrer Gemein- 
schaften zu fördern, 
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das sozialistische Staats- und Rechtsbewußtsein der Bürger zu heben 
und die öffentliche Ordnung zu sichern, die sozialistische Gesetz- 
lichkeit zu festigen und die Rechte der Bürger zu wahren. 

GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


Ulbricht begründet am 1. 12. 1967 die Notwendigkeit einer neuen 
Verfassung: 
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Die Verfassung des Jahres 1949 hat uns und unserem sozialistischen 
Staat gute Dienste beim Voranschreiten in eine glückliche Zukunft und 
bei der Errichtung der Fundamente des Sozialismus geleistet. Die 
neuen Bedingungen unserer gesellschaftlichen Entwicklung, die wir uns 
selbst geschaffen haben, die neuen Aufgaben und die weiteren Hori- 
zonte der sozialistischen Gesellschaft und des sozialistischen deutschen 
Staates erfordern die neue Verfassung. 

„Neues Deutschland“, 2. 12. 1967 


Zur Beurteilung der Verfassung von 1949 und 1968 


37 Die Verfassung des Jahres 1949 ging zwar auf einen Entwurf der 
SED aus dem Jahre 1946 zurück, trug aber in manchen Teilen den 
Stempel eines Kompromisses mit den anderen beiden Parteien, die 
damals noch in beschränktem Maße eigener politischer Willensbildung 
fähig waren, CDU und LDP. Weil man außerdem mit Vorbedacht an 
Formulierungen der Weimarer Reichsverfassung angeknüpft hatte, wies 
der Verfassungstext kaum Anklänge an das sowjetische Modell auf 
und ließ ... nicht vermuten, daß er als Grundgesetz eines kommuni- 
stisch regierten Staatsgebildes auf deutschem Boden dienen könnte. 


Zu den Teilen der Verfassung, die von Anfang an niemals voll ver- 
wirklicht worden sind, gehören die Bestimmungen über die Grund- 
rechte und Wahlen ... Entgegen seinem Wortlaut und Sinn wurde der 
Text der bisherigen Verfassung besonders bei den persönlichen Frei- 
heitsrechten nach ideologischen und aktuell-politischen Gesichtspunk- 
ten eingehend ausgelegt. So ist beispielsweise trotz der rechtsstaatlich 
formulierten Bestimmung des Art. 9 der bisherigen Verfassung die 
Freiheit der Meinungsäußerung darauf beschränkt, daß sich jedermann 
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öffentlich zustimmend über die Zustände in der DDR äußern darf... 
In der Betrachtungsweise der SED verengt sich somit das Recht auf 
Meinungsfreiheit zu dem zweckgebundenen „Recht, Mißstände aufzu- 
decken, ist das Recht auf Meinungsstreit gegen alles, was hindert und 
hemmt...“ 


Das Ergebnis dieser Verfassungsentwicklung neben und entgegen der 
Verfassungsurkunde [neues Verfassungsrecht zu schaffen] war schließ- 
lich, daß in den letzten Jahren die entscheidenden und charakteristisch- 
sten Bestimmungen des Verfassungsrechts der DDR in einer Vielzahl 
von Gesetzen außerhalb der Verfassung vom 1. Oktober 1949 zu fin- 
den waren. Die neue Verfassung übernimmt jetzt einen Großteil die- 
ser schon bestehenden Rechtssätze und macht sie damit auch formell zu 
Verfassungsrecht. Insofern bietet die zweite Verfassung der DDR 
wenig Neues. Anders steht es allerdings mit dem weltanschaulichen 
Hintergrund, der in der bisherigen Verfassung praktisch keinen Nie- 
derschlag gefunden hatte. Wichtige Kernsätze der marxistisch-leninisti- 
schen Weltanschauung werden durch die neue Verfassung in den Rang 
von Verfassungsnormen erhoben. 


Ulbrichts Grundgesetz; Die sozialistische Verfassung der DDR. Mit einem 
einleitenden Kommentar von Dietrich Müller-Römer. Verl. Wiss. u. Politik, 
Köln 1968, S. 11 ff. 
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38 
Das Herrschaftssystem in der DDR 
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Ulbrichts Grundgesetz; Die sozialistische Verfassung der DDR. Mit einem 
einleitenden Kommentar von Dietrich Müller-Römer. Verl. Wiss. u. Politik, 
Köln 4. A., 1968, S. 48 


Das Militär 


Gesetz zur Verteidigung der Deutschen Demokratischen Republik 
(Verteidigungsgesetz) vom 20.9. 1961 


39 Die Arbeiter- und Bauern-Macht der Deutschen Demokratischen 
Republik betrachtet den Kampf um die Erhaltung des Friedens als 
Hauptaufgabe ihrer nationalen Politik und befürwortet deshalb die 
kontrollierte, allgemeine und vollständige Abrüstung. Durch die Ein- 
beziehung Westdeutschlands in das aggressive NATO-Paktsystem, 
die forcierte Aufrüstung, die Ausrüstung der unter dem Kommando 


54 


von Hitlergeneralen stehenden westdeutschen Armee mit Raketen- 
und Kernwaffen und die Konzentration der Macht in den Händen 
ehemaliger Faschisten, der Militaristen und Bonner Ultras, die eine 
Politik der Revanche, der Eroberung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Gebiete anderer sozialistischer Länder verfolgen, 
wurde Westdeutschland zum gefährlichsten Kriegsherd in Europa. 


Alle Vorschläge der Regierung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik, strittige Fragen durch friedliche Verhandlungen und durch 


Vereinbarungen zu lösen, wurden von den aggressiven Kreisen West- 
deutschlands abgelehnt. 


Angesichts der verstärkten Kriegsvorbereitungen der westdeutschen 
Militaristen sind die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik 
gewillt und entschlossen, entsprechend den Prinzipien des soziali- 
stischen Internationalismus gemeinsam mit den Völkern des soziali- 
stischen Weltsystems und allen friedliebenden Menschen den Frieden 
in Europa zu verteidigen und die Errungenschaften des sozialistischen 
Aufbaus in der Deutschen Demokratischen Republik zu sichern. 


Die Volkskammer beschließt zu diesem Zweck auf der Grundlage 
der Artikel 5 und 112 der Verfassung das folgende Gesetz: 


Grundlegende Bestimmungen über die Verteidigung der Deutschen 
Demokratischen Republik 


$1 
Grundlagen der Verteidigung der Republik 


3. Die Verteidigung der Deutschen Demokratischen Republik stützt 
sich auf den Vertrag über Freundschaft, Zusammenarbeit und ge- 
genseitigen Beistand (Warschauer Vertrag) mit den sozialistischen 
Staaten, deren Streitkräfte in fester Waffenbrüderschaft, getreu den 
Prinzipien des sozialistischen Internationalismus jederzeit bereit und 
in der Lage sind, jeden Angriff gegen ein sozialistisches Land im 
Keime zu ersticken und den Aggressor vernichtend zu schlagen. 


55 


$ 4 
Verteidigungszustand 


1. Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik erklärt im 
Falle der Gefahr oder der Auslösung eines Angriffes gegen die Deut- 
sche Demokratische Republik oder in Erfüllung internationaler Bünd- 
nisverpflichtungen den Verteidigungszustand. 


2. Der Verteidigungszustand wird durch den Vorsitzenden des Staats- 
rates der Republik verkündet. Die Verkündung ist an keine Form ge- 
bunden. 


3. Der Staatsrat der Republik kann in Wahrnehmung seiner Rechte 
aus dem Artikel 106 der Verfassung für die Dauer des Verteidigungs- 
zustandes die Rechte der Bürger und die Rechtspflege in Überein- 
stimmung mit den Erfordernissen der Verteidigung der Republik 
abweichend von der Verfassung regeln... GBL. I, S. 175 


Die 2. Verfassung der DDR führt aus: 


40 Artikel 7 


Die Staatsorgane gewährleisten die Unantastbarkeit des Staatsge- 
bietes der Deutschen Demokratischen Republik einschließlich des Luft- 
raums und der Territorialgewässer sowie den Schutz und die Nutzung 
des Festlandsockels. 


Die Deutsche Demokratische Republik organisiert die Landesver- 
teidigung sowie den Schutz der sozialistischen Ordnung und des fried- 
lichen Lebens der Bürger. Die Nationale Volksarmee und die anderen 
Organe der Landesverteidigung schützen die sozialistischen Errungen- 
schaften des Volkes gegen alle Angriffe von außen. Die Nationale 
Volksarmee pflegt im Interesse der Wahrung des Friedens und der 
Sicherung des sozialistischen Staates enge Waffenbrüderschaft mit den 
Armeen der Sowjetunion und anderer sozialistischer Staaten... 


Artikel 23 


Der Schutz des Friedens und des sozialistischen Vaterlandes und sei- 
ner Errungenschaften ist Recht und Ehrenpflicht der Bürger der Deut- 
schen Demokratischen Republik. Jeder Bürger ist zum Dienst und zu 
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Leistungen für die Verteidigung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik entsprechend den Gesetzen verpflichtet. 

Kein Bürger darf an kriegerischen Handlungen und ihrer Vorberei- 
tung teilnehmen, die der Unterdrückung eines Volkes dienen. 


GBL.I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


Gesetz über die Staatsbürgerschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik (Staatsbürgerschaftsgesetz) 


Im Februar 1967 unterstrich die Volkskammer die Souveränität der DDR 
durch Annahme dieses Gesetzes. 


41 Mit der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik ent- 
stand in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht die Staatsbürger- 
schaft der Deutschen Demokratischen Republik. Sie ist Ausdruck der 
Souveränität der Deutschen Demokratischen Republik und trägt zur 
weiteren allseitigen Stärkung des sozialistischen Staates bei. 


$ 1. Die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen Republik: 
Staatsbürger der Deutschen Demokratischen Republik ist, wer 


a) zum Zeitpunkt der Gründung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik deutscher Staatsangehöriger war, in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt hatte und 
die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen Republik seit- 
dem nicht verloren hat; 


b) zum Zeitpunkt der Gründung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik deutscher Staatsangehöriger war, seinen Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik 
hatte, danach keine andere Staatsbürgerschaft erworben hat... 

$ 10 (1) Ein Staatsbürger der Deutschen Demokratischen Republik 
kann auf seinen Antrag aus der Staatsbürgerschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik entlassen werden, wenn er seinen Wohnsitz 
mit Genehmigung der zuständigen staatlichen Organe der Deutschen 
Demokratischen Republik außerhalb der Deutschen Demokratischen 
Republik hat oder nehmen will... 

$ 15 (1) Über die Verleihung der Staatsbürgerschaft und die Entlas- 
sung aus der Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik entscheidet der Ministerrat der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik. 
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Ill. Das sozialistische Recht 


Die kommunistische Auffassung vom Recht, das z. B. dem Richter ver- 
bietet, eine neutrale Position einzunehmen, ist zunächst verwirrend. „Es ist 
müßig“, sagte Ulbricht in einer programmatischen Erklärung vor der Volks- 
kammer, „mit den Junkern und Militaristen über unser Recht zu streiten. 
Ihr Recht ist nicht unser Recht“ (Neue Justiz, 1960, S. 668). Wer die 
charakteristischen Eigentümlichkeiten des kommunistischen Rechtes begreifen 
will, darf seine Wurzeln nicht in der europäischen Rechtsidee suchen, wie 
sie seit Jahrhunderten verstanden wird. Sie sind in der kommunistischen 
Lehre und in der Struktur des sowjetischen Staates zu finden. Marx lehrt, 
daß das Recht ein Teil des Überbaues sei, der sich über die reale ökono- 
mische Basis erhebe. Von jeher sei es seine Aufgabe gewesen, die Interessen 
der herrschenden Klasse zu verteidigen. Recht habe daher immer einen 
Klassencharakter und sei Spiegel der jeweiligen gesellschaftlichen Verhalt- 
nisse, die seinen Inhalt bestimmen. Auch das sozialistische Recht — und das 
lehren seine Nachfolger — müsse den historischen Gesetzen des Klassen- 
kampfes folgen und daher jetzt Ausdruck der Diktatur des Proletariats 
sein. Es dürfe daher nicht starr sein, sondern müsse sich parallel zu der 
Entwicklung zur klassenlosen Gesellschaft mitwandeln. — Verbindlich 
für alle von der Sowjetunion beherrschten Länder ist nach wie vor die 
folgende Definition vom Recht, die 1938 der damalige Generalstaats- 
anwalt Andrej J. Wyschinski gab. 


Die Definition Wyschinsklis 


42 Das Recht ist die Gesamtheit der Verhaltensregeln, die den 
Willen der herrschenden Klasse ausdrücken und auf gesetzgeberischem 
Weg festgelegt sind, sowie der Gebräuche und Regeln des Gemein- 
schaftslebens, die von der Staatsgewalt sanktioniert sind. Die Anwen- 
dung dieser Regeln wird durch die Zwangsgewalt des Staates ge- 
währleistet zwecks Sicherung, Festigung und Entwicklung der ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse und Zustände, die der herrschenden 
Klasse genehm und vorteilhaft sind. 


A. J. Wyschinski, Die Hauptaufgaben der Wissenschaft vom sozialistischen 
Sowjetrecht; in: Sowjetische Beiträge zur Staats- und Rechtstheorie. Berlin 
1953, S. 76 
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Sozialistische Gesetzlichkelt und Rechtspflege (— Materialien, Die 
UdSSR, S. 154) 


Die 2. Verfassung der DDR bestimmt: 


43 Artikel 86 


Die sozialistische Gesellschaft, die politische Macht des werktätigen 
Volkes, ihre Staats- und Rechtsordnung sind die grundlegende Garan- 
tie für die Einhaltung und die Verwirklichung der Verfassung im 
Geiste der Gerechtigkeit, Gleichheit, Brüderlichkeit und Menschlichkeit. 


Artikel 87 
Gesellschaft und Staat gewährleisten die Gesetzlichkeit durch die 
Einbeziehung der Bürger und ihrer Gemeinschaften in die Rechtspflege 
und in die gesellschaftliche und staatliche Kontrolle über die Einhal- 
tung des sozialistischen Rechts. 


Artikel 88 
Die Verantwortlichkeit aller leitenden Mitarbeiter in Staat und 
Wirtschaft gegenüber den Bürgern ist durch ein System der Rechen- 
schaftspflicht gewährleistet... 


Artikel 90 
Die Bekämpfung und Verhütung von Straftaten und anderen 
Rechtsverletzungen sind gemeinsames Anliegen der sozialistischen Ge- 
sellschaft, ihres Staates und aller Bürger. 
Die Teilnahme der Bürger an der Rechtspflege ist gewährleistet. Sie 
wird im einzelnen durch Gesetz bestimmt. 


Artikel 91 
Die allgemein anerkannten Normen des Völkerrechts über die Be- 
strafung von Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit 
und von Kriegsverbrechen sind unmittelbar geltendes Recht. Verbre- 
chen dieser Art unterliegen nicht der Verjährung. 


Artikel 92 
Die Rechtsprechung wird in der Deutschen Demokratischen Republik 
durch das Oberste Gericht, die Bezirksgerichte, die Kreisgerichte und 
die gesellschaftlichen Gerichte im Rahmen der ihnen durch Gesetz über- 
tragenen Aufgaben ausgeübt. In Militärstrafsachen üben das Oberste 
Gericht, die Militärobergerichte und die Militärgerichte die Rechtspre- 
chung aus. 
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Artikel 93 

Das Oberste Gericht ist das höchste Organ der Rechtsprechung. 

Das Oberste Gericht leitet die Rechtsprechung der Gerichte auf der 
Grundlage der Verfassung, der Gesetze und anderen Rechtsvorschriften 
der Deutschen Demokratischen Republik. Es sichert die einheitliche 
Rechtsanwendung durch alle Gerichte. 

Das Oberste Gericht ist der Volkskammer und zwischen ihren Ta- 


gungen dem Staatsrat verantwortlich. 
GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


Die Richter 


Ihre Stellung in der 2. Verfassung der DDR 


44 Artikel 94 

Richter kann nur sein, wer dem Volk und seinem sozialistischen 
Staat treu ergeben ist und über ein hohes Maß an Lebenserfahrung, an 
menschlicher Reife und Charakterfestigkeit verfügt. 

Die demokratische Wahl aller Richter, Schöffen und Mitglieder ge- 
sellschaftlicher Gerichte gewährleistet, daß die Rechtsprechung von 
Frauen und Männern aller Klassen und Schichten des Volkes ausgeübt 
wird. 


Artikel 95 
Alle Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte 
werden durch die Volksvertretungen oder unmittelbar durch die Bür- 
ger gewählt. Sie erstatten ihren Wählern Bericht über ihre Arbeit. Sie 
können von ihren Wählern abberufen werden, wenn sie gegen die 
Verfassung oder die Gesetze verstoßen oder sonst ihre Pflichten gröb- 
lich verletzen. 


Artikel 96 
Die Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte 
sind in ihrer Rechtsprechung unabhängig. Sie sind nur an die Verfas- 
sung, die Gesetze und anderen Rechtsvorschriften der Deutschen 
Demokratischen Republik gebunden. 
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Die Schöffen üben die Funktion eines Richters in vollem Umfang 
und mit gleichem Stimmrecht wie die Berufsrichter aus. 


GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


Volksrichter 


Der Mangel an fachlich geschulten Richtern (Entnazifizierung!) führte ab 
1945 zur Einrichtung von Sonderlehrgängen für Nichtakademiker, die sich 
ihre juristischen Kenntnisse durch die Praxis erwerben sollten. Inzwischen 
ist aus diesen Lehrgängen ein normales 4jähriges Studium geworden. 


45 Die Strafjustiz in der Deutschen Demokratischen Republik, in 
der die Arbeiter und Bauern regieren, ist eine Justiz der Werktätigen. 
Sie wirkt im Interesse des ganzen Volkes und verwirklicht im Interesse 
des Aufbaus des Sozialismus ihre Rechtsprinzipien. Mehr als zwei 
Drittel der Richter und Staatsanwälte in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik kommen aus der Arbeiterklasse, waren selber Ar- 
beiter oder sind Kinder von Arbeitern und Bauern. 


Die Justiz in Westdeutschland ist sowohl personell als in ihrem 
Inhalt die gleiche geblieben, wie sie in der Nazizeit in Deutschland 


existierte. „Der Morgen“ (LDP) vom 13. 5. 1956 


Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft 


46 Die gesamte Arbeit der Staatsanwaltschaft kennt nur ein Haupt- 
ziel: Sie hat dem Sieg des Sozialismus in unserer Republik, der Er- 
haltung des Friedens und der demokratischen Wiedervereinigung 
Deutschlands zu dienen. Jede Entscheidung und jede Maßnahme 
eines Staatanwaltes — seine Anklagen, seine Plädoyers, sein Ein- 
spruch und sein Hinweis, seine politische Massenarbeit — muß auf 
dieses Ziel ausgerichtet sein. Jeder Staatsanwalt muß deshalb in 
seiner Arbeit, in jeder seiner Entscheidungen die Einheit der beiden 
Seiten der sozialistischen Gesetzlichkeit, strengste Parteilichkeit und 
strengste Einhaltung des Gesetzes wahren. Ist auch nur eine Seite 
verletzt, so ist die sozialistische Gesetzlichkeit verletzt. Es gilt zu 
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erkennen, daß jede Entscheidung der sozialistischen Umgestaltung 
dienen muß. 


Generalstaatsanwalt Melsheimer: Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft nach 
dem V. Parteitag; in: „Neue Justiz“ 1958, S. 513 


Ihre Bedeutung nach der 2. Verfassung der DDR: 


47 Artikel 97 

Zur Sicherung der sozialistischen Gesellschafts- und Staatsordnung 
und der Rechte der Bürger wacht die Staatsanwaltschaft auf der Grund- 
lage der Gesetze und anderen Rechtsvorschriften der Deutschen Demo- 
kratischen Republik über die strikte Einhaltung der sozialistischen Ge- 
setzlichkeit. Sie schützt die Bürger vor Gesetzesverletzungen. Die 
Staatsanwaltschaft leitet den Kampf gegen Straftaten und sichert, daß 
die Personen, die Verbrechen oder Vergehen begangen haben, vor Ge- 
richt zur Verantwortung gezogen werden. 


Artikel 98 


... Der Generalstaatsanwalt ist der Volkskammer und zwischen 
ihren Tagungen dem Staatsrat verantwortlich. 


Artikel 99 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wird durch die Gesetze der 
Deutschen Demokratischen Republik bestimmt. 

Eine Tat zieht strafrechtliche Verantwortlichkeit nur nach sich, wenn 
diese zur Zeit der Begehung der Tat gesetzlich festgelegt ist, wenn der 
Täter schuldhaft gehandelt hat und die Schuld zweifelsfrei nachgewie- 
sen ist. Strafgesetze haben keine rückwirkende Kraft. 

Eine strafrechtliche Verfolgung ist nur in Übereinstimmung mit den 
Strafgesetzen möglich. 

Die Rechte des Bürgers dürfen im Zusammenhang mit einem Straf- 
verfahren nur insoweit eingeschränkt werden, wie dies gesetzlich zu- 
lässig und unumgänglich ist. 

GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 
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Die Stellung der Rechtsanwälte 


Worin sich die Rechtsanwaltskollegien der DDR von den Rechtsanwalts- 
kammern der BRD unterscheiden, zeigen die $$ 1 und 6 der folgenden Ver- 
ordnung. 


48a 


Der Ministerrat bestätigt das Musterstatut für die Kollegien der 
Rechtsanwälte, das als Anlage zu dieser Verordnung bekanntgemacht 
wird. 


s3 


Als Verteidiger ($ 76 StPO) und als beigeordneter Rechtsanwalt in 
Zivilprozessen ($ 115 ZPO) kann nur ein Rechtsanwalt bestellt wer- 
den, der Mitglied eines Kollegiums der Rechtsanwälte ist. 


Anlage zu vorstehender Verordnung 


$6 


1. Die Aufnahme in das Kollegium ist abzulehnen, wenn der Be- 
werber nach seiner Persönlichkeit oder bisherigen Berufsausübung 
nicht die Gewähr dafür bietet, daß er seine Tätigkeit als Rechtsan- 
walt in Übereinstimmung mit den Erfordernissen der demokratischen 
Gesetzlichkeit, den Interessen des sozialistischen Aufbaus und den 
Zielen des Kollegıums ausübt. 


Verordnung über die Bildung von Kollegien der Rechtsanwälte vom 
15. Juni 1953 — GBL 1953, Nr. 66 


Der V. Parteitag der SED zu den Aufgaben der sozialistischen Rechts- 


anwaltschaft 


48b Die Aufgaben der Rechtsanwaltschaft unterscheiden sich nicht 
prinzipiell von den Aufgaben der Justizorgane. Innerhalb der Rechts- 
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tätigkeit hat die Rechtsanwaltschaft jedoch eine spezielle Funktion zu 
erfüllen. Diese besteht darin, den Bürgern, den sozialistischen Be- 
trieben und Organisationen juristische Hilfe zu leisten, vor allem 
deren Interessen und prozessualen Rechte auf der Basis der Inter- 
essen der Gesellschaft zu wahren, die Gesetze und die Beschlüsse der 
örtlichen Organe der Staatsmacht zu erläutern, die Werktätigen 
zu beraten und damit das Vertrauen zum Arbeiter-und-Bauern- 
Staat zu festigen. Auf die Art und Weise stärkt er die sozialistische 
Gesetzlichkeit und den damit unmittelbar verbundenen Kampf der 
Volksmassen um die Höherentwicklung der Gesellschaft. 


Die aktive Mitwirkung der Rechtsanwaltschaft an den tiefgrei- 
fenden sozialistischen Umwälzungen erfordert einen neuen Arbeitsstil. 


Das bedeutet: 


1. Bei der Anwendung des Rechts auf allen Gebieten des gesellschaft- 
lichen Lebens leistet der Rechtsanwalt einen aktiven Beitrag zur 
Vollendung der sozialistischen Umwälzung. 


5. Der Rechtsanwalt unterstützt die gesellschaftliche Erziehung von 
Bürgern, die ihre Pflichten gegenüber der Gesellschaft verletzt haben. 
Er unterhält eine enge Verbindung zu den Werktätigen, besonders 
zu den sozialistischen Brigaden und Arbeitsgemeinschaften. Er pro- 
pagiert das sozialistische Recht und trägt auch damit zur Verbreitung 
sozialistischen Rechtsbewußtseins bei. 


6. Um alle diese Aufgaben erfüllen zu können, muß sich der Rechts- 
anwalt politisch sowie fachlich ständig weiter qualifizieren und sich 
auf der Grundlage der Erkenntnisse des Marxismus-Leninismus mit 
den bürgerlichen Staats- und Rechtsanschauungen auseinandersetzen. 


Die Aufgabe des Verteidigers erschöpft sich nicht in der Mitwir- 
kung an der formalen Tatbestandfeststellung. Sie umfaßt vielmehr 
die Aufklärung der Ursachen des Verbrechens und die in ihnen zum 
Ausdruck kommenden gesellschaftlichen Widersprüche. Letztes Ziel 
der Arbeit des Verteidigers ist damit die über den Einzelfall hinaus- 
gehende Bekämpfung der Kriminalität. 


Unrecht als System. Bonn und Berlin 1962, Bd. IV, Nr. 149 
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49 Artikel 102 


Jeder Bürger hat das Recht, vor Gericht gehört zu werden. 
Das Recht auf Verteidigung wird während des gesamten Strafver- 
fahrens gewährleistet. 


Artikel 103 


Jeder Bürger kann sich mit Eingaben (Vorschlägen, Hinweisen, An- 
liegen oder Beschwerden) an die Volksvertretungen, ihre Abgeordne- 
ten oder die staatlichen und wirtschaftlichen Organe wenden. Dieses 
Recht steht auch den gesellschaftlichen Organisationen und den Ge- 
meinschaften der Bürger zu. Ihnen darf aus der Wahrnehmung dieses 
Rechts kein Nachteil entstehen. 


Die für die Entscheidung verantwortlichen Organe sind verpflichtet, 
die Eingaben der Bürger oder der Gemeinschaften innerhalb der ge- 
setzlich vorgeschriebenen Frist zu bearbeiten und den Antragstellern 
das Ergebnis mitzuteilen. 


GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


Die Konfliktkommissionen 


Nach dem Vorbild der sowjetischen Schlichtungskommissionen und Kame- 
radschaftsgerichten (> Materialien, Die UdSSR, $. 155) wurden in der DDR 
betriebliche Konfliktkommissionen eingerichtet, die Verstöße gegen die so- 
zialistische Moral, insbesondere die Arbeitsmoral, zu ahnden haben. Meistens 
werden dort geringfügige Eigentumsdelikte verhandelt. Möglich sind jedoch 
auch Verhandlungen über Verstöße gegen die sozialistische Moral, die 
außerbetrieblich — also in der Privatsphäre — geschehen sein sollen. 


50 Im Karl-Liebknecht-Werk in Magdeburg wurde im Einverneh- 
men mit der Staatsanwaltschaft entsprechend dem Gedanken, daß die 
Zuständigkeit in Zukunft auch auf gewisse kriminelle Verstöße er- 
weitert werden sollte, ein Diebstahl durch die Konfliktkommission ver- 


handelt. 


Ein Arbeiter aus der Blechschmiede hatte in einem gewissen Zeitraum 
Kleineisenteile und Elektroden im Werte von ungefähr 20 DM ge- 
stohlen. Beim Verlassen des Werkes wurde der Diebstahl durch die 
Kontrolle des Werkschutzes aufgedeckt. Daraufhin wurde im Einver- 
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nehmen mit der Staatsanwaltschaft die alte Konfliktkommission be- 
auftragt, diesen Fall als Beitrag zur Diskussion um die Erweiterung 
der Rechte der Konfliktkommissionen im Betrieb zu verhandeln. 


Der Verhandlungsverlauf war folgender: Der Vorsitzende legte selbst 
den Gegenstand der Verhandlung dar und forderte anschließend den 
VP-Angehörigen, der den Diebstahl aufgedeckt hatte, auf, den Sach- 
verhalt so zu schildern, wie er ihm bekannt war. Danach sollte der 
Beschuldigte dazu Stellung nehmen. Dieser brach jedoch bei den ersten 
Worten in Tränen aus und konnte während der gesamten Verhandlung 
nur einige Sätze sprechen. Von den etwa 30 anwesenden Brigademit- 
gliedern sowie anderen Mitarbeitern sprach während der Verhand- 
lung ungefähr ein Drittel zum Vergehen des Beschuldigten. Die Kolle- 
gen schilderten seine Persönlichkeit, erklärten, daß er anfangs gut in 
der Brigade mitgearbeitet habe, später jedoch zum Einzelgänger ge- 
worden sei. Die Mitglieder der AGL bekannten, daß es ihr Versäumnis 
sei, wenn der Beschuldigte zum Einzelgänger wurde. Sie hätten nicht 
beharrlich genug um seine Einbeziehung in das Kollektiv gerungen. 
Der AGL-Vorsitzende verlas eine Erklärung des Beschuldigten, die 
beide gemeinsam ausgearbeitet hatten. Der Kollege verpflichtete sich 
darin, eine Summe im Wert der sichergestellten Gegenstände für die 
Weltfestspiele in Wien zu spenden und außerdem zwei zusätzliche Ein- 
sätze für das NAW zu leisten. Die Kommission beschloß daraufhin, an 
die Werkleitung den Antrag zu richten, von einer fristlosen Entlassung 
Abstand zu nehmen und dem Beschuldigten eine strenge Verwarnung 
nach der Arbeitsordnung auszusprechen. Zugleich wurde an die Staats- 
anwaltschaft die Bitte gerichtet, von einer weiteren Strafverfolgung 
abzusehen. Der anwesende Vertreter der Staatsanwaltschaft erklärte, 
daß von der Staatsanwaltschaft keine weitere Strafverfolgung durch- 
geführt wird. 


Beilage zur Zeitschrift „Die Arbeit“, herausgegeben vom Bun- 
desvorstand des FDGB, Heft 6/1959 
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Aus der 2. Verfassung der DDR 
Ökonomische Grundlagen, Wissenschaft, Bildung und Kultur 


51 


Die Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik beruht 
auf dem sozialistischen Eigentum an den Produktionsmitteln. Sie ent- 
wickelt sich gemäß den ökonomischen Gesetzen des Sozialismus auf der 
Grundlage der sozialistischen Produktionsverhältnisse. Die sozialisti- 
schen Produktionsverhältnisse entstanden als Ergebnis des Kampfes 
gegen das monopolkapitalistische Wirtschaftssystem, dessen aggressive 
und abenteuerliche Politik der deutschen Nation bisher nur Unglück 
gebracht hat. Durch die Entmachtung der Monopole und Großgrund- 
besitzer, durch die Abschaffung der kapitalistischen Profitwirtschaft 
wurde die Quelle der Kriegspolitik und der Ausbeutung des Men- 
schen durch den Menschen beseitigt. 


Das sozialistische Eigentum hat sich bewährt... 


In der Deutschen Demokratischen Republik gilt der Grundsatz der 
Planung und Leitung der Volkswirtschaft sowie aller anderen gesell- 
schaftlichen Bereiche. Die Volkswirtschaft der Deutschen Demokrati- 
schen Republik ist sozialistische Planwirtschaft. Das ökonomische Sy- 
stem des Sozialismus verbindet die zentrale staatliche Planung und 
Leitung der Grundfragen der gesellschaftlichen Entwicklung mit der 


Eigenverantwortung der sozialistischen Warenproduzenten und der 
örtlichen Staatsorgane. 


Artikel 10 
Das sozialistische Eigentum besteht 
als gesamtgesellschaftliches Volkseigentum, 


als genossenschaftliches Gemeineigentum werktätiger Kollektive 
sowie 


als Eigentum gesellschaftlicher Organisationen der Bürger. 


Das sozialistische Eigentum zu schützen und zu mehren ist Pflicht 
des sozialistischen Staates und seiner Bürger. 
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Artikel 11 


Das persönliche Eigentum der Bürger und das Erbrecht sind ge- 
währleistet. 


Das persönliche Eigentum dient der Befriedigung der materiellen 
und kulturellen Bedürfnisse der Bürger. 


Die Rechte von Urhebern und Erfindern genießen den Schutz des 
sozialistischen Staates. 


Der Gebrauch des Eigentums sowie von Urheber- und Erfinder- 
rechten darf den Interessen der Gesellschaft nicht zuwiderlaufen. 


Artikel 12 


Die Bodenschätze, die Bergwerke, Kraftwerke, Talsperren und gro- 
ßen Gewässer, die Naturreichtümer des Festlandsockels, größere In- 
dustriebetriebe, Banken und Versicherungseinrichtungen, die volkseige- 
nen Güter, die Verkehrswege, die Transportmittel der Eisenbahn, der 
Seeschiffahrt sowie der Luftfahrt, die Post- und Fernmeldeanlagen sind 
Volkseigentum. Privateigentum daran ist unzulässig. 


Der sozialistische Staat gewährleistet die Nutzung des Volkseigen- 
tums mit dem Ziel des höchsten Ergebnisses für die Gesellschaft. Dem 
dienen die sozialistische Planwirtschaft und das sozialistische Wirt- 
schaftsrecht. Die Nutzung und Bewirtschaftung des Volkseigentums 
erfolgt grundsätzlich durch die volkseigenen Betriebe und staatlichen 
Einrichtungen. Seine Nutzung und Bewirtschaftung kann der Staat 
durch Verträge genossenschaftlichen oder gesellschaftlichen Organisa- 
tionen und Vereinigungen übertragen. Eine solche Übertragung hat den 
Interessen der Allgemeinheit und der Mehrung des gesellschaftlichen 
Reichtums zu dienen. 


Artikel 13 


Die Geräte, Maschinen, Anlagen, Bauten der landwirtschaftlichen, 
handwerklichen und sonstigen sozialistischen Genossenschaften sowie 
die Tierbestände der landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
und das aus genossenschaftlicher Nutzung des Bodens sowie genossen- 
schaftlicher Produktionsmittel erzielte Ergebnis sind genossenschaft- 
liches Eigentum. 
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Artikel 14 


Die Nutzung und der Betrieb privater Wirtschaftsunternehmen und 
-einrichtungen zu Erwerbszwecken müssen gesellschaftliche Bedürfnisse 
befriedigen, der Erhöhung des Volkswohlstandes und der Mehrung des 
gesellschaftlichen Reichtums dienen. 

Das enge Zusammenwirken von sozialistischen mit privaten Wirt- 
schaftsunternehmen und -einrichtungen wird vom Staat gefördert. In 
Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Erfordernissen können 
private Betriebe auf Antrag staatliche Beteiligung aufnehmen. 

Privatwirtschaftliche Vereinigungen zur Begründung wirtschaftlicher 
Macht sind nicht gestattet... 


Artikel 16 


Enteignungen sind nur für gemeinnützige Zwecke auf gesetzlicher 
Grundlage und gegen angemessene Entschädigung zulässig. Sie dürfen 
nur erfolgen, wenn auf andere Weise der angestrebte gemeinnützige 
Zweck nicht erreicht werden kann... 


Grundrechte und Grundpflichten der Bürger 


52 Artikel 19 


Die Deutsche Demokratische Republik garantiert allen Bürgern die 
Ausübung ihrer Rechte und ihrer Mitwirkung an der Leitung der ge- 
sellschaftlichen Entwicklung. Sie gewährleistet die sozialistische Gesetz- 
lichkeit und Rechtssicherheit. 

Achtung und Schutz der Würde und Freiheit der Persönlichkeit sind 
Gebot für alle staatlichen Organe, alle gesellschaftlichen Kräfte und 
jeden einzelnen Bürger. 

Frei von Ausbeutung, Unterdrückung und wirtschaftlicher Abhängig- 
keit hat jeder Bürger gleiche Rechte und vielfältige Möglichkeiten, seine 
Fähigkeiten in vollem Umfange zu entwickeln und seine Kräfte aus 
freiem Entschluß zum Wohle der Gesellschaft und zu seinem eigenen 
Nutzen in der sozialistischen Gemeinschaft ungehindert zu entfalten. 
So verwirklicht er Freiheit und Würde seiner Persönlichkeit. Die Be- 
ziehungen der Bürger werden durch gegenseitige Achtung und Hilfe, 
durch die Grundsätze sozialistischer Moral geprägt... 


GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 
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Artikel 21 


Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, 
das politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Leben der sozia- 
listischen Gemeinschaft und des sozialistischen Staates umfassend mit- 
zugestalten. Es gilt der Grundsatz „Arbeite mit, plane mit, regiere mit!“ 

Das Recht auf Mitbestimmung und Mitgestaltung ist dadurch ge- 
währleistet, daß die Bürger 

alle Machtorgane demokratisch wählen, an ihrer Tätigkeit und an 
der Planung, Leitung und Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens 
mitwirken; 

Rechenschaft von den Volksvertretungen, ihren Abgeordneten, den 
Leitern staatlicher und wirtschaftlicher Organe über ihre Tätigkeit 
fordern können; 

mit der Autorität ihrer gesellschaftlichen Organisationen ihrem 
Wollen und ihren Forderungen Ausdruck geben; 

sich mit ihren Anliegen und Vorschlägen an die gesellschaftlichen, 
staatlichen und wirtschaftlichen Organe und Einrichtungen wenden 
können; 

in Volksabstimmungen ihren Willen bekunden.... 


Artikel 25 


Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das 
gleiche Recht auf Bildung. Die Bildungsstätten stehen jedermann offen. 
Das einheitliche sozialistische Bildungssystem gewährleistet jedem Bür- 
ger eine kontinuierliche sozialistische Erziehung, Bildung und Weiter- 
bildung. 

Die Deutsche Demokratische Republik sichert das Voranschreiten 
des Volkes zur sozialistischen Gemeinschaft allseitig gebildeter und 
harmonisch entwickelter Menschen, die vom Geist des sozialistischen 
Patriotismus und Internationalismus durchdrungen sind und über eine 
hohe Allgemeinbildung und Spezialbildung verfügen. 


Artikel 27 


Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, 
den Grundsätzen dieser Verfassung gemäß seine Meinung frei und öf- 
fentlich zu äußern. Dieses Recht wird durch kein Dienst- oder Arbeits- 
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verhältnis beschränkt. Niemand darf benachteiligt werden, wenn er 
von diesem Recht Gebrauch macht. 


Die Freiheit der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens ist ge- 
währleistet. 


Artikel 39 


Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, 
sich zu einem religiösen Glauben zu bekennen und religiöse Handlun- 
gen auszuüben. 


Die Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften ordnen ihre An- 
gelegenheiten und üben ihre Tätigkeit aus in Übereinstimmung mit der 
Verfassung und den gesetzlichen Bestimmungen der Deutschen Demo- 
kratischen Republik. Näheres kann durch Vereinbarungen geregelt wer- 
den... 


Betriebe, Städte und Gemeinden in der sozialistischen Gesellschaft 


53 Artikel 41 


Die sozialistischen Betriebe, Städte, Gemeinden und Gemeindever- 
bände sind im Rahmen der zentralen staatlichen Planung und Leitung 
eigenverantwortliche Gemeinschaften, in denen die Bürger arbeiten 
und ihre gesellschaftlichen Verhältnisse gestalten. Sie sichern die Wahr- 
nehmung der Grundrechte der Bürger, die wirksame Verbindung der 
persönlichen mit den gesellschaftlichen Interessen sowie ein vielfältiges 
gesellschaftlich-politisches und kulturell-geistiges Leben. Sie stehen 
unter dem Schutz der Verfassung. Eingriffe in ihre Rechte können nur 
auf der Grundlage von Gesetzen erfolgen. 


Die freien Gewerkschaften, vereinigt im Freien Deutschen Gewerk- 
schaftsbund, sind die umfassende Klassenorganisation der Arbeiter- 
klasse. Sie nehmen die Interessen der Arbeiter, Angestellten und Ange- 
hörigen der Intelligenz durch umfassende Mitbestimmung in Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft wahr. 


Die Gewerkschaften sind unabhängig. Niemand darf sie in ihrer 
Tätigkeit einschränken oder behindern. 


Die Gewerkschaften arbeiten in den Betrieben und Institutionen an 
der Ausarbeitung der Pläne mit und sind in den Gesellschaftlichen 
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Räten der Vereinigungen Volkseigener Betriebe und in den Produk- 
tionskomitees der Betriebe und Kombinate vertreten. Sie organisieren 
die Ständigen Produktionsberatungen. .. 


GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


Die sozialistischen Produktionsgenossenschaften und ihre Rechte 
54 Artikel 46 


Die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften sind die frei- 
willigen Vereinigungen der Bauern zur gemeinsamen sozialistischen 
Produktion, zur ständig besseren Befriedigung ihrer materiellen und 
kulturellen Bedürfnisse und zur Versorgung des Volkes und der Volks- 
wirtschaft. Sie gestalten auf der Grundlage der Gesetze eigenverant- 
wortlich ihre Arbeits- und Lebensbedingungen. ... 


Der Staat hilft den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf- 
ten, die sozialistische Großproduktion auf der Grundlage fortgeschrit- 
tener Wissenschaft und Technik zu entwickeln. 


Für die sozialistischen Produktionsgenossenschaften der Fischer, der 
Gärtner und der Handwerker gelten die gleichen Grundsätze. 


GBL. I, Nr. 8, 1968, S. 199 ff. 


Politisches Strafrecht 


Aus dem Klassenkampfcharakter des „sozialistischen Rechts“ ergab sich auch 
seine Funktion: Unterdrückung aller dem Regime abträglichen Regungen 
in der Bevölkerung. 

Wer als tatsächlicher oder vermeintlicher Gegner in die Maschinerie der 
Strafjustiz geriet, mußte — ungeachtet aller in der 1. DDR-Verfassung garan- 
tierten Rechte — Strafen hinnehmen, die die westliche Welt erschreckten 
und empörten. Bis 1955 waren in der Zone auch noch sowjetische Militär- 
tribunale tätig. Ihre Bilanz: 404 Todesurteile, darunter 27 gegen Frauen. 
Lebenslanges Zuchthaus für 222 Personen; für 7115 Verurteilte gab es 
insgesamt 135 612 Jahre Freiheitsentzug; in 2870 Fällen ist nur die Ver- 
haftung, nicht aber das Urteil bekannt geworden. — Von deutschen Ge- 
richten in der DDR wurden bis 1964 verurteilt: 188 Personen zum Tode, 
darunter 10 Frauen; 489 zu lebenslangem Zuchthaus; 26 316 Angeklagte 
wurden zu 114 104 Jahren Freiheitsentzug verurteilt. In 16526 Fällen ist 
ein Urteil nicht bekannt geworden. — Die Spitze der Verurteilungszründe 
nahm der Artikel 6 der 1. DDR-Verfassung (Boykotthetze) ein. Ihm folgen: 


73 


Republikflucht, Abwerbung, Wirtschaftsverbrechen, staatsgefährdende Pro- 
paganda und Hetze. Alle diese Angaben sind noch nicht endgültig; sie stam- 
men aus noch unvollständigen Unterlagen des Berliner Untersuchungsaus- 
schusses Freiheitlicher Juristen. 


Am 1. Juli 1968 trat ein neues Strafrecht in Kraft. Als Neuschöpfung weist 
es recht unterschiedliche Züge auf: Die Maßnahmen und Strafen sind diffe- 
renzierter geworden, und viele bisher als strafwürdig angesehenen Handlun- 
gen, besonders im Sexualstrafrecht, werden nicht mehr berücksichtigt (ein- 
fache Homosexualität, Sodomie, Erschleichen außerehelichen Verkehrs u.a.m.). 
Weniger fortschrittlich gibt sich der Gesetzgeber im politischen Bereich. Hier 
soll nach wie vor der kommunistische Staat durch die Androhung schwerster 
Strafen, darunter auch die Todesstrafe durch Erschießen, geschützt werden. 


Aus der 1. Verfassung der DDR 


55 Artikel 6 


Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleichberechtigt. Boykotthetze 
gegen demokratische Einrichtungen und Organisationen, Mordhetze 
gegen demokratische Politiker, Bekundung von Glaubens-, Rassen-, 
Völkerhaß, militaristische Propaganda sowie Kriegshetze und alle son- 
stigen Handlungen, die sich gegen die Gleichberechtigung richten, 
sind Verbrechen im Sinne des Strafgesetzbuches. Ausübung demo- 
kratischer Rechte im Sinne der Verfassung ist keine Boykotthetze. 

Wer wegen Begehung dieser Verbrechen bestraft ist, kann weder 
im Öffentlichen Dienst noch in leitenden Stellen im wirtschaftlichen 
und kulturellen Leben tätig sein. Er verliert das Recht, zu wählen 
und gewählt zu werden. 


74 


Verbrechen gegen die Souveränität der Deutschen Demokratischen 
Republik, den Frieden, die Menschlichkeit und die Menschenrechte 


56 

Die unnachsichtige Bestrafung von Verbrechen gegen die Souveräni- 
tät der Deutschen Demokratischen Republik, den Frieden, die Mensch- 
lichkeit, die Menschenrechte und Kriegsverbrechen ist unabdingbare 
Voraussetzung für eine stabile Friedensordnung in der Welt und für 
die Wiederherstellung des Glaubens an grundlegende Menschenrechte, 
an Würde und Wert der menschlichen Person und für die Wahrung der 
Rechte jedes einzelnen. 


$85 
Planung und Durchführung von Aggressionskriegen 
Wer in verantwortlicher staatlicher, politischer, militärischer oder 
wirtschaftlicher Funktion an der Androhung, Planung, Vorbereitung 
oder Durchführung eines Aggressionskrieges mitwirkt, wird mit Frei- 
heitsstrafe nicht unter zehn Jahren, lebenslänglicher Freiheitsstrafe oder 
mit Todesstrafe bestraft. 


$ 86 
Vorbereitung und Durchführung von Aggressionsakten 

Wer es unternimmt, einen Aggressionsakt gegen die territoriale Inte- 
grität oder politische Unabhängigkeit der Deutschen Demokratischen 
Republik oder eines anderen Staates durchzuführen oder an einer sol- 
chen Handlung mitzuwirken oder Banden zur Begehung von Aggres- 
sionsakten zu organisieren oder zu fördern, wird mit Freiheitsstrafe 
nicht unter drei Jahren bestraft. 

In besonders schweren Fällen kann auf lebenslängliche Freiheitsstrafe 
oder Todesstrafe erkannt werden. 


$ 87 
Anwerbung für imperialistische Kriegsdienste 


Wer Bürger der Deutschen Demokratischen Republik zur Teilnahme 
an kriegerischen Handlungen, die der Unterdrückung eines Volkes die- 
nen, oder zu diesem Zweck zum Eintritt in militärische Formationen 


75 


anwirbt oder an der Anwerbung durch Zuführung oder Transport mit- 

wirkt, wird mit Freiheitsstrafe von zwei bis zu zehn Jahren bestraft. 
Wer die Tat planmäßig oder im Auftrage von Organisationen, Ein- 

richtungen, Gruppen oder Personen, die einen Kampf gegen die 

Deutsche Demokratische Republik oder andere friedliebende Völker 

führen, begeht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren und in 

besonders schweren Fällen mit lebenslänglicher Freiheitsstrafe bestraft. 
Vorbereitung und Versuch sind strafbar. 


$ 88 
Teilnahme an Unterdrückungshandlungen 
Ein Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, der sich an 
kriegerischen Handlungen zur Unterdrückung eines Volkes beteiligt, 
wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu acht Jahren bestraft... 


$ 89 
Kriegshetze und -propaganda 

Wer einen Aggressionskrieg, einen anderen Aggressionsakt oder die 
Verwendung von Atomwaffen oder anderen Massenvernichtungsmit- 
teln zu Aggressionszwecken propagiert oder zum Bruch völkerrecht- 
licher Vereinbarungen, die der Wahrung und Festigung des Friedens 
dienen, auffordert oder in diesem Zusammenhang zur Verfolgung von 
Anhängern der Friedensbewegung aufreizt, gegen diese Personen we- 
gen ihrer Tätigkeit Gewalt anwendet, sie verfolgt oder verfolgen läßt, 
wird mit Freiheitsstrafe von zwei bis zu acht Jahren bestraft. 

Wer die Tat planmäßig begeht oder zu ihrer Durchführung eine 
Organisation oder Gruppe bildet, oder mit der Tat einen Angriff auf 
Leben oder Gesundheit eines Anhängers der Friedensbewegung führt, 
wird mit Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar. 


$ 90 
Völkerrechtswidrige Verfolgung von Bürgern der 
Deutschen Demokratischen Republik 


Wer im Widerspruch zum Völkerrecht maßgeblich oder mit beson- 
derer Aktivität daran mitwirkt, unter Zugrundelegung der Alleinver- 
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tretungsanmaßung der westdeutschen Bundesrepublik und der Aus- 
dehnung der westdeutschen Gerichtshoheit Bürger der Deutschen De- 
mokratischen Republik wegen der Ausübung ihrer verfassungsmäßigen 
Staatsbürgerrechte zu verfolgen, zu ihrer Verfolgung aufzufordern 
oder die Verfolgung anzuordnen oder zu veranlassen, wird mit Frei- 
heitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft, soweit nicht nach anderen Ge- 
setzen eine höhere Strafe verwirkt ist.. 


$ 91 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 


Wer es unternimmt, nationale, ethische, rassische oder religiöse 
Gruppen zu verfolgen, zu vertreiben, ganz oder teilweise zu vernich- 
ten oder gegen solche Gruppen andere unmenschliche Handlungen zu 
begehen, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren bestraft... 


$ 92 
Faschistische Propaganda, Völker- und Rassenhetze 


Wer faschistische Propaganda, Völker- oder Rassenhetze treibt, die 
geeignet ist, zur Vorbereitung oder Begehung eines Verbrechens gegen 
die Menschlichkeit aufzuhetzen, wird mit Freiheitsstrafe von zwei bis 
zu zehn Jahren bestraft. 


Wer die Tat planmäßig begeht oder zu ihrer Durchführung eine 
Organisation oder Gruppe bildet, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter 
drei Jahren bestraft. 


Vorbereitung und Versuch sind strafbar. 


Verbrechen gegen die Deutsche Demokratische Republik 


$ 9% 
57 Hochverrat 
Wer es unternimmt, 


1. die sozialistische Staats- oder Gesellschaftsordnung der Deutschen 
Demokratischen Republik durch gewaltsamen Umsturz oder plan- 
mäßige Untergrabung zu beseitigen oder in verräterischer Weise 
die Macht zu ergreifen; 
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2. das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik einem anderen 
Staat einzuverleiben oder einen Teil desselben von ihr loszulösen; 

3. einen Angriff auf Leben oder Gesundheit eines führenden Reprä- 
sentanten der Deutschen Demokratischen Republik zu begehen; 

4. mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt die verfassungsmäßige 
Tätigkeit der führenden Repräsentanten der Deutschen Demokra- 
tischen Republik unmöglich zu machen oder zu behindern, 

wird mit Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren oder mit lebensläng- 

licher Freiheitsstrafe bestraft. 

In besonders schweren Fällen kann auf Todesstrafe erkannt werden. 


Landesverrat 
$ 9 
Spionage 


Der sozialistische Staat schützt und sichert seine staatlichen, wirt- 
schaftlichen und militärischen Geheimnisse allseitig gegenüber jeder- 
mann. 


Wer es unternimmt, Tatsachen, Gegenstände, Forschungsergebnisse 
oder sonstige Nachrichten, die im politischen oder wirtschaftlichen 
Interesse oder zum Schutze der Deutschen Demokratischen Republik 
geheimzuhalten sind, für einen imperialistischen Geheimdienst oder für 
andere Organisationen, Einrichtungen, Gruppen oder Personen, deren 
Tätigkeit gegen die Deutsche Demokratische Republik oder andere 
friedliebende Völker gerichtet ist, oder deren Vertreter oder Helfer zu 
sammeln, an sie auszuliefern oder zu verraten, wird mit Freiheitsstrafe 
nicht unter fünf Jahren bestraft... 


In besonders schweren Fällen kann auf lebenslängliche Freiheitsstrafe 
oder Todesstrafe erkannt werden. 


$ 98 
Sammlung von Nachrichten 


Wer Nachrichten, die geeignet sind, die gegen die Deutsche Demo- 
kratische Republik oder andere friedliebende Völker gerichtete Tätig- 
keit von Organisationen, Einrichtungen, Gruppen oder Personen zu 
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unterstützen, für sie sammelt oder ihnen übermittelt, wird mit Frei- 
heitsstrafe von zwei bis zu zwölf Jahren bestraft. 


Vorbereitung und Versuch sind strafbar. 


$ 105 
Staatsfeindlicher Menschenhandel 
Wer es 

1. mit dem Ziel, die Deutsche Demokratische Republik zu schädigen; 
2. in Zusammenhang mit Organisationen, Einrichtungen, Gruppen 

oder Personen, die einen Kampf gegen die Deutsche Demokratische 

Republik führen, oder mit Wirtschaftsunternehmen oder deren 

Vertretern 
unternimmt, Bürger der Deutschen Demokratischen Republik in außer- 
halb ihres Staatsgebietes liegende Gebiete oder Staaten abzuwerben, 
zu verschleppen, auszuschleusen oder deren Rückkehr zu verhindern, 
wird mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren bestraft. 


$ 108 
Staatsverbrechen, die gegen ein anderes sozialistisches Land 
gerichtet sind - 

In Verwirklichung der Prinzipien des sozialistischen Internationalis- 
mus werden Verbrechen nach $$ 96 bis 107 auch dann bestraft, wenn 
sie sich gegen Staaten des sozialistischen Weltsystems, ihre Organe, 
Organisationen, Repräsentanten oder Bürger richten. 


Das Strafgesetzbuch der DDR vom 12. 1. 1968; in: Aus der Tätigkeit der 
Volkskammer und ihrer Ausschüsse, Heft 4, 5. Wahlperiode 1968, S. 157 ff. 


58 „Provokateure“ vor Gericht 


Schädlinge im Dienste des schwarzen Kanals und des RIAS berrie- 
ben staatsgefährdende Hetze 

Schwerin. Vor dem 1.Strafsenat des Bezirksgerichts Schwerin begann 
gestern ein Prozeß gegen fünf Feinde unserer Republik. Wegen fort- 
gesetzter staatsgefährdender Hetze in Wort und Schrift haben sich 
die Angeklagten Fritz Scharnberg aus Vellahn (Kreis Hagenow), Ger- 
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hard Cwink aus Güstrow, Konstantin Patalas aus Dersenow (Kreis 
Hagenow), Bruno Glotny aus Wendisch-Waren (Kreis Lübz) und 
Eduard Heck aus Berlin-Treptow zu verantworten. 


Alle fünf Angeklagten waren ständige Hörer des RIAS und an- 
derer westlicher Hetzsender sowie Zuschauer des westdeutschen Fern- 
sehens. Sie sogen das Gift und den Dre, die diese Sender besonders 
stark nach der westlichen Schlappe vom 13. August über die DDR 
und ihre führenden Staatsmänner verspritzen, begierig in sich auf 
und versuchten, damit auch andere Menschen zu verseuchen. Sie 
machten sich zu Sprechern der westdeutschen Faschisten und Milita- 
risten, wühlten gegen die DDR und die Sowjetunion, verleumdeten 
Funktionäre und führende Persönlichkeiten unseres Staates. Da ist zum 
Beispiel der Angeklagte Fritz Scharnberg, ein selbständiger Bauunter- 
nehmer aus Vellahn. Er nutzte schamlos alle Vorteile aus, die ihm die 
Arbeiter- und Bauern-Macht bot, und „dankte“ ihr damit, daß er in 
verbrecherischer Weise fortgesetzt gegen die Friedenspolitik unserer 
Regierung, gegen unsere bewaffneten Kräfte und Staatsorgane hetzte. 


Die fünf Angeklagten hatten darauf spekuliert, noch andere Men- 
schen in ihren Sumpf hinunterziehen zu können. Doch sie hatten sich 
verrechnet. Sie wurden festgenommen durch Hinweise aus der Bevöl- 
kerung. So konnte zum Beispiel der Angeklagte Heck durch das be- 
wußte und entschlossene Auftreten eines Traktoristen der MTS Len- 
zen sofort nach seinen provokatorischen Hetztiraden dingfest gemacht 
werden. 


Am 30. 8. 1961 berichtete die „Schweriner Volkszeitung“ vom Er- 
gebnis des Verfahrens: 


Vor dem 1. Strafsenat des Bezirksgerichts Schwerin fand in der 
vergangenen Woche ein Prozeß statt. 


Auf der Anklagebank hockt auch Fritz Scharnberg — klein und 
jämmerlich. Von dem großmäuligen Provokateur ist nichts mehr 
übriggeblieben. Er windet sich unter den entlarvenden Worten des 
Anklagevertreters, versucht mit erbärmlich entschuldigendem Gestam- 
mel zu retten, was zu retten ist. Und der treue Gefolgsmann Hitlers 
und Lemmers sinkt in sich zusammen, als in die Stille des Gerichts- 
saales die Worte des Vorsitzenden fallen: „Im Namen des Volkes: 
Der Angeklagte Fritz Scharnberg wird wegen staatsgefährdender Pro- 
paganda und Hetze zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt.“ 
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Von den übrigen Angeklagten wurde Cwink zu 4 Jahren Zucht- 
haus, Patalas zu 3 Jahren Gefängnis, Glotny zu 1 Jahr 9 Monaten 
Gefängnis und Heck zu 1 Jahr 6 Monaten Gefängnis wegen staats- 
gefährdender Propaganda und Hetze verurteilt. 


„Schweriner Volkszeitung“ vom 25. 8. 1961 
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IV. Die Gesellschaft im Arbeiter- und Bauernstaat 
Umformung des gesellschaftlichen Lebens 


„Die Bayonette, Sire, taugen zu allem, nur nicht zu einem: sich darauf zu 
setzen“, so soll einst Talleyrand Napoleon I. belehrt haben. — Lenin und 
Stalin begriffen das auch. Eigene Erfahrung mochte ihnen zudem bestätigt 
haben, daß es sinnvoller sei, die von ihnen beherrschten Menschen zu einer 
innerlichen Bejahung des von ihnen Geforderten zu bringen, als sie ständig 
dazu mit Gewalt zu zwingen. So erfanden und erweiterten sie Bild und 
System der „Massenorganisationen“, die als „Transmissionsriemen“ gerich- 
tete Bewegung zu übertragen haben. Dieses in der Sowjetunion mit Erfolg 
erprobte Prinzip suchten die Kommunisten sofort nach Kriegsende auch in 
der SBZ zu verwirklichen. An der Spitze der ins Leben gerufenen Organi- 
sationen steht bis heute der Gewerkschaftsbund (FDGB). 1962 hatte er mit 
6,3 Millionen Mitgliedern etwa 90 la aller Arbeitnehmer erfaßt. An zwei- 
ter Stelle steht — gemessen an der Mitgliedstärke und am politischen 
Gewicht — die „Freie Deutsche Jugend“ (FDJ). Ihr folgen dann mit mehr 
oder weniger politischer Bedeutung zahlreiche andere Organisationen bis zu 
den organisierten Motorsportlern und Kleingärtnern. Allen diesen Ver- 
bänden gemeinsam ist die Leitungsstruktur, die von der SED mit erprob- 
ter „Wachsamkeit“ kontrolliert wird. Private Vereinsgründungen sind 
nicht gestattet, ein Vereinsregister gibt es nicht. 


„Sozialistisch arbeiten, sozialistisch lernen und sozialistisch leben“ soll 
der Mensch in der DDR. Ihn dahin zu bringen, ist Ziel eines gewaltigen Pro- 
pagandaapparates, aus dem hier — exemplarisch — die Presse zitiert wer- 
den soll. — Wie weit es der SED gelungen ist, eine „sozialistische Gesin- 
nung“ in den von ihr beherrschten Menschen zu züchten, ist nach der Er- 
richtung der Mauer und der anderen Sperren auch nicht annähernd zu schät- 
zen. Eines ist mit Gewißheit erreicht worden: ein bis dahin kaum gekanntes 
Maß an Heuchelei. Wer nicht zugrunde gehen will, hütet sich mit Routine, 
gegen Grunddogmen der SED zu verstoßen. Werden Bekenntnisse gefordert, 
so werden sie bereitwillig und genau in den Formeln gegeben, die die kom- 
munistische Herrschaft in ihrer fatalen Neigung zum pseudoreligiösen Ritual 
vorschreibt. Dennoch ist unverkennbar, daß große Teile der Bevölkerung 
auch innerlich das bejahen, was von der SED-Propaganda als „Errungen- 
schaften“ bezeichnet wird (z. B. Altersversorgung, Mutterschutz, Urlaub, 
ärztliche Versorgung), zumal in den meisten Fällen die Möglichkeit jehlt, 
Vergleiche mit Westdeutschland anzustellen. Unverkennbar ist auch, daß sich 
im gesellschaftlichen Leben eine Vielzahl von Wandlungen vollzogen hat, 
je weder der SED-Führung noch Westdeutschland Anlaß zur Befriedigung 
gıdt. 
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Sozialistische Erziehung 


59 Warum steht die Frage der sozialistischen Erziehung jetzt im 
Mittelpunkt? Nachdem die Grundlagen des Sozialismus geschaffen 
sind, hängt die Weiterentwicklung im hohen Maße davon ab, daß alle 
Menschen die gesellschaftlichen Veränderungen verstehen und bewußt 
an der weiteren sozialistischen Entwicklung mitarbeiten. Wenn wir 
weitere Erfolge erzielen wollen, ist es notwendig, die Menschen zur 
Einhaltung der Gesetze des sozialistischen Aufbaus zu erziehen. 
Das erfordert, gegen kapitalistische Einflüsse von außen und alte Ge- 
wohnheiten aus der kapitalistischen Zeit zu kämpfen. Eine versöhn- 
lerische Duldsamkeit gegenüber den kapitalistischen Einflüssen hin- 
dert den sozialistischen Aufbau... . Es ist notwendig, über das Ant- 
litz des neuen Menschen in der Presse, in den Zeitschriften usw. zu 
schreiben. Es ist notwendig, bewußt den Kampf gegen das Rückstän- 
dige zu führen und auch gegen das versöhnlerische Verhalten gegen- 
über rückständigen Erscheinungen. 


Walter Ulbricht, Über die Dialektik unseres sozialistischen Aufbaus. Berlin 
1960, S. 169 


Verordnung über die Herausgabe und Herstellung aller periodisch 
erscheinenden Presseerzeugnisse vom 12. April 1962 


60 61 

Im Interesse einer planmäßigen Entwicklung des Pressewesens ent- 
sprechend den politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Erforder- 
nissen des sozialistischen Aufbaus wird die Regelung für die Heraus- 
gabe und Herstellung von Tages- und Wochenzeitungen, Kreis- und 
Betriebszeitungen, Zeitschriften, Nachrichten- und Pressediensten so- 
wie allen anderen periodisch erscheinenden Presseerzeugnissen in der 
Deutschen Demokratischen Republik vereinheitlicht. 


$2 
1. Tages- und Wochenzeitungen, Kreis- und Betriebszeitungen, Zeit- 
schriften, Nachrichten- und Pressedienste sowie alle anderen in der 
Deutschen Demokratischen Republik periodisch erscheinenden Presse- 
erzeugnissen sind lizenzpflichtig. 
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gs 
1. Wer vorsätzlich oder fahrlässig 


a. ohne Lizenz oder entgegen den Bedingungen einer erteilten Lizenz 
Presseerzeugnisse herstellt, herstellen läßt oder herausgibt, 


b. lizenzpflichtige Druckerzeugnisse entgegen $ 7 ohne Impressum 
herstellt oder herstellen läßt, 


c. die Durchführung von Kontrollen durch die staatlichen Organe 
erschwert, 
kann mit einer Ordnungsstrafe bis zu 1000 DM bestraft werden. 


Nach: E. M. Herrmann, Zur Theorie und Praxis der Presse in der sowjeti- 
schen Besatzungszone Deutschlands. Berlin 1963 


Ulbricht zur Frage der Pressefreiheit 


61 Westberliner Studenten haben sich dazu verleiten lassen, im de- 
mokratischen Sektor Berlins die sogenannte absolute Pressefreiheit zu 
fordern. Aber ihre Forderung ist an die falsche Adresse gerichtet. 
Die Bonner Regierung hat doch die ganze kommunistische Presse ver- 
boten und unterdrückt. In Westberlin und in Westdeutschland muß 
man die elementarste demokratische Pressefreiheit schaffen, nämlich 
die Presse unabhängig machen von den Kräften des Finanzkapitals, 
das im Westen heute die Presse in der Hand hat. Es gibt heutzutage 
nirgends in Deutschland, wie überhaupt nirgends in der Welt, eine 
absolute Pressefreiheit. 


In Westdeutschland gibt es die Freiheit, entsprechend den Wünschen 
der herrschenden Klasse zu schreiben, und in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik wird der Inhalt der Presse durch die Interessen des 
Volkes bestimmt. Es werden also bei uns keine Kriegspropaganda 
und Rassenhetze zugelassen. Die Journalisten im Verband der Deut- 
schen Presse der Deutschen Demokratischen Republik haben erklärt, 
daß in den letzten Tagen Presse und Rundfunk Westdeutschlands 
sich durch widersprechende Sensationsberichte und Zwecklügen über 
die Ereignisse in Volkspolen und Ungarn überboten haben. Die de- 
mokratischen Journalisten haben sich davon distanziert und erklärt, 
daß ihre Aufgabe darin bestehe, die Arbeiter- und Bauern-Macht zu 
unterstützen und mit allen Kräften an der Sicherung des sozialisti- 
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schen Aufbaus in unserem Lande mitzuarbeiten. Das ist eine klare 
Antwort auf die westdeutsche Freiheit des Lügens. 


Was die Freiheit der Meinungsäußerung betrifft, so ist es doch eine 
Tatsache, daß bei uns sehr viel in wissenschaftlichen Zeitschriften dis- 
kutiert wird und in der Presse so viele kritische Meinungen der Werk- 
tätigen erscheinen, daß manche gegnerischen Zeitungen in Westberlin 
fast nur von der Ausnutzung kritischer Äußerungen in unserer Presse 
leben. 


Walter Ulbricht, Die Entwicklung des deutschen volksdemokratischen Staa- 
tes 1945— 1958. Berlin 1961, S. 405 ff. 


Die Errungenschaften 


Aus der Tatsache, daß sich die sozialen Errungenschaften seit Ende des 
vorigen Jahrhunderts aus dem gängigen Wortschatz der in erster Linie so- 
zialpolitisch interessierten deutschen Sozialdemokraten nicht wegdenken 
lassen, erklärt sich zum Teil auch die überraschende Resonanz, die das 
Schlagwort in der sog. „Deutschen Demokratischen Republik“ Walter 
Ulbrichts gefunden hat. Scheint es doch für das Gefühl derer, die noch die 
Weimarer Republik bewußt miterlebt haben, direkt an die Traditionen der 
alten deutschen Arbeiterbewegung anzuknüpfen. Dieser psychologisch bemer- 
kenswerte Zusammenhang kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
für den Gebrauch, den die SED-Propaganda von den Errungenschaften 
macht, eine andersartige Tradition den Ausschlag gegeben hat, nämlich die 
des bolschewistischen Rußlands .... 

Seit den russischen Revolutionen von 1917 entwickelte es (das Schlagwort) 
sich zu einem Schlüsselbegriff der bolschewistischen Vulgärdialektik, der sich 
dann in der Ara Stalins als planmäßig eingesetztes Hilfsmittel totalitärer 
Menschenführung bewährte und bis in die sowjetische Gegenwart hinein 
nichts von seiner Bedeutung verloren hat. 


Erich Matthias, Hansjürgen Schierbaum: „Errungenschaften“ statt Freiheit, 
München 1961, S. 7 f. 


Der deutsche Arbeiter- und Bauernstaat 


62 Was sind denn die grundlegenden Errungenschaften, die die 
Werktätigen in der Deutschen Demokratischen Republik erreicht 
haben? 

1. Mit der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik wurde 
der erste wahrhaft demokratische Staat in der deutschen Geschichte 
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geschaffen. Die Arbeiter und Bauern nahmen die Staatsmacht in ihre 
eigenen Hände und übernahmen die Führung des politischen, wirt- 
schaftlichen und kulturellen Lebens... 


2. Der zweite Erfolg ist die Tatsache, daß die Deutsche Demokratische 
Republik zur Bastion des Friedens geworden ist. Ihr alle habt mitge- 
holfen, daß die Macht der Rüstungsmillionäre beseitigt wurde. Ihr 
habt mitgeholfen, daß aus den Großbanken die alten Parasiten ent- 
fernt wurden. Ihr habt mit Hand ans Werk gelegt, damit der Boden 
den Bauern gehört, die ihn bearbeiten, und daß im Dorf die Herr- 
schaft der militaristischen Junker beseitigt wurde. Durch diese Tat 
des Friedens, mit der ihr die Grundlagen des deutschen Militarismus 
vernichtet habt, habt ihr alle mitgeholfen, das Ansehen des deutschen 
Volkes in der Welt wiederherzustellen. Ihr habt mitgeholfen, die feste 
Grundlage für die unverbrüchliche Freundschaft zur Sowjetunion und 
zu allen friedliebenden Völkern zu schaffen (Beifall). 


3. Der dritte Erfolg der Arbeiterklasse und der Werktätigen der Deut- 
schen Demokratischen Republik besteht darin, daß sie in der Großin- 
dustrie die kapitalistische Ausbeutung beseitigt haben, daß die Be- 
freiung der Arbeiterklasse durchgeführt wurde und die Betriebe von 
den Werktätigen selbst in die Hände des Volkes genommen wurden. 
Die geknechteten Landarbeiter von gestern, die werktätigen Bauern, 
die vom Finanzkapital ausgesogen wurden, sie sind heute die führen- 
den Kräfte in der Landwirtschaft (Beifall)... 


4. Die Arbeiterklasse und die Werktätigen der Deutschen Demokrati- 
schen Republik haben alle Mittel in der Hand, um ihre Errungen- 
schaften zu schützen. Die Werktätigen sind im Besitze der Waffen, 
um die Sache des Friedens, der Demokratie und des Sozialismus zu 
schützen (Beifall). 


Die Konzernherren, Bankiers und Junker in Westdeutschland müssen 
wissen: wenn sie riskieren, mit Hilfe der Provokationen gegen die Er- 
rungenschaften der Arbeiter, der Bauern und der Intelligenz in der 
Deutschen Demokratischen Republik vorzugehen, werden sie dabei 
Kopf und Kragen riskieren. 

5. Dank der Erfolge der friedliebenden Kräfte in der Deutschen De- 
mokratischen Republik, dank des konsequenten Kampfes gegen die 
faschistische und kapitalistische Ideologie, gegen jede Kriegshetze, 
dank des hohen Bewußtseins der Völkerfreundschaft in unserem 
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Volks, dank dieser Fortschritte, die wir erzielt haben, konnten wir 
das Vertrauen der Völker der Sowjetunion, des polnischen Volkes, 
der Völker der Tschechoslowakei, des chinesischen Volkes und aller 
der Völker, die zum mächtigen Lager des Sozialismus und der Demo- 
kratie gehören, gewinnen (Beifall). 


Walter Ulbricht, Rede zum „Gründungstag der DDR“ am 7. 10. 1955, in 
„Neues Deutschland“ (SED) vom 8. 10. 1955 


Die sozialen Errungenschaften der Werktätigen 


63 Für große Errungenschaften halten wir die Anordnungen über 
die strenge Einhaltung der gesetzlich festgelegten Arbeitszeit, über die 
Verbesserung des Arbeitsschutzes und des betrieblichen Gesundheits- 
schutzes, über die Verbesserung der Betriebsspeiseräume und insbeson- 
dere die Bestimmung über den Verkauf von Industriewaren und Le- 
bensmitteln in den Abendstunden sowie an Sonntagen. Alle diese und 
die anderen Maßnahmen der Regierung der DDR, wie sie in der Ver- 
ordnung vom 10. Dezember 1953 festgelegt sind, betrachten wir als 
weiteren Beweis für die große Sorge um den Menschen. 


„Iribüne* (FDGB) vom 11. 1. 1954 


In allen Gewerkschaftsgruppen und Meisterbereichen des Reichsbahn- 
ausbesserungswerkes in Stendal führen die Arbeiter gegenwärtig Aus- 
sprachen über die Ergebnisse der Genfer Außenministerkonferenz. 


In der Kesselschmiede des RAW war sich die Mehrzahl der Arbei- 
ter darüber eing, daß die Wiedervereinigung niemals mechanisch 
und auf Kosten der Errungenschaften der Deutschen Demokratischen 
Republik herbeigeführt werden kann. Kesselreiniger Fröhlich war sich 
zunächst nicht ganz im klaren. Aber seine Kollegen sagten ihm, was 
er zu verlieren hätte, wenn er wieder einem Kesselring oder Heusin- 
ger ausgeliefert wäre, die mit Hilfe der Junker und Monopolisten 
ganz Deutschland in ein NATO-Deutschland verwandeln möchten. 
Sie wiesen darauf hin, daß sich in den sieben Jahren seiner Tätigkeit 
im RAW nicht nur sein Lohn erhöht hat. In den letzten zehn Jahren 
seien auch für ihn und seine Familie neben anderen sozialen und kul- 
turellen Einrichtungen des Werkes ein Kulturraum, eine Poliklinik, 
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ein Ferienheim, eine Betriebsbücherei, ein zentraler Waschraum, eine 
Kinderkrippe und ein Kindergarten geschaffen worden. „Diese Er- 
folge sind uns doch nicht einfach in den Schoß gefallen“, sagte der 
Kesselreiniger Meier. Er erinnerte seinen Kollegen an das betriebliche 
Kinderferienlager, in dem sich auch Renate Fröhlich drei Wochen 
lang erholt hat. „Für all das haben wir hart arbeiten müssen“, sagte 
Meier, „willst du das bedenkenlos aufs Spiel setzen?... “ 


In einem NATO-Deutschland wären all die vielen Errungenschaften 
unmöglich, die wir uns geschaffen haben, sagte Werkmeister Ka- 
minsky .. . Diese Aussprache hatte den Kesselreiniger Fröhlich nach- 
denklich gestimmt. Er wird einsehen, daß es auch auf ihn ankommt, 


wenn über das Schicksal Deutschlands entschieden wird. 


„Nicht auf Kosten unserer Errungenschaften“ in „Neues Deutschland“ 
(SED) vom 28. 11. 1955 


In der Deutschen Demokratischen Republik bestehen seit Jahren 
soziale Errungenschaften, die der Arbeiterklasse in Westdeutschland 
vorenthalten werden, um die sie dort noch erbittert kämpfen muß. So 
wird bei uns vom ersten Tage der Erkrankung an Krankengeld ge- 
zahlt. Arbeiter und Angestellte erhalten vom Betrieb einen gesetzlich 
festgelegten Lohnausgleich bis zu sechs Wochen im Kalenderjahr. 
Lohnausgleich und Krankengeld betragen zusammen 90 Prozent des 
Nettoverdienstes. In Westdeutschland dagegen besteht noch immer 
eine Karenzzeit von drei Tagen, und Lohnausgleich wird nur verein- 
zelt, nach besonderen tariflichen Vereinbarungen gezahlt. 


Otto Grotewohl in: „Die Sozialversicherung“, Heft 1/1957 


Ausbildung und Schulwesen 


64 Die entscheidenden Maßnahmen, die in dieser Richtung getroffen 
worden sind, bestehen in der Erweiterung der Schulpflicht (in der 
„DDR“ auf 10 Jahre), in der einseitigen technisch-naturwissenschaft- 
lichen Ausrichtung und engen Produktionsbildung der neuen „Poly- 
technischen Schule“, in einer enormen Ausweitung der Fach- und 
Hochschul-Kader — vor allem in solchen Disziplinen, die unter 
planpragmatischen Gesichtspunkten besonders wichtig sind, in (aller- 
dings nicht allzu erfolgreichen) Bemühungen um die technische Wei- 
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terqualifizierung der bereits in der Produktion Tätigen, um diese 
für die in Angriff genommene Mechanisierung und Teilautomation 
der Produktionsgänge zu befähigen, sowie in einer Fülle von Werbe- 
maßnahmen gegenüber der „Intelligentsia“, der generell konzediert 
worden ist, daß ihr „gesellschaftlicher Auftrag“ ausschließlich in ihrer 
Berufstätigkeit besteht, die damit also von allen unpopulären „ge- 
sellschaftlihen“ Propaganda- und Agitationseinsätzen weitgehend 
freigestellt worden ist; dies letztere allerdings im wesentlichen erst 
seit der ab Frühjahr 1960 erneut verstärkten Zonenfluchtwelle. 


Die schulischen Lehrstoffe beinhalten durchweg zu über 70% na- 
turwissenschaftliche, mathematische-, technische-, ökonomische und 
produktionspraktische Materien. Diese Umorientierung erfolgte ein- 
deutig auf Kosten jener Unterrichtsfächer, die man im Westen als 
„Humaniora“ zu bezeichnen pflegt und die in den bolschewistischen 
Ländern im wesentlichen dazu dienten, die parteiliche Gesinnung 
direkt zu entwickeln. Bis 1963 wird die gesamte „DDR“-Jugend 
(außer jenen knapp 10%, die die erweiterte 12-Klassenschule besu- 
chen) die derart ausgerichtete 10klassıge polytechnische Oberschule ab- 
solvieren. Die Lehrzeit wird dementsprechend verkürzt. Mit dem 
Lehrabschlußzeugnis wird zugleich die Berechtigung zum Fachschul- 
besuch und unter bestimmten Bedingungen auch zum Hochschulbe- 
such erlangt. Praktisch wird das fast ausschließlich für die technisch 
spezialisierten Fach- und Hochschulen von Bedeutung sein. Umgekehrt 
werden lediglich jene jungen Leute, die nicht einmal das Ziel der 8. 
Klasse erreichen, das Reservoir der ja auch fernerhin benötigten ange- 
lernten Kräfte und Hilfsarbeiter bilden. 


Bereits jetzt — 1959/60 — ist der Akademisierungsgrad innerhalb 
der unter 25-Jährigen enorm. Die Zahl der Fachschulstudenten belief 
sich auf 128 000, darunter fast ein Drittel Frauen. Knapp 62 %/o da- 
von waren Arbeiter-, knapp 9 ®/o Bauernkinder. Hinzu kamen 85 000 
Hochschulstudenten (hiervon rd. 90% Stipendiaten und 27% 
Frauen; der Anteil der weiblichen Studierenden am „Direktstudium“ 
betrug sogar weit über 30 %/o). Von den Hochschulstudenten waren 
über 51 %/o Arbeiterkinder und 5,5 %/o Bauernkinder. 


Mit diesen Ziffern ergibt sich — bei Zugrundelegung eines im 
Durchschnitt dreijährigen Fachschul- und eines viereinhalbjährigen 
Hochschulstudiums —, daß über 20°/o der jungen Jahrgänge eine 
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halb- oder vollakademische Ausbildung genießen. Der Akademisie- 
rungsgrad wächst von Jahr zu Jahr. 


Damit ergibt sich für die junge Generation eine Schichtung derart, 
daß zwischen 20 und 25 %/0 zu den „akademischen Kadern“ gehören, 
rd. 15 0/0 (Nicht-Vollabsolventen der 10-Klassenschule) in den niede- 
ren Funktionen verharren werden, während die übrigen etwa 60 %o 
den Kern der Facharbeiterschaft bilden (und daneben subalterne und 
mittlere Aufgaben in den Bereichen der Verwaltung und der Zirkula- 
tion erfüllen). Sie alle sind von klein auf das technisch-naturwissen- 
schaftliche und das ökonomische Nutzeffekt-Denken hinorientiert; 
das sehr flexible Bildungssystem ermöglicht ihnen zudem, auch später- 
hin, was ausdrücklich propagiert wird, sich — gebenenfalls mit Hilfe 
staatlicher oder betrieblicher Stipendien — nach Wunsch „weiterzu- 
qualifizieren“. 

Ohne Zweifel hat das Regime hier nicht zu unterschätzende Er- 
folge zu verzeichnen. Nach dem Urteil geflüchteter Hochschullehrer 
waren bereits vor drei Jahren rd. 70 %0 der Studierenden als loyali- 
siert anzusehen (wozu noch 15 weitere Prozent fanatischer oder 
Überzeugung heuchelnder Bolschewisten hinzukamen). Die Fluchtrate 
der industriell Tätigen liegt nicht unerheblich unter der Durchschnitts- 
fluchtrate der Bevölkerung. 


Ernst Richert, Die Sowjetzone in der Phase der Koexistenzpolitik. Hanno- 
ver 1961, S. 24 ff. 


Die soziale Struktur heute 


65 Von den rund 17 Millionen Einwohnern der DDR waren An- 
fang 1965 etwa 9,8 Millionen im arbeitsfähigen Alter (58 Prozent der 
Gesamtbevölkerung). 24 Prozent waren Kinder unter 15 Jahren und 
18 Prozent Personen im Rentenalter. (Bundesrepublik: ca. 62 °/o der 
Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter, 23 0/0 Kinder, 15 %/o im Renten- 
alter). 

Von den 9,8 Millionen Arbeitsfähigen standen 7,7 Millionen tatsäch- 
lich im Berufsleben. Weitere 560 000 bereiteten sich als Lehrlinge, 
Schüler und Studenten darauf vor. Das sind zusammen über 83 Pro- 
zent aller Arbeitsfähigen (Bundesrepublik: etwa 74 Prozent der Per- 
sonen im arbeitsfähigen Alter tatsächlich erwerbstätig). 
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Von den Berufstätigen waren Anfang 1965 etwa 54 Prozent Männer 
und 46 Prozent Frauen. (Bundesrepublik: 64 %/o Männer, 36 %/o 
Frauen). Von den arbeitsfähigen Männern waren 94 Prozent, von den 
arbeitsfähigen Frauen 74 Prozent tatsächlich berufstätig (Bundesrepu- 
blik: 94 %/0 der arbeitsfähigen Männer und 54 %/o der arbeitsfähigen 
Frauen tatsächlich berufstätig). 

Die zahlenmäßig größte soziologische Gruppe in der DDR-Gesell- 
schaft sind die Arbeitnehmer mit 6,2 Mill. Personen (81,4 %/0 aller 
Berufstätigen). Ihr folgt die erst in den letzten Jahren entstandene 
Gruppe der Genossenschaftsmitglieder, die 1,1 Mill. Menschen umfaßt 
(14 %/o der Erwerbstätigen). Davon gehören rund 870 000 zum land- 
wirtschaftlichen und 188 000 zum handwerklichen Bereich. Die Gruppe 
der Selbständigen ist in den letzten Jahren stark zurückgegangen. Sie 
umfaßte 1964 einschließlich der mithelfenden Familienangehörigen 
noch 350 000 Personen (4,6 %/o der Erwerbstätigen). 


Georg Polikeit, Die sogenannte DDR. Weltkreis Verlags GmbH, Jugenheim/ 
Bergstr. 1966, S. 117 


Lebensstandard — ein schwieriger Vergleich 


66 Das Durchschnittseinkommen von Arbeitern und Angestellten 
liegt in der Bundesrepublik bei tausend Mark, in der DDR jedoch noch 
unter 700 Mark. Ost-Berlins Propagandisten versichern immer wieder, 
darauf allein komme es nicht an. Denn abgesehen davon, daß im 
Gegensatz zum Westen fast 80 Prozent aller arbeitsfähigen Frauen 
auch berufstätig seien, wodurch sich der Betrag verdoppele, hänge es 
nicht nur von den Lebensmittel- und Konsumgüterpreisen ab, was sich 
eine Durchschnittsfamilie leisten könne. Entscheidender sei, was nach 
Miete, Strom, Gas, Fahrgeld und Verpflegungskosten übrigbleibe. Die 
Ausgaben für die Ausbildung der Kinder, für Urlaubsreisen, für den 
Arzt und Arzneien seien ebenso relvant. 

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung in West-Berlin, das nie 
zur DDR-Beschönigung neigte, errechnete jüngst, der Dienstleistungs- 
und Warenkorb, der für einen vierköpfigen Arbeitnehmer-Haushalt 
in der DDR erforderlich sei, koste nur noch 16 Prozent mehr als in der 
Bundesrepublik. Und für einen zweiköpfigen Haushalt von Rentnern, 
die sich in Ost und West meist auf den notwendigsten Bedarf beschrän- 
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ken, habe die Ost-Mark schon eine durchschnittliche Kaufkraft von 
97 Prozent der D-Mark West. 

Vergleiche von Preistabellen ergeben, daß die Preisstrukturen in bei- 
den deutschen Staaten grundverschieden sind. Die Kosten für Güter oder 
Leistungen des grundlegenden und einfachen Lebensbedarfs liegen 
meist weit unter denen in der Bundesrepublik. Grundnahrungsmittel, 
Fahrgelder, Kohlen, Strom und Gas, Mahlzeiten in Restaurants und 
vor allem die Mieten sind erheblich billiger (Quadratmeter-Preis zwi- 
schen 85 Pfennig und 1,60 Mark). 


Kraftfahrzeuge, Benzin, Fernsehgeräte, Eisschränke, Waschmaschi- 
nen und. hochwertige Textilien dagegen sind wesentlich teurer, ebenso 
Bohnenkaffee, Zigaretten und alkoholische Getränke — trotzdem wer- 
den sie gekauft. 


Nach den statistischen Angaben aus Ost und West liegt der Fleisch- 
verbrauch je Kopf in der DDR um etwa zehn Prozent niedriger als in 
der Bundesrepublik, während der Butterverbrauch um 20 Prozent 
höher ist. Margarine, Gemüse und Eier werden hüben wie drüben etwa 
in der gleichen Menge verzehrt. Im Westen ißt man mehr Obst, im 
Osten mehr Brot, Kartoffeln und Fisch. Im Westen trinkt man mehr 
Wein und Sekt, im Osten erheblich mehr Schnaps. 


Hans Werner Schwarze, DDR heute. Verlag Kiepenheuer & Witsch, Köln 
und Berlin 1970, S. 50 £. 
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67 ...in dieser DDR-Gesellschaft von gleichen sind manche gleicher 
als andere. Die extrem dünne Oberschicht — Führungskader der Partei 
und Regierungsbürokratie, Industriemanager, renommierte Wissen- 
schaftler, profilierte Künstler — trägt sowohl den Staat als auch Maß- 
geschneidertes aus dem Ausland. Ein Sonderkontor des DDR-Mini- 
sterrats versorgt sie mit Spitzenerzeugnissen des DDR-Exports und 
gediegenen Importen.... 

Die breitere Schicht der werktätigen Intelligenz — Ingenieure, 
Ärzte, Architekten, Lehrer — verdient im Durchschnitt doppelt soviel 
wie Arbeiter. Der besondere Vorzug dieser Klasse: die pensionsähn- 
liche „Intelligenzrente“, die ihr als Altersruhegeld 60 bis 80 Prozent 
des Endgehaltes sichert... 

Ein DDR-Arbeiter muß drei Stunden und zehn Minuten für ein 
Paar Nylonstrümpfe arbeiten, ein Bundesdeutscher 44 Minuten. Das 
Ost-West-Gefälle im Arbeitsaufwand: bei Fernsehgeräten 838 Stunden 
zu 236 Stunden, bei Automobilen (1,2 Liter Hubraum) 6368 Stunden 
zu 1306 Stunden, bei einem Kilo Bohnenkaffee 29 Stunden zu vier 
Stunden. 

„Der Spiegel“, Nr. 1—2/1967, $. 40, 41 


Radikale Entnazifizierung 


68 Die Kommunisten hatten den direkten Draht zu den sowjetischen 
Kommandanturen und zum sowjetischen Geheimdienst; sie waren die 
Handlanger der Russen bei einer Entnazifizierung, die von Anfang an 
erhebliche Unterschiede zu derjenigen in den Westzonen aufwies. 


Die bolschewistische Version, derzufolge Macht immer eine Funktion 
des Eigentums an Produktionsmitteln ist, machte es für die Russen 
und ihre deutsch-kommunistischen Gehilfen selbstverständlich, daß 
auch die materiellen Bastionen des „Hitler-Faschismus“ ausgeräuchert 
werden mußten. So hatte die Entnazifizierung drei Grundzüge: Ein- 
mal wurden echte oder vermeintliche Kriegsverbrecher und NS-Terro- 
risten wegen ihrer Verbrechen gegen die Menschlichkeit belangt. Zwei- 
tens wurden ganze Personenkreise, vor allem Leute, die in der NS-Zeit 
in der Verwaltung, der Justiz und dem gesamten Volksbildungswesen 
tätig gewesen waren, und daneben natürlich die Chargen der NSDAP, 
der ihr angeschlossenen Verbände und auch der Wehrmacht ausführlich 
durchleuchtet und im Fall auch nur der geringsten nachweisbaren Be- 


93 


lastung aus den Ämtern entfernt und vielfach, in Camps — wie sie 
damals in allen Besatzungszonen mehr oder weniger üblich waren — 
konzentriert. Es war eine schmerzhafte, vielfach auch mit ungerechter 
Härte durchgeführte Aktion, aber ebenso fraglos ein radikaler Schnitt, 
der zwar auf der einen Seite ein Vakuum in der gesamten Bürokratie 
und im gesamten Lehrpersonal hinterließ, dafür aber auf der anderen 
Seite — das muß man rückblickend doch wohl sagen — die NS-Ver- 
gangenheit ebenso drastisch wie kurzfristig in einem Ausmaß bewäl- 
tigte, das psychologisch beinahe unwahrscheinlich anmutet. 

Ernst Richert, Das zweite Deutschland. Fischer Bücherei, Bd. 722, S. 24 


Die „strategische Clique“ 


69 Der VII. Parteitag der SED (1967) stand nicht nur hinsichtlich 
des Selbstverständnisses der SED-Führung im Zeichen einer weiteren 
Konsolidierung der politisch-gesellschaftlichen Situation in der DDR... 
Die Sicherheit, die auf einer zunehmend engeren politischen Anlehnung 
an die Sowjetunion beruht, bildete den Hintergrund dieses Selbstver- 
ständnisses. Als Anzeichen für eine Konsolidierung können unter ande- 
rem die starke Betonung der Verbesserung des wissenschaftlich-techni- 
schen Ausrüstungsniveaus und der Erhöhung des Lebensstandards an- 
gesehen werden... 


Im Zuge der Verstärkung der ideologisch-propagandistischen Aktivi- 
tät und der Verhärtung des gesellschafts-politischen Konzepts der Par- 
teiführung ist im personal-politischen Bereich ein Vordringen der Partei- 
funktionäre auf allen Ebenen zu erkennen. Dies gilt auch für die Ent- 
wicklung im Zentralkomitee der SED. Wenn der absolute und relative 
Anstieg der Zahl der Parteifunktionäre im Zentralkomitee auch in 
stärkerem Maße auf eine Vergrößerung der Gruppe der Inhaber von 
Positionen der mittleren und unteren Ebene des Parteiapparates zu- 
rückzuführen ist, so ist damit doch das Tempo des für das Zentral- 
komitee 1963 beobachteten Vordringens der Parteifachleute erheblich 
verlangsamt worden. Aus den Positionen „oben“ und „obere Mitte“ 
sind weniger Staats-, Wirtschafts- und Landwirtschaftsfunktionäre in 
das Zentralkomitee 1967 eingerückt als zwischen 1958 und 1963; in 
bezug auf die Staatsfunktionäre der „mittleren/unteren Mitte“ ist 
sogar ein auffälliger Rückgang im Zentralkomitee des Jahres 1967 zu 
verzeichnen. 
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Allerdings ist der in der vorliegenden Arbeit festgestellte Verjün- 
gungsprozeß im Zentralkomitee der SED und damit die Abnahme der 
Zahl der in der KPD/SPD-Tradition stehenden Altfunktionäre auch 
durch den VII. Parteitag nicht unterbrochen worden. Die Tendenz der 
„Verfachlichung des Zentralkomitees“ ist ebenfalls weiterhin zu beob- 
achten. Die anläßlich des VII. Parteitages in „Neues Deutschland“ ver- 
öffentlichten Angaben über den „erlernten Beruf“ der Mitglieder und 
Kandidaten des Zentralkomitees bestätigen dieses steigende Ausbil- 
dungsniveau der Parteikader. In diesem Zusammenhang ist auch her- 
vorzuheben, daß die Zahl derjenigen Parteifunktionäre, die mit fach- 
lichen (wenn auch nicht mit wirtschaftlichen und landwirtschaftlichen) 
Aufgaben im Rahmen des Parteiapparates betraut sind, erheblich an- 
gestiegen ist. Die strategische Clique hat in der Zeit zwischen 1963 und 
1967 offenbar systematisch versucht, einen ihr ergebenen Nachwuchs 
heranzuziehen. 

Über die Tendenzen der Verjüngung und Verfachlichung des Zen- 
tralkomitees hinaus konnten einige weitere Trends bestätigt werden. 
Auch bei der Untersuchung des im April 1967 konstitutierten Zentral- 
komitees der SED ist zu beobachten, daß jüngere Technokraten und 
Manager im Staatsapparat beruflich aufgestiegen und erst dann in das 
Zentralkomitee eingezogen sind... 


Zweifellos hat die strategische Clique versucht, sowohl Vertreter der 
institutionalisierten Gegenelite (G. Mittag) in ihren Kreis zu inte- 
grieren, als auch durch Heranziehung „eigener“ Kader deren Position 
zu schwächen. Dadurch sind die Verharschungserscheinungen in der 
Parteispitze und der Rückgang der Mobilität in den Führungsgrup- 
pen der SED noch sichtbarer geworden. Kein Mitglied des Zentral- 
komitees 1963, das bereits auf dem VI. Parteitag der strategischen 
Clique angehörte, ist zwischenzeitlich oder auf dem VII. Parteitag 
aus dem Zentralkomitee ausgeschieden. 


Peter Christian Ludz, Parteielite im Wandel. Westdeutscher Verlag, Opladen; 
zit. nach: SBZ-Archiv 20/1967, S. 313 


„Die neue funktionelle Elite“ 


70 Im gesamten pragmatisch geleiteten Bereich der obersten DDR- 
Führung in der Partei und im Staat, zu dem neben Industriewirtschaft, 
Landwirtschaft, Handel, Finanz- und Bauwesen auch die gesamte 


95 


Volksbildung, einschließlich der Fach- und Hochschulen, gehört, setzt 
sich mehr und mehr ein Typus durch, den man folgendermaßen be- 
schreiben kann. Alter etwa zwischen 33 und 44; fast immer zumindest 
im Besitz eines Diploms; disponibel, das heißt mit einer managerhaften 
Funktion, je nachdem im zentralen Staatsapparat, im Großbetrieb 
oder Konzern, im ZK oder — seltener — an Hochschulen. Wenn man 
weiß, daß über 80 %/o der sachlich tätigen Funktionäre im zentralen 
Regierungsapparat und rund zwei Drittel der hauptamtlichen Sach- 
Mitarbeiter in dem viel kleineren ZK-Apparat an Fach- oder Hoch- 
schulen ausgebildet wurden, so kann das nicht überraschen. Volkswirte 
und Ingenieure dominieren eindeutig; Juristen spielen hingegen in 
leitenden Stellen — anders als bei uns — eine relativ geringe Rolle. Sie 
treten natürlich in führenden Positionen im Justizministerium, in den 
höchsten Justizorganen, und als Mitarbeiter des entsprechenden ZK- 
Sektors auf, darüber hinaus aber eigentlich nur im Außenministerium 
und in ähnlichen Funktionen im Ministerpräsidium, wie etwa der 
„Grundsatz“-Chef Michael Kohl... 


Naturwissenschaften, die Einführung ins ökonomische und technolo- 
gische Denken und die frühe Verbindung mit der Produktionspraxis 
dominieren seit etwa 1959 im Lehrstoff der verbindlichen 10-Klassen- 
schule. Rund 15 Jahrgänge — von den gegenwärtigen Unterstufen- 
schülern abgesehen — sind auf diese Weise geformt worden. Rund 
50 000 Hoch- und Fachschulabsolventen (die ersten fast zur Hälfte, die 
zweiten zu über 80 %/, aus naturwissenschaftlich-technischen Fachrich- 
tungen) — werden jährlich „ausgestoßen“. Das sind 20 bis 25 °/o der je- 
weiligen Jahrgänge und relativ etwa 50 %/o mehr Hochschüler und an- 
nähernd viermal soviel Fachschüler wie in der BRD.) Es liegt auf der 
Hand, daß sie nicht alle „Elite“ sein können. Heute bereits gehören 
rund 10 % aller Erwerbstätigen zu der meistens durch Akademisierung 
ausgewiesenen „Intelligenz“ (in der BRD — wo man freilich die 
Fachschulingenieure u.ä. nicht dazurechnet — sind es rund 3%)... 
muß man zugeben, daß in der DDR eben nahezu jeder (wenigstens seit 
1961) seiner Begabung gemäß und im Normalfall unentgeltlich vom 
Staat ausgebildet wird. Das wirkt sich zwangsläufig solidarisierend 


aus. Die Republik als Arbeitsplatz und Vorsorgerahmen wird akzep- 
Berk. 


Die jungen Menschen in der DDR sind die durch Leistung ausgewie- 
senen und im Grunde sicher gewordenen, sachlich leitenden Angehöri- 
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gen des Riesenkombinats DDR. Und was dort tätig ist, wird bis hinauf 
zu Ulbricht einbezogen in diese vertikale und horizontale Koopera- 
tionssolidarität. Und die Frage, ob man Ulbricht und einige andere 
„mag“, sollte man eben nicht stellen. 


Zum Schluß bleibt nun noch eine Frage offen: Auch wenn diese jun- 
gen Menschen funktionelle Elite und damit maßgeblich an der Leitung 
beteiligt (und demgemäß honoriert) sind, besagt das nichts darüber, 
wie nah und fern sie den wirklichen Kommandostellen stehen. 


Sicher haben die Alten einstweilen noch den größeren Teil der Macht 
in ihrer Hand. Aber ... derlei ist nicht vererbbar. In den meisten 
Positionen rücken die jungen Kräfte nach: heute schon in die der Justiz, 
in die des Außenminister-Stellvertreters, morgen vielleicht in die der 
Generalität. 

Die Jüngeren sind von der zweiten, der „technisch-wissenschaft- 
lichen“, Revolution geprägt. Sie sind versachlicht, relativ sicher und 
nur in dem Maß traumatisiert, wie die mitaussterbende Garde alter 
Agitatoren noch Nahrung für ihre Irritierungen findet. 

Das Schwergewicht liegt beim Management. Das freilich heißt we- 
der, daß die Manager ... direkt nach der Macht greifen werden (sie 
könnten damit wahrscheinlich gar nicht viel anfangen), noch, daß sie 
und die vielen analog geprägten Fähigen nicht dennoch in einer funk- 
tionell bestimmten Spannung zu Parteiinhalt (auch wenn sie ihn be- 
jahen) und Jugendorganisation bleiben werden. Dieser Interessen- und 
Persönlichkeitsstruktur-Gegensatz (den Ludz mit seinen Thesen im 
Grunde wohl meint) ist von der Sache her zwingend. Aber er hat mit 
Machtkonkurrenz nur so viel zu tun wie westliches Ringen um die 
Proportionen im Staatshaushalt. Es geht um ein Mehr oder Weniger, 
um Relatives. 

Ernst Richert, Die DDR-Elite oder Unsere Partner von morgen, rororo- 


aktuell 1038. Rowohlt Taschenbuch Verlag GmbH, Reinbek bei Hamburg 
1968, S. 110 ff. 


Drei Ebenen sozialer Gleichheit 


71 Daß im Osten Deutschlands im Zuge des umfassenden Prozesses 
der sozialen Gleichschaltung auch jene Gleichheiten verwirklicht wur- 
den, die Voraussetzungen für effektive Bürgerrechte sind, darf schon 
darum nicht übersehen werden, weil in diesem Prozeß ein harter Kern 
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ostdeutscher sozialer Wandlungen liegt, den wohl keine neuerliche 
Veränderung wird antasten können. Was hier gemeint ist, läßt sich auf 
drei Ebenen deutlich machen. Einmal gehören, wie wir fanden, zur 
bürgerlichen Gleichheit außer rechtlichen und politischen gewisse soziale 
Rechte. Diese schließen insbesondere den Schutz vor unverschuldeter 
Not, bei Alter und Invalidität, ein Minimaleinkommen, ein gleiches 
Minimum medizinischer Behandlung und ähnlicher Rechte ein. Solche 
Rechte sind, auf Grund seiner wohlfahrtsstaatlichen Tradition, in 
Deutschland alt; doch ist auch das System der sozialen Sicherheit in 
der DDR weiter ausgebaut worden. Die zweite Ebene sozialer Gleich- 
heit betrifft die Bildungschancen. Hier vor allem hat die deutsche Ge- 
sellschaft der DDR einen in der deutschen Sozialgeschichte unerhörten 
Wandel erlebt. Durch eine Vielzahl staatlicher Maßnahmen, die zum 
Teil — wie die „50 %o - Klausel“, die alle Oberschullehrer verpflichtet, 
in ihren Klassen mindestens 50% Arbeiter- und Bauernkinder zu 
haben — ebenso absurd wie wirksam waren, ist es in der DDR gelun- 
gen, die zumal für Deutschland traditionelle Sozialschichtung der Bil- 
dungschancen zu beseitigen. Mehr als ein Drittel aller Studierenden 
an Universitäten und Hochschulen und die Hälfte aller Fachschüler 
waren in der DDR 1963 Kinder von Arbeitern. Schon pflanzt sich 
dieses Prinzip in die Berufe hinein fort; das Rekrutierungsbild von 
Professoren und Richtern, Generälen und Managern unterscheidet sich 
in der DDR radikal von der Bundesrepublik. Der Erfolg dieser Maß- 
nahmen setzt den Eingriff in die dritte und wichtigste Ebene sozialer 
Gleichheit, die traditionalen Verhaftungen der Menschen, voraus ... 
Unter Beseitigung aller Institutionen, die der Heiligung der Tradition 
dienen, haben die Herren der DDR Menschen rücksichtslos aus ihren 
angestammten Bindungen herausgerissen und zu einer Gleichheit ge- 
zwungen, die häufig genug ihren eigenen Wünschen und Absichten 
widersprach. 


Der offene Zweck aller dieser Entwicklungen liegt auf der Hand. 
Inseln der Tradition sind für ein Regime totaler Machtentfaltung 
immer auch Inseln der Resistenz. Aber dieser offene Zweck der Gleich- 
schaltung darf nicht über ihre bleibenden und politisch durchaus zwei- 
deutigen Wirkungen hinwegtäuschen. Wenn man Modernität so ver- 
steht, wie wir es hier durchweg getan haben, dann ist die Gesellschaft 
der DDR die erste moderne Gesellschaft auf deutschem Boden. In ihr 
ist die französische Revolution zu ihrem 1789 noch kaum geahnten 
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äußersten Extrem geführt worden. Die Menschen nehmen am sozialen 
und politischen Prozeß nahezu nur noch als öffentliche Wesen — nur 
eben als Genossen und nicht als Bürger — teil. Die Herkunftsgesell- 
schaft hat ganz und gar einer — nur eben mit seltsamen Maßstäben 
messenden — Leistungsgesellschaft Raum gegeben. Die Fragen drängen 
sich auf: Kann man diese Modernität wollen? Bedeutet sie nicht das 
Ende aller menschlichen Fülle, ja aller Freiheit? 


Ralf Dahrendorf, Gesellschaft und Demokratie in Deutschland. R. Piper 
Verlag, München 1965, $. 452 


Zum „Grundvertrag“ zwischen der BRD und der DDR 


Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 


72 Die Hohen Vertragschließenden Seiten 
eingedenk ihrer Verantwortung für die Erhaltung des Friedens, in dem 
Bestreben, einen Beitrag zur Entspannung und Sicherheit in Europa zu 
leisten, 

in dem Bewußtsein, daß die Unverletzlichkeit der Grenzen und die 
Achtung der territorialen Integrität und der Souveränität aller Staaten 
in Europa in ihren gegenwärtigen Grenzen eine grundlegende Bedin- 
gung für den Frieden sind, 

in der Erkenntnis, daß sich daher die beiden deutschen Staaten in 
ihren Beziehungen der Androhung oder Anwendung von Gewalt zu 
enthalten haben, 

ausgehend von den historischen Gegebenheiten und unbeschadet der 
unterschiedlichen Auffassungen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik zu grundsätzlichen Fragen, 
darunter zur nationalen Frage, 

geleitet von dem Wunsch, zum Wohle der Menschen in den beiden 
deutschen Staaten die Voraussetzungen für die Zusammenarbeit zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokrati- 
schen Republik zu schaffen, 
sind wie folgt übereingekommen: 
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Artikel 1 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische 
Republik entwickeln normale gutnachbarliche Beziehungen zueinander 
auf der Grundlage der Gleichberechtigung. 


Artikel 2 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische 
Republik werden sich von den Zielen und Prinzipien leiten lassen, die 
in der Charta der Vereinten Nationen niedergelegt sind, insbesondere 
der souveränen Gleichheit aller Staaten, der Achtung der Unabhängig- 
keit, Selbständigkeit und territorialen Integrität, dem Selbstbestim- 
mungsrecht, der Wahrung der Menschenrechte und der Nichtdiskrimi- 
nierung. 


Artikel 3 


Entsprechend der Charta der Vereinten Nationen werden die Bun- 
desrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik 
ihre Streitfragen ausschließlich mit friedlichen Mitteln lösen und sich 
der Drohung mit Gewalt oder der Anwendung von Gewalt enthalten. 

Sie bekräftigen die Unverletzlichkeit der zwischen ihnen bestehen- 
den Grenze jetzt und in der Zukunft und verpflichten sich zur unein- 
geschränkten Achtung ihrer territorialen Integrität. 


Artikel 4 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische 
Republik gehen davon aus, daß keiner der beiden Staaten den anderen 
international vertreten oder in seinem Namen handeln kann ... 


Artikel 6 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische 
Republik gehen von dem Grundsatz aus, daß die Hoheitsgewalt jedes 
der beiden Staaten sich auf sein Staatsgebiet beschränkt. Sie respektieren 
die Unabhängigkeit und Selbständigkeit jedes der beiden Staaten in 
seinen inneren und äußeren Angelegenheiten. 


Artikel 7 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische 
Republik erklären ihre Bereitschaft, im Zuge der Normalisierung ihrer 
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Beziehungen praktische und humanitäre Fragen zu regeln. Sie werden 
Abkommen schließen, um auf der Grundlage dieses Vertrages und zum 
beiderseitigen Vorteil die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wirt- 
schaft, der Wissenschaft und Technik, des Verkehrs, des Rechtsver- 
kehrs, des Post- und Fernmeldewesens, des Gesundheitswesens, der 
Kultur, des Sports, des Umweltschutzes und auf anderen Gebieten zu 
entwickeln und zu fördern. Einzelheiten sind in dem Zusatzprotokoll 


geregelt. 
Artikel 8 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische 
Republik werden ständige Vertretungen austauschen. Sie werden am 
Sitz der jeweiligen Regierung errichtet... 

Erklärungen zu Protokoll 

Die Bundesrepublik Deutschland erklärt zu Protokoll: 
„Staatsangehörigkeitsfragen sind durch den Vertrag nicht geregelt 
worden.“ 

Die Deutsche Demokratische Republik erklärt zu Protokoll: 

„Die Deutsche Demokratische Republik geht davon aus, daß der Ver- 
trag eine Regelung der Staatsangehörigkeitsfragen erleichtern wird.“ 


Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung. Bonn, 
8. November 1972 


Der Erste Sekretär des ZK der SED, Erich Honecker, führte während des 
Schlußwortes auf der 8. Tagung des ZK der SED in Ost-Berlin am 7. Dezem- 
ber 1972 u.a. aus: 


73 ... Ein Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen zwischen 
der DDR und der BRD, zu dem eine weitere Reihe von Dokumenten 
gehören, ist paraphiert. Dieser Vertrag wird mit seinem Inkrafttreten 
die Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten als zwei von- 
einander unabhängigen souveränen Staaten umfassend und grundsätz- 
lich regeln. 

Es sind Beziehungen friedlicher Koexistenz zwischen Staaten unter- 
schiedlicher Gesellschaftsordnung, die mit dem Vertrag geregelt wer- 
den. Selbstverständlich können solche Beziehungen nichts anderes sein 
als völkerrechtlich. Diesem Erfordernis trägt der Vertrag in seinem 
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Inhalt und in seiner Form vollständig Rechnung. Sehr konzentriert 
kommt das im Artikel 2 zum Ausdruck. Dort erklären die vertrag- 
schließenden Seiten, sie werden sich von den Zielen und Prinzipien 
leiten lassen, die in der Charta der Vereinten Nationen niedergelegt 
sind. Die Prinzipien der Charta sind allgemein anerkanntes Völker- 
recht. Insbesondere werden genannt die souveräne Gleichheit aller 
Staaten, die Achtung der Unabhängigkeit, Selbständigkeit und territo- 
rialen Integrität. Die Anerkennung dieser völkerrechtlichen Prinzipien 
durch die Regierung der BRD macht dem Alleinvertretungsanspruch 
mit seinen Abwandlungsformen und anderen Verstößen gegen das 
Völkerrecht ein Ende. 


Dieser Vertrag bedeutet in der Tat, wie wir es auf dem VIII. Partei- 
tag vorgeschlagen haben, die „Aufnahme normaler Beziehungen ent- 
sprechend den Regeln des Völkerrechts“. 


... Soviel können wir jedenfalls in unserer außenpolitischen Bilanz 
festhalten: Es hat sich als richtig erwiesen, die Frage der Abgrenzung 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundes- 
republik Deutschland so entschieden aufzuwerfen. 


Dies entspricht voll und ganz den Tatsachen. Bei der DDR und der 
BRD handelt es sich um zwei Staaten mit unterschiedlichen sozialen 
Systemen. Die Verdeutlichung dieser Tatsache, die Ablehnung jeden 
Mischmaschs zwischen den nicht zu vereinenden Gesellschaftsordnun- 
gen, die allseitige Stärkung der Deutschen Demokratischen Republik, 
ihre weitere Profilierung als sozialistischer Staat — das war die Grund- 
bedingung für die Einleitung des Prozesses der weltweiten Anerken- 
nung der Deutschen Demokratischen Republik, für ihre gleichberech- 
tigte Teilnahme am internationalen Leben ... 


... Kurz gesagt ist die Sachlage doch so, daß wir mit kapitalistischen 
Regierungen — einschließlich der von Herrn Brandt geführten Regie- 
rung der BRD — gemeinsame Schritte unternehmen, die der Erhaltung 
des Friedens dienen. Andererseits sind unsere ideologischen Positionen 
nach wie vor unvereinbar. Es würde niemandem helfen, dies zu ver- 
schweigen. Im Gegenteil. „Kampf ist Kampf“, sagte Genosse Leonid 
Iljitsch Breshnew in seiner jüngsten Rede in Budapest, „und man darf 
nicht vergessen, daß die alte Welt ebenfalls bestrebt ist, in ihrem Inter- 
esse auf uns einzuwirken. Die Methoden der Einflußnahme des Impe- 
rialismus auf die sozialistische Welt sind vielfältig“, so sagte er. 
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... Es ist nicht unbekannt, daß die rechten sozialdemokratischen 
Führer auf dem Boden der kapitalistischen Gesellschaft stehen, sie 
verteidigen und unverändert Gegner des real existierenden Sozialismus 
sind. Daß wir unsererseits nicht die Absicht haben, von den bewährten 
Positionen des Marxismus-Leninismus abzugehen, sondern umgekehrt, 
immer mehr Menschen gewinnen wollen und werden — das versteht 
sich von selbst. Das heißt, liebe Genossen, der ideologische Kampf 
nimmt an Umfang und Intensität zu — und zwar nicht trotz der Poli- 
tik der friedlichen Koexistenz, sondern gerade in ihrem Gefolge. Übri- 
gens hat man den Eindruck, daß die Führer der SPD ebenfalls so oder 
ähnlich sehen. Aber wir brauchen dafür auch keine Bestätigung aus dem 
anderen Lager, das ist ohnehin unser prinzipieller Standpunkt. 


... Sozialismus und Sozialdemokratismus — das sind nach wie vor 
zwei Konzeptionen, die einander ausschließen wie Feuer und Wasser. 
Sie sind objektiv, von der Sache her, absolut unvereinbar. Und deshalb 
kann es auch keine Koexistenz und erst recht keine Annäherung zwi- 
schen sozialistischer Ideologie einerseits und bürgerlicher Ideologie, 
einschließlich ihrer sozialdemokratischen Variante, andererseits geben. 


Im Gegenteil, je mehr es uns gelingt, die sozialistische Ideologie im 
Bewußtsein des Volkes zu verankern, je mehr es uns gelingt, mit Hilfe 
der maxistisch-leninistischen Philosophie im Sinne von Marx, Engels 
und Lenin die Welt nicht nur zu interpretieren, sondern zu verändern, 
je mehr es uns gelingt, die Einheit und Geschlossenheit der Staaten der 
sozialistischen Gemeinschaft zu stärken, desto größer sind die Chancen 
unserer auf Frieden, Sicherheit und Entspannung gerichteten Politik. 


„Neues Deutschland“, Berlin (DDR), vom 8. Dezember 1972 


Leitsätze zum Urteil des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts 


74 4. Aus dem Wiedervereinigungsgebot folgt: Kein Verfassungs- 
organ der Bundesrepublik Deutschland darf die Wiederherstellung der 
staatlichen Einheit als politisches Ziel aufgeben, alle Verfassungsorgane 
sind verpflichtet, in ihrer Politik auf die Erreichung dieses Zieles hin- 
zuwirken — das schließt die Forderung ein, den Wiedervereinigungs- 
anspruch im Inneren wachzuhalten und nach außen beharrlich zu ver- 
treten — und alles zu unterlassen, was die Wiedervereinigung vereiteln 
würde. 
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75 5. Die Verfassung verbietet, daß die Bundesrepublik Deutschland 
auf einen Rechtstitel aus dem Grundgesetz verzichtet, mittels dessen sie 
in Richtung auf Verwirklichung der Wiedervereinigung und der Selbst- 
bestimmung wirken kann, oder einen mit dem Grundgesetz unverein- 
baren Rechtstitel schafft, oder sich an der Begründung eines solchen 
Rechtstitels beteiligt, der ihr bei ihrem Streben nach diesem Ziel ent- 
gegengehalten werden kann. 


76 6. Der Vertrag hat einen Doppelcharakter; er ist seiner Art nach 
ein völkerrechtlicher Vertrag, seinem spezifischen Inhalt nach ein Ver- 
trag, der vor allem inter-se Beziehungen regelt. 


77 7. Art.23 GG verbietet, daß sich die Bundesregierung vertraglich 
in eine Abhängigkeit begibt, nach der sie rechtlich nicht mehr allein, 
sondern nur noch im Einverständnis mit dem Vertragspartner die Auf- 
nahme anderer Teile Deutschlands verwirklichen kann. 


78 8. Art 16 GG geht davon aus, daß die „deutsche Staasangehörig- 
keit“, die auch in Art. 116 Abs. 1 GG in Bezug genommen ist, zugleich 
die Staatsangehörigkeit der Bundesrepublik Deutschland ist. Deutscher 
Staatsangehöriger im Sinne des Grundgesetzes ist also nicht nur der 
Bürger der Bundesrepublik Deutschland. 


79 9. Ein Deutscher hat, wann immer er in den Schutzbereich der 
staatlichen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland gelangt, einen 
Anspruch auf den vollen Schutz der Gerichte der Bundesrepublik 
Deutschland und aller Garantien der Grundrechte des Grundgesetzes. 


„Das Parlament“, Nr. 35, vom 1.9. 1973 


Die DDR in der UNO 
Winzers Rede vor der Vollversammlung 


Die Rede des DDR-Außenministers Winzer vor der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen hatte in Auszügen folgenden Wortlaut: 

Die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik in die Or- 
ganisation der Vereinten Nationen ist ein historisches und beglückendes 
Ereignis im Leben unseres Volkes. Es ist ein Höhepunkt in dem Prozeß 
des gleichberechtigten Teilnehmens der Deutschen Demokratischen Re- 
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publik am internationalen Leben. Zwischen der Mehrheit der Mitglied- 
staaten der Organisation der Vereinten Nationen und der Deutschen 
Demokratischen Republik sind normale völkerrechtliche Beziehungen 
auf der Grundlage der Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen 
hergestellt. Das ist zweifellos auch ein Ausdruck der günstigen Ent- 
wicklung, die sich in den letzten Jahren in den internationalen Bezie- 
hungen der Staaten und Völker vollzogen hat. Es ist daher keine 
Anmaßung, wenn ich feststelle: Die Aufnahme der im Herzen Europas 
gelegenen Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepu- 
bliık Deutschland als zwei voneinander unabhängige souveräne Staaten 
mit unterschiedlicher Gesellschaftsordnung in die Organisation der 
Vereinten Nationen ist ein weiterer bedeutender Schritt auf dem Wege 
der Verbesserung der internationalen Situation ... 

Die gesellschaftlichen und politischen Umwälzungen in der Deut- 
schen Demokratischen Republik, der Aufbau einer sozialistischen Ge- 
sellschaft, sind die dauerhafte Bürgschaft dafür, daß die Deutsche 
Demokratische Republik diesem höchsten Ziel der Vereinten Nationen 
die Treue halten und wie bisher auch weiterhin eine aktive Politik des 
Friedens und der Völkerverständigung, der friedlichen Koexistenz und 
der gleichberechtigten Zusammenarbeit der Staaten und Völker betrei- 
ben wird. Eine solche Friedenspolitik ist eine Politik höchster Mensch- 
lichkeit. " F 

Die Außenpolitik unseres Staates ist entsprechend den Grundsätzen 
der Charta der Vereinten Nationen auf Verständigung und friedliche 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten ausgerichtet. Sie tritt entschie- 
den dafür ein, Gewaltandrohung und Gewaltanwendung aus den 
zwischenstaatlichen Beziehungen für immer zu verbannen. Sie ver- 
urteilt koloniale und rassistische Unterdrückung und Ausbeutung der 
Völker. Sie übt Solidarität mit den um ihre Befreiung kämpfenden 
Völkern. In enger Verbundenheit mit der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken und anderen sozialistischen Staaten wird die Deut- 
sche Demokratische Republik konstruktiv mit allen Staaten zur Erfül- 
lung der Aufgaben der Vereinten Nationen zusammenarbeiten ... Sie 
ist bereit, freundschaftliche Beziehungen zu den Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen zu entwickeln, Beziehungen, die auf der Achtung 
des Prinzips der Gleichberechtigung und des Selbstbestimmungsrechtes 
der Völker beruhen ... 


„Frankfurter Allgemeine Zeitung“, vom 21.9.73 / Nr. 220 
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Weiterführende Literatur: 


Sontheimer, Kurt / Bleek, Wilhelm: Die DDR — Politik, Gesellschaft, Wirt- 
schaft. Hamburg 1972 

Thomas, Rüdiger: Modell DDR: Die kalkulierte Emanzipation. München 
1972 

Roggemann, Hennig: Die Verfassung der DDR. Entstehung — Analyse — 
Vergleich — Text. Opladen 

Cropp, J. Albrecht: DDR Impressionen. Zwischen Thüringer Wald und Rü- 
gen. Bern und Stuttgart 1972 


V. Die Wirtschaft in der DDR 


Voraussetzungen 


Die Voraussetzungen, unter denen man nach Kriegsende 1945 in der SBZ an 
einen Wiederaufbau der zerstörten Wirtschaft gehen konnte, waren denkbar 
ungünstig, ungünstiger als in den damaligen westlichen Besatzungszonen: 
mangelhafte Rohstoffgrundlage (daher einseitige Industriestruktur > Nr.81) 
und unzulängliche Agrarbasis (> 82) als natürliche Voraussetzungen; zer- 
bombte oder veraltete Maschinenanlagen und ein beschädigtes Verkehrsnetz 
als Ergebnisse des Krieges; sehr hohe Reparationsleistungen an die Besat- 
zungsmacht (> Nr. 83—85); keine finanzielle Starthilfe, wie sie die west- 
lichen Besatzungszonen in den Geldern des Marshall-Planes hatten 
(>? Nr. 116); bis 1961 Verlust von etwa 15 ®o des Arbeitskräftepotentials 
durch die anhaltende Fluchtbewegung (> Nr. 72): 


Die Industriestruktur 1936 


81 Im Jahre 1936 entfielen auf das Gebiet der heutigen DDR schät- 


zungsweise etwa: 


33 0/, der Textil- und Ledererzeugung 
31 0/9, der Glas- und Keramikerzeugung 
30 0/4 der Holz- und Papiererzeugung 
27 0/9 der chemischen Industrie 
25 °/o der Elektrizitäts- und Gaserzeugung 
24 °/o des Maschinenbaus, der feinmechanisch-optischen Industrie, des Fahr- 
zeugbaus, der Nahrungs- und Genußmittelindustrie 
18 0/9 der Metallindustrie 
„Geographische Rundschau“, 4. Jg. 1952, S. 415 
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Verordnung zur Durchführung der Reparationslieferungen 
vom 9. Februar 1950 


83 Die Reparationsverpflichtungen bilden gegenwärtig die wich- 
tigsten internationalen Verpflichtungen der Deutschen Demokrati- 
schen Republik. Um die im bestätigten Reparationsplan vorgesehener. 
Verpflichtungen an Warenlieferungen an die Union der Sozialistischer. 
Sowjet-Republiken qualitäts- und termingemäß sicherzustellen, wirc 
verordnet: 


$1 


Aufträge des Amtes für Reparationen zur Herstellung und Liefe- 
rung von Reparationsgütern sind für alle Lieferbetriebe und Liefer- 
firmen Pflichtaufträge. Sie müssen so behandelt werden, daß ihre 
termin- und qualitätsmäßige Durchführung unter allen Umständen 
gesichert ist. 


$5 


Handlungen oder Unterlassungen, die dazu beitragen können, die 
Erfüllung der Reparationsaufträge zu gefährden, werden nach $ 9 
der Wirtschaftsverordnung vom 23. September 1948 bestraft, soweit 
nicht nach anderen Strafbestimmungen eine härtere Strafe verwirkı 
ist. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
Ulbricht 


Stellvertreter des Ministerpräsidenten 


GBL.Nr. 13, 1950, S. 8: 


Reparationsleistungen der SBZ 


84 Md. Mark 
Verlust an Sach- und Kunstwerten durch Beuteaktionen 2,00 
Verluste durch Demontagen 5,00 
Leistungen, die mit erbeuteten Banknoten bezahlt wurden 6,00 
Leistungen, die mit Besatzungsgeld bezahlt wurden 9,00 
Warenlieferungen aus der laufenden Produktion, soweit sie 

über Reparationskonto verrechnet wurden 34,70 
Nebenkosten der Reparationslieferungen 2,85 
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Stoppreissubventionen an deutsche und SAG-Betriebe für 


Reparationslieferungen 3,30 

Ausstattung der SAG-Betriebe mit Umlaufmitteln (vor 1950) 

und Kapitalentzug 1952/53 1,00 

Rückkauf der SAG-Betriebe 2,55 
66,40 


SBZ von A—Z, 9. A. Bonn 1965, S. 364 
SAG-Betriebe sind Sowjetische Aktien-Gesellschaften, die 1946 in der SBZ 


gegründet wurden und denen bestimmte beschlagnahmte deutsche Industrie- 
betriebe angegliedert wurden. 


Demontagen in der SBZ bis Frühjahr 1948 


85 Kapazitätsverminderungen 
durch Demontagen in 
Industriezweig (1936 = 100 0/,) 
Metällurgie .. senken ee 64 
davon Eisenhütten und Walzwerke .......... 80 
Maschinenbau weiamensnnshsaaenieaeene 53 
Fahrzeugbau „seen eee 54 
Elektroindustrie „see eeseeesnenenennn nn nn 60 
Feinmechanik und Optik ...rruu0r 00a 0000 63 
ZEMENE nennen ee ee ee are 40 
Gips und Baumarerial „.....0...00n000n0000++ 35 
Glas und Keramik ....22esccec con 00. era 35 
Kieselsur uncut 100 
Spesthole „nussasassarenaaenne eu 100 
Zellstoff und Papier «u.0000 00#n0> u000 0000004 45 
Holzindustrie zusenesensnueunienennnene 15 
Gummiwaren us. un nee 95—100 
Schwefelsäure aus Gips „22.222 sess0nnen en 0. 100 
aus anderen Rohstoffen .....eesesseennere nr 30 
ÄTZNATLON: 564. een 60 
Künstfaser «su 5.00w000=. 0m 0 ur nennen ae 30 
Textilien zu0un 0neeus seiner ner 15 
Ledererzeugnisse .senonnereeeeennnense nenn 25 
Schuhe scher een 15 


F. Rupp, Die Reparationsleistungen der SBZ. Bonner Berichte 1953, S. 15 
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Wirtschaftspolitik. Wirtschaftspläne 


Die Wirtschaft der DDR basierte bis 1963 auf der zentralen, totalen staat 
lichen Planung. Bereits seit der zweiten Hälfte der 50er Jahre sind allerding. 
die örtliche und Versorgungswirtschaft neugeschaffenen örtlichen Wirtschafts: 
räten unterstellt, und seit 1963 werden mit dem Neuen Ökonomischer 
System der Planung und Leitung (NÖSPL) neue Wege begangen (> Nr. 10; 
bis 115). Die zentrale staatliche Planapparatur (Staatliche Plankommission 
Ministerrat, Volkswirtschaftsrat) bestimmte und kontrollierte in Überein. 
stimmung mit den Volkswirtschaftsplänen der im RGW (> Nr. 116—118 
zusammengeschlossenen Länder des Ostblocks die gesamte Investitions-, Pro: 
duktions-, Handels- und Finanzplanung. In den Wirtschaftsplänen, die Ge 
setzeskraft haben, werden die Wirtschaftsaufgaben zahlenmäßig festgelegt 
Dabei sind zu unterscheiden: [Jahres-]Volkswirtschaftspläne (gültig jeweil. 
für ein Jahr), Zweijahresplan (1949/50), Fünfjahrespläne (1951/55 un 
1955/60),.der letztere vorzeitig abgelöst vom 1. Siebenjahrplan (1958/65) 
dieser wiederum vorzeitig gestoppt und abgelöst vom 2. Siebenjahrplan, de: 
als „Perspektivplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft bis 1970“ im Ma 
1967 von der Volkskammer als Gesetz beschlossen wurde (> Nr. 86—90) 
Der neue Perspektivplan für die Jahre 1971—1975 war zu Beginn des Jahre. 
1971 noch nicht fertiggestellt. Wichtigstes Ergebnis der Wirtschaftspolitik is 
die Sozialisierung (> Nr. 91—104) und eine gegenüber dem Vorkriegsstanı 
wesentliche Veränderung der Industriestruktur und -standorte, die auf den 
Aus- und Umbau alter und der Gründung neuer Industrien beruht (> Nr.90) 


Gesetz über den Fünfjahrplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft 
der Deutschen Demokratischen Republik (1951—1955) 
vom 1. November 1951 


1 
86 Die Hauptaufgaben im Fünfjahrplan 


Die Hauptaufgaben des ersten Fünfjahrplanes zur Entwicklung de: 
Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik für die Jahrı 
1951 bis 1955 sind folgende: 

1. Im Interesse des gesamten deutschen Volkes und des Kampfes un 
die Einheit des demokratischen Deutschland ist eine schnelle Entwick 
lung der Produktivkräfte in der Republik zu gewährleisten. Bis zun 
Ende des Jahrfünfts muß die friedliche Industrieproduktion im Ver 
hältnis zum Stand des Jahres 1950 ein Ausmaß von 192,3 0/9 er 
reichen. Die vorgesehene Erhöhung der industriellen Produktion be 
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deutet mehr als die Verdoppelung der Produktion im Vergleich zum 
Jahre 1936. Durch den Neu- und Ausbau der Produktionskapazitäten 
in der Metallurgie, im Schwermaschinenbau und in der chemischen 
Industrie ist eine weitgehende Unabhängigkeit unserer Volkswirt- 
schaft von dem kapitalistischen Ausland sicherzustellen. Die Pro- 
duktionsprogramme sind den Erfordernissen unseres wachsenden 
Außenhandels und dem veränderten inneren Bedarf anzupassen. Für 
unsere Produktion sind die in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik vorhandenen Bodenschätze in schnellem Tempo zu erschließen. 
Die Förderung in neu erschlossenen Lagerstätten ist kurzfristig zu be- 
ginnen. Die Arbeitsproduktivität ist in den volkseigenen und ihnen 
gleichgestellten Industriebetrieben um mindestens 72 %/o zu steigern. 
Dazu sind die Aktivisten- und Wettbewerbsbewegung und die An- 
wendung neuer Arbeitsmethoden großzügig zu fördern. 

Die Produktion der Landwirtschaft ist wertmäßig um mindestens 
57 0/o zu erhöhen. Die bäuerlichen Betriebe und unsere volkseigenen 
Güter haben ihre Kräfte auf die volle Ausnutzung aller Erzeugungs- 
möglichkeiten zu konzentrieren. Die staatliche Hilfe für unsere Bauern 
ist zu verstärken. 

Entsprechend der Entwicklung in Industrie und Landwirtschaft ist das 
Verkehrswesen auf die stark wachsenden Transportaufgaben einzu- 
stellen. Handel und Handwerk sind entsprechend den steigenden 
Anforderungen der Wirtschaft und der Bevölkerung zu entwickeln. 


Die Anwendung der Wissenschaft, der Ergebnisse der Forschung und 
technischen Entwicklung muß eine historische Wende auf allen Gebie- 
ten der Produktion und im Leben überhaupt herbeiführen. Der volks- 
eigene Sektor, dem die wichtigste Bedeutung in der Wirtschaft zu- 
kommt, ist zu entwickeln und zu festigen. Gleichzeitig ist im Interesse 
des Volkes die Privatinitiative des Unternehmertums im Rahmen der 
Gesetze zu nutzen. 

2. Durch Verwirklichung des Prinzips der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung ist in der Leitung und Wirtschaftsführung aller volkseigenen 
Betriebe ein hohes Niveau zu entwickeln. Durch ein umfassendes Ver- 
tragssystem sind eine genaue Abstimmung der Produktion mit dem 
Bedarf und die termin- und qualitätsgerechte Lieferung aller Waren 
unter Einhaltung strenger Disziplin zu sichern. Durch ständige und 
genaue Kontrolle ist die persönliche Verantwortung der Leiter aller 
volkseigenen Betriebe weiter zu erhöhen. Mit Hilfe des Banken-In- 
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kassos und einer strengen Finanzkontrolle ist die Kontrolle durch die 
Mark der Deutschen Notenbank zu einem wichtigen ökonomischen In- 
strument in der Hand des Staates zu gestalten. 


3. Zur Durchführung der umfangreichen Investitionen sind die Lei- 
stungen der Bauindustrie mehr als zu verdoppeln, ein hohes tech- 
nisches Niveau der Bauarbeiten durch Mechanisierung zu entwickeln, 
neue holz- und stahlsparende Konstruktionen anzuwenden und das 
Bauen ständig besser zu organisieren. Bessere Ausnutzung der Bau- 
stoffe, Durchführung des Winterbauens und Spezialisierung sind 
Hauptaufgaben der Baubetriebe. 


Der Wiederaufbau der kriegszerstörten Städte ist in Übereinstimmung 
mit dem Aufbau der neuen wirtschaftlichen Schwerpunkte durchzu- 
führen. 


Im Jahrfünft sind mindestens 240 000 Wohnungen mit einer Wohn- 
fläche von mindestens 10 Mill. qm zu bauen, dabei sind insbesondere 
die neuen Industriezentren und die zentralen Orte auf dem Lande 


zu berücksichtigen. Der Wiederaufbau teilweise zerstörter Wohnungen 
ist schnell abzuschließen. 


Die Wohnhaustypen sind gegenüber dem Stande von 1950 insbeson- 
dere in der Raumgliederung und in ihrer architektonischen Gestaltung 
zu verbessern. Die Wohnraumbedürfnisse der Wissenschaftler, Leh- 
rer, Ärzte, Ingenieure usw. sind besonders auf dem Lande mehr als 
bisher zu berücksichtigen. 


4. Unser Außenhandel ist insbesondere mit der Sowjetunion, den 
Ländern der Volksdemokratie und Volkschinas ständig zu steigern. 
Die Außenhandelsorgane haben daher mit diesen uns eng befreunde- 
ten Ländern eine enge Zusammenarbeit herzustellen. Durch lang- 
fristige Handelsverträge ist eine den Wünschen unserer Partner ent- 
sprechende Produktion und damit der Absatz unserer Erzeugnisse zu 
sichern. Durch die termin- und sortimentsgerechte Ausführung der 
Liefer- und Bezugsverträge ist die genaue Erfüllung der vertraglichen 
Verpflichtungen und die Deckung des inneren Bedarfs zu gewährlei- 
sten. 


5. Die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit mit der Sowjet- 
union und den Ländern der Volksdemokratie ist in jeder Weise zu 
fördern und auf alle Gebiete der Wissenschaft, Technik und der Wirt- 
schaft auszudehnen. Der gegenseitige Erfahrungsaustausch ist zur Ent- 
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faltung des wissenschaftlichen und technischen Fortschritts von allen 
Stellen unserer Republik zu unterstützen. 

6. Auf der Grundlage des Wachstums der Produktion und durch die 
Beseitigung der schweren Kriegsfolgen muß der Vorkriegslebensstan- 
dard der Bevölkerung erreicht und zum Ende des Fünfjahrplanes 
bedeutend überschritten werden. Das gilt im besonderen für den Ver- 
brauch von Nahrungsmitteln, wie Fleisch, Fett und wichtigen Indu- 
striewaren pro Kopf der Bevölkerung. 

7. Im Verlauf des Fünfjahrplanes ist ein bedeutender Aufschwung des 
kulturellen Niveaus... 

8. Zur Förderung der Gesundheit der Werktätigen ... 

9. Dieser friedliche, wirtschaftliche und kulturelle Aufbau der Re- 
publik wird ohne ausländische Verschuldung, ohne Krisen und Ar- 
beitslosigkeit durch die eigenen Kräfte des Volkes mit Hilfe der 
freundschaftlichen Beziehungen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mit der großen Sowjetunion und den Ländern der Volksdemokra- 
tie durchgeführt. 

10. Durch den friedlichen wirtschaftlichen und kulturellen Aufbau 
wird die Deutsche Demokratische Republik — das Fundament für ein 
einheitliches, friedliebendes und demokratisches Deutschland — gefe- 
stigt. Mit der erfolgreichen Durchführung des Fünfjahrplanes wird 
ein wichtiger Schlag gegen die Kolonialpolitik der imperialistischen 
Westmächte in Deutschland geführt sowie die Vereinigung des gesam- 
ten deutschen Volkes auf der Grundlage eines einheitlichen, demokra- 


tischen und friedliebenden Deutschlands gesichert... 
GBl. Nr. 128, 1951, $. 973 


Bruno Leuschner [hoher Wirtschaftsfunktionär der SED, 1951 stell- 
vertr. Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, gest. 1965] über 
die Zielsetzung des 1. Fünfjahresplanes 


87 ...Der Volkswirtschaftsplan 1951 stellt die Aufgabe, als erstes 
den Schwermaschinenbau bedeutend zu entwickeln, den Bau einer 
neuen Hochseeflotte zu beginnen und die Rohstoffbasis unserer Repu- 
blik zu erweitern. Es ist notwendig, daß wir unsere Industrie rasch 
und intensiv auf die Produktion von Waren urmstellen, die wir bisher 
aus den kapitalistischen Ländern und aus Westdeutschland importiert 
haben. Es kommt in erster Linie darauf an, daß wir die gesamte In- 
dustrie 
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1. auf die Produktion von entscheidenden Investitionsgütern für den 
eigenen Aufbau, . 
2. auf die Herstellung von wichtigen Exportgütern, 


3. auf die Produktion von Waren, die wir bisher aus den kapitalisti- 
schen Ländern eingeführt haben, und 


4. auf den tatsächlichen Bedarf der Bevölkerung schnell umstellen ... 
88 „Einheit“. Berlin [DDR], Jg. 6, 1951 


Die industrielle Produktion und die Planaufgaben im Jahre 1962 


Produktionswert tatsächliche 
Industriebereich bzw. -zweig in Mio DM (Ost) Planerfüllung 
1961 1962 1962 
Ist Ist Plan inv.H. 
Grundstoffindustrie ........ 22407,1 237277 23679 + 0,2 
Energie oosoccsnnsnscu nun. 1 187,0 1 278,3 1289 — 0,8 
1: WE 27270 28659 2756 +40 
Merallurgie „.eo0suu0n00» 5 701,5 5 911,7 5912 + 00 
Ghemie .uubsiesnene nn 11 326,7 121111 121211 — 0,1 
Baumaterialien ............ 1 465,2 1 560,7 1601 — 25 
Metallverarbeitende Industrie.. 24174,6 265548 26634 — 0,3 
Schwermaschinenbau ...... 4 237,9 4 628,5 4584 + 10 
Allgemeiner Maschinenbau .. 4332,4 4 924,0 508 — 26 
Fahrzeugbau ......2.002.... 5 080,4 5 326,4 51022 + 44 
Schiffbau ......... ee 1 211,2 1 269,2 1369 — 7,3 
Metallwaren ...2eceseer 0... 1 884,1 1 987,3 2074 — 42 
Elektrotechnik ......2..... 5 920,4 6 764,9 6825 — 09 
Feinmechanik und Optik....  1507,7 1 654,6 1622 + 20 
Leichtindustrie ...2ocscsee 0... 16 2887 _ 171065 17187 — 05 
Holz- und Kulturwaren.... 2807,6 3 028,9 296 + 1,4 
Textilien oeecsereeneeneen 6 676,1 6 873,7 6987 — 1,6 
Bekleidung u. Näherzeugnise 2 429,6 2 641,3 2661 — 0,7 
Leder-, Schuh- u. Pelzwaren 1 543,8 1 629,6 16065 +15 
Zellstoff und Papier........ 1 215,6 1 262,1 1250 +15 
Polygraphische Industrie .... 667,6 669,4 678 — 13 
Glas und Keramik.......... 948,2 1 001,6 1020 ° — 1,8 
Nahrungs- und Genuß- 
mittelindustrie 2 ocseceeeeen nn 10 514,2 1049225 10610 — 1,1 
Gesamte Industrie .......... 733846 778815 78110 — 03 


Kalus, Wirtschaftszahlen ... , S. 17 
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Zahlenangaben zum Perspektivplan 1965—1970 


89 
Gesamtzuwachs 4urchschnittlich erfüllung 
Be en Ua 
(1965 = 100 %) bis 1970 in %/a wählte 
Gruppe) 

Nationaleinkommen .....sr 2200. 28 — 32 ca.5—6 4,5 
Arbeitsproduktivität 

in der Industrie ....2cec200... 40 — 45 7—8 

in der Bauindustrie ..2c222... 35 — 40 6—7 

in der Landwirtschaft ........ 30 — 35 5—6 
Investitionen ...... ee A852 8. —9 7 
Industrieproduktion „..eeer ce... 37 — 40 6—7 6,5 
Bauproduktion ....... danke mindestens 40 ca. 7 3 
Tierische Marktproduktion .....- 20 — 25 4—5 
Realeinkommen der Bevölkerung 19 — 21 3—4 3,7 
Angebot an 

Industriewaren .......... ee. 28 — 30 5—6 3,8 

Nahrungs- u. Genußmittel .... 18 — 20 3—4 4,4 
Außenhandelsumsatz 

Insgesamt .euuneeneenennnnn 036 — 44 6—8 9 

davon mit der UdSSR ........ 40 — 45 7—8 


SBZ-Arciv, 18. Jg. 1967 (Kiepenheuer & Witsch, Köln), $. 35; 137 


' Erich Apel [Stellvertretender Vorsitzender des Ministerrats der DDR 
und Vorsitzender der Staatlichen Plankommission; Selbstmord am 
3. Dezember 1965]: Unsere Volkswirtschaft — festes Fundament des 
umfassenden Aufbaus des Sozialismus 


90 Blicken wir heute auf die wirtschaftliche Entwicklung unserer 
Republik seit ihrer Gründung zurück, so können wir mit berechtigtem 
Stolz auf die in enger Zusammenarbeit mit der Sowjetunion und 
anderen sozialistischen Ländern vollbrachten Leistungen sehen. 
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Der Umfang der jährlichen Investitionen stieg in der Zeit von 1950 
bis 1964 von 3,6 Milliarden auf 17,4 Milliarden MDN (Mark Deut- 
scher Notenbank). Von 1950 bis 1964 wurden insgesamt 163 Milliar- 
den MDN investiert. Im Ergebnis dieser Investitionen änderte sie sich 
vor allem in den letzten Jahren entsprechend den Erfordernissen der 
technischen Revolution in unserer sozialistischen Gesellschaft die Indu- 
striestruktur in der DDR. Dabei wurden in Übereinstimmung mit 
unseren natürlichen und ökonomischen Bedingungen bestimmte Indu- 
striezweige, wie Chemie, Elektronik, Werkzeugmaschinenbau, Betriebs- 
meß-, Steuer- und Regeltechnik, vorrangig entwickelt. 


Zu den neu errichteten Werken zählen solche wie die Großkokerei 
Lauchhammer, in der erstmals in der Welt verhüttungsfähiger Braun- 
kohlen-Hochtemperatur-Koks erzeugt wird; das Braunkohlenkombi- 
nat „Schwarze Pumpe“, in dem vor allem Elektroenergie, Stadtgas 
und Braunkohlenbriketts gewonnen werden; das Eisenhüttenkombinat 
Ost an der Oder, das in den nächsten Jahren durch die Entwicklung 
eines modernen Stahl- und Walzwerkes ergänzt wird. Gegenwärtig 
befinden sich solche großen Betriebe wie das Erdölverarbeigungswerk 
Schwedt, Leuna II, der VEB Chemiefaserkombinat Wilhelm-Pieck- 
Stadt Guben, das Kraftwerk Vetschau und das Rohrwerk Riesa im 
Bau und haben zum Teil bereits die Produktion aufgenommen. Im 
VEB Chemische Werke Buna und im VEB Elektrotechnisches Kombi- 
nat Bitterfeld wurden neue Anlagen zur Herstellung von Plasten und 
Elasten in Betrieb genommen. Mit der Inbetriebnahme der Erdöl- 
leitung „Freundschaft“ wurde die Grundlage für ein schnelles Anstei- 
gen der Erdölverarbeitung und für die Entwicklung der Petrolchemie 
geschaffen. Zur besseren Versorgung der Wirtschaft mit Elektroenergie 
wurde in den Jahren 1950—1964 die installierte Leistung aller Kraft- 
werke der DDR von 4800 Megawatt 1950 auf 9800 Megawatt Ende 
1964 erhöht und damit verdoppelt... 


„Einheit“, Berlin [DDR], Jg. 20, 1965, S. 73 ff. 
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Sozialisierung 


Wirtschaftspolitisches Ziel der SED-Führung ist der Aufbau einer sozia- 
listischen Wirtschaft, d.h. einer Wirtschaft, die kein Privateigentum an 
Produktionsmitteln mehr kennt, sondern nur noch die Form der staatlichen 
oder genossenschaftlichen Produktion. Als entscheidender Einschnitt auf dem 
Wege zur völligen sozialistischen Umgestaltung der Wirtschaft hat die 
II. Parteikonferenz der SED vom Juli 1952 zu gelten, wo offiziell die 
These von der „Schaffung der ökonomischen Grundlagen des Sozialismus“ 
aufgestellt wurde (> Nr. 91—92). In den folgenden Jahren gilt alle Auf- 
merksamkeit der SED-Führung dem weiteren Auf- und Ausbau der sozia- 
listischen Planwirtschaft, wobei es insbesondere um die Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität und um die ‚ökonomische Hauptaufgabe‘ geht, den Westen 
in der industriellen und landwirtschaftlichen Produktion einzuholen und zu 
überholen, eine Devise, die später umformuliert wurde in: überholen, ohne 
einzuholen. Vom Prozeß der Verstaatlichung sind Industrie, Handwerk und 
Einzelhandel in gleicher Weise betroffen (> Nr. 93—95). Als besondere 
Betriebsform haben die halbstaatlichen Betriebe zu gelten, d.h. Privat- 
betriebe mit staatlicher Beteiligung. Der Weg der Landwirtschaft in der 
DDR führt von der Bodenreform (= Nr. 96), mit der Volkseigene Güter 
(VEG) und zahlreiche Neubauernstellen entstehen, über die Gründung der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG), die mit dem Gesetz 
vom 24. Juli 1952 ihre entscheidende Förderung erhalten (> Nr. 97), zur 
völligen Kollektivierung im Jahre 1960 (> Nr. 98—101). Die Stellung der 
sozialistischen Produktionsgenossenschaften hat ihre Kodifizierung auch in 
der neuen Verfassung der DDR vom Jahre 1968 gefunden. Das Neue Ökono- 
mische System der Planung und Leitung (> Nr. 107—115) soll im Bereich 
der Landwirtschaft zu einer Intensivierung und vor allem zur Anwendung 
industriemäßiger Organisations- und Produktionsmethoden führen. Das 
wirkungsvollste Instrumentarium dafür ist neben der „wissenschaftlichen 
Führungstätigkeit“, der „wissenschaftlich begründeten Planung“ und der 
Einführung des „Systems ökonomischer Hebel“ vor allem die Anwendung 
vielfältiger Kooperationsbeziehungen, in horizontaler (Verflechtung von 
LPGs zu Groß-LPGs) und vertikaler Hinsicht (Koordinierung der Pro- 
duktion der Erzeugerbetriebe und End-, Finalproduzenten). Nach den Vor- 
stellungen der SED-Führung werden die Kooperationsbeziehungen zu neuen, 
höheren Formen des genossenschaftlichen sozialistischen Eigentums führen 
(> Nr. 102). Trotz bedeutender Fortschritte hat die Landwirtschaft der 
DDR die Ertragshöhe der Landwirtschaft der BRD noch nicht erreichen 
können (> Nr. 103—104). 
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Beschluß der II. Parteikonferenz der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands zur gegenwärtigen Lage und zu den Aufgaben im 
Kampf für Frieden, Einheit, Demokratie und Sozialismus (1952) 


91 Achtens: Der Aufbau des Sozialismus erfordert: 

b) Die Hauptaufgabe auf wirtschaftlihem Gebiet ist die Schaffung 
der ökonomischen Grundlagen des Sozialismus durch die weitere Er- 
füllung des Fünfjahrplans zur Entwicklung der Volkswirtschaft. 


Die Parteikonferenz lenkt die Aufmerksamkeit der Parteimitglieder 
im Staatsapparat und in der Industrie auf die Notwendigkeit der Re- 
konstruktion [Erneuerung, Umstellung und Ergänzung vorhandener 
Produktionsanlagen und Verbesserung des Produktionsablaufs] der 
Hüttenindustrie, des Bergbaus, des Schwermaschinenbaus und der 
Energiewirtschaft und der raschesten Beseitigung der Engpässe in der 
Entwicklung der Energiewirtschaft, des Schwermaschinenbaus, des 
Hüttenwesens und der Rohstoffbasis, ohne deren Überwindung die 
erfolgreiche Erfüllung des Fünfjahrplans nicht möglich ist. 


Eine gewaltige Rolle im Kampf für die Erfüllung und Übererfüllung 
des Fünfjahrplans müssen die Maßnahmen zur Steigerung der Arbeits- 
produktivität, zur Senkung der Selbstkosten, zur Qualitätsverbesse- 
rung der Produktion und zur Einführung eines strengen Sparsam- 
keitsregimes in allen Zweigen der Volkswirtschaft sowie in allen 
Gliedern der wirtschaftlichen und staatlichen Verwaltung spielen. 


c) Der breiteste sozialistische Wettbewerb ist zu entfalten, die Erfah- 
rungen der Neuerer [Initiator einer neuen Arbeitsmethode] sind wei- 
testens zu verbreiten und zu popularisieren. Die Bewegung der Akti- 
vistenbrigaden [Brigaden von Arbeitern, deren Leistungen vorbildlich 
sind] nach dem Beispiel der Genossen Franik und Kramer sowie die 
Rationalisatoren- und Erfinderbewegung sind systematisch zu för- 
dern. 


Das Tempo des sozialistischen Aufbaus ist entscheidend abhängig von 
der Überwindung der Überreste des kapitalistischen Denkens und der 
kapitalistischen Methoden in der volkseigenen Wirtschaft. 


Ziel unserer sozialistischen Wirtschaftspolitik ist die Verwirklichung 
des vom Genossen Stalin formulierten ökonomischen Grundgesetzes 
des Sozialismus: 
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Sicherung der maximalen Befriedigung der ständig wachsenden ma- 
teriellen und kulturellen Bedürfnisse der gesamten Gesellschaft durch 
das ununterbrochene Wachstum und die Vervollkommnung der so- 
zialistischen Produktion auf der Basis der höchsten Technik. 


d) Den Landarbeitern und werktätigen Bauern, die sich auf völlig 
freiwilliger Grundlage zu Produktionsgenossenschaften zusammen- 
schließen, ist die notwendige Hilfe zu gewähren und dadurch zugleich 
das Bündnis der Arbeiterklasse mit den werktätigen Bauern zu festi- 
gen. Gleichzeitig ist im Rahmen der Bündnispolitik die Zusammen- 
arbeit mit den individuell arbeitenden Klein- und Mittelbauern wei- 
ter zu stärken, und die gegenseitige Hilfe, die unter der Leitung 
der VdgB [Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe] (BHG) [Bäu- 
erliche Handels-Genossenschaft] erfolgt, weiterzuführen. Das gering- 
schätzige Verhalten zur Bauernschaft, das ein Ausdruck des Sozial- 
demokratismus ist, muß entschieden überwunden werden. 


„Einheit“. Berlin [DDR], Jg. 7, 1952, S. 710 £. 


Die wissenschaftliche Bedeutung der II. Parteikonferenz 


92 ... Auf ökonomischem Gebiet besteht die grundlegende Verän- 
derung darin, daß der volkseigene Sektor, der bereits 79,2°%/o der in- 
dustriellen Bruttoproduktion umfaßt, sozialistischen Charakter ange- 
nommen hat und zur festen ökonomischen Grundlage der neuen 
Ordnung geworden ist. Die Wirtschaftsplanung wird zur soziali- 
stischen Planwirtschaft. In der Landwirtschaft wurden dank der An- 
wendung moderner landwirtschaftlicher Maschinen, besonders durch 
die MAS [Maschinen-Ausleih-Station] dank der Anwendung der 
fortschrittlichen sowjetischen Methoden die Vorkriegshektarerträge 
zum größten Teil überschritten. Die Entwicklung ist bereits an dem 
Punkt angelangt, wo eine weitere wesentliche Steigerung der Erträge 
in den zersplitterten bäuerlichen Wirtschaften nicht mehr möglich ist. 
Aber gleichzeitig mit den neuen Maschinen und den neuen Arbeits- 
methoden ist auch ein neuer Geist, ein neues Kulturleben in unsere 
Dörfer eingezogen. Unsere Bauern wollen sich mit der „Idiotie des 
Landlebens“, wie Friedrich Engels die Rückständigkeit des Dorfes 
nannte, nicht mehr abfinden. Sie sind daher von selbst, völlig frei- 
willig zur Gründung von Produktionsgenossenschaften übergegangen. 
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Damit haben sie den ersten Schritt zum Sozialismus auf dem Lande 
getan. 

Mit dieser Entwicklung sind in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik die Voraussetzungen gegeben, das ökonomische Fundament 
des Sozialismus zu errichten. Auch dies ist eine äußerst schwierige 
Aufgabe, die nur auf streng wissenschaftlicher Grundlage gelöst wer- 
den kann. Um in der Industrie das ökonomische Fundament des So- 
zialismus errichten zu können, muß man die Stalinsche Theorie der 
sozialistischen Industrialisierung beherrschen. Diese Theorie lehrt, 
daß die Schwerindustrie, besonders der Maschinenbau, das Herzstück 
der sozialistischen Industrialisierung ist... 


„Einheit“. Berlin [DDR], Jg. 7, 1952, S. 721 ff. 


Verstaatlichung von Privatindustrie, Handwerk und Handel 


Anteil der Privatindustrie an der Bruttoproduktion der Gesamtin- 
dustrie in %/o 
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Bruttoproduktion der Privatındustrie 
Meaall- Lebens- 
Jahr Grundstoff- verarbei- Leicht- mittel- 
insgesamt industrie tende industrie industrie 
Industrie 
(Meßwerte; = Preise des ersten Fünfjahrplans) 
1950 23,5 3,1 4,0 11,4 5,0 
1952 19,3 2,6 2,9 8,8 5,0 
1954 15,0 1,9 2,6 7,0 3,6 
(Unveränderliche Planpreise; = Preise des zweiten Fünfjahrplans) 
1956 11,1 1,3 2,1 5,7 2,0 
1958 8,0 1,0 1,5 4,2 1,3 
1960 3,8 0,5 0,7 2,1 0,5 
1962 2,8 0,4 0,6 1,5 0,3 
(Anteil der halbstaatlichen Betriebe) 

1956 0,3 0,0 0,12 0,16 0,0 
1958 3,2 0,3 0,9 1,6 0,4 
1960 75 0,9 2,0 3,5 1,1 
1962 8,8 1,0 2,3 4,2 1,3 


Kalus, Wirtschaftszahlen.. ., S. 41 
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94 Verteilung des Umsatzes auf den staatlichen und den privaten 
Einzelhandel in v. H. des Gesamtumsatzes 








Eigentumsformen 1946 1950 1955 1960 1962 
Staatlicher 
Einzelhandel (HO) — 26,4 35,8 37,2 36,2 
Sonstiger gesellschaft- 
licher Handel —_ 3,8 4,4 13,6 16,4 
Konsumgenossenschaft. 14,0 17,0 27,8 32,9 33,3 
Insgesamt 14,0 472 68,0 83,7 85,9 
Privater Einzelhandel 86,0 52,8 32,0 16,3 14,1 
Gesamter Einzelhandel 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 


Kalus, Wirtschaftszahlen ..., S. 97 


95 Die Entwicklung des Handwerks in der DDR 
Im Jahre 1971 hatten die PGH an den Leistungen des Handwerks 
einen Anteil von 51,3 %/o. 


j Anteil d. Pro- 
Jahr Handwerk u Privates aan 
insgesamt schaften Handwerk ssänren 
Handwerk (v.H.) 
Betriebe 
1950 303 821 —_— 303 821 — 
1954 252 575 50 252 498 0,04 
1956 238 138 239 237 897 0,11 
1958 211 444 2107 209 337 0,98 
1960 177 121 . 3 878 173 243 2,1 
1962 163 690 4114 159 576 2,5 
1971 116 204 4 481 111 723 3,8 
Beschäftigte 
1950 858 329 — 858 329 — 
1954 817971 1734 815 311 0,33 
1956 816 420 7691 808 693 0,95 
1958 749 755 79 926 669 829 9,63 
1960 595 643 162 509 434 134 21,4 
1962 584 123 190 183 393 940 24,6 
1971 585 613 244 976 340 637 41,8 


Kalus, Wirtschaftszahlen ..., S.89, und Stat. Jahrbuch der DDR 1972, 
S. 186, 192 ff. 
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Landwirtschaftliche Reformen 
Landwirtschaftlich genutzte Flächen nach Betriebsgrößen in der DDR 
vor und nach der Bodenreform 
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0-5ha 5-10ha 10-20ha 20-50ha 50-100ha über 100 ha 


1939 30 [106 21,2 22,4 8,4 28,4 100 0/9 


0-5ha 5-10ha 10-20ha 20-50ha 50-100ha ü.100ha 





„Geographische Rundschau“, 4. Jg. 1952, S. 411 


Bekanntmachung des Beschlusses über die Vergünstigungen für die 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und ihre Mitglieder 
vom 24. Juli 1952 
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Zur Unterstützung und weiteren Festigung der neugegründeten land- 
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften sowie zur Förderung 
der in die Genossenschaften eintretenden Bauern beschließt der Mi- 
nisterrat: 

1. Die Maschinen-Ausleih-Stationen werden verpflichtet, mit ihren 
Traktoren und Geräten in erster Linie für die landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften zu arbeiten... . 

Den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften ist es gestattet, 
die von den MAS im Jahre 1952 durchgeführten Arbeiten nach der 
Ernte im Jahre 1953 zu bezahlen... 


2. Das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft wird verpflichtet, 
den MAS die besten, fortschrittlichsten Agronomen und Viehwirt- 
schaftsberater für die Arbeit in den landwirtschaftlichen Produktions- 
genossenschaften fest zur Verfügung zu stellen . 

Die agronomische und viehwirtschaftliche Hilfe für die landwirt- 
schaftlichen Produktionsgenossenschaften erfolgt kostenlos. 
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3. Das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft und die VdGB 
werden verpflichtet zu gewährleisten, daß bei der Herbstbestellung 
1952 und bei der Frühjahrsbestellung 1953 der Bedarf der landwirt- 
schaftlichen Produktionsgenossenschaften an mineralischen Düngemit- 
teln, insbesondere Phosphor, vollauf befriedigt wird... 


4. Das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft wird verpflichtet, 
die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften mit Qualitäts- 
saatgut für die Aussaat zur Ernte 1953 zu versorgen. 


5. Im Jahre 1952 ist die Pflichtablieferung von Getreide, Kartoffeln 
und Olfrüchten im Vergleich zu den ausgehändigten Ablieferungs- 
bescheiden für die Mitglieder landwirtschaftlicher Produktionsgenos- 
senschaften um 10°/o zu senken... 


6. Die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften, die ein Sta- 
tut angenommen haben und die Wirtschaft in Überejnstimmung mit 
dem registrierten Statut führen, werden von der Steuerzahlung für 
die Dauer von zwei Jahren befreit, gerechnet vom Tage der Regi- 
_ strierung des Statuts. 


7. Das Ministerium der Finanzen, das Ministerium für Land- und 
Forstwirtschaft und die Deutsche Bauern-Bank werden verpflichtet, 
den Produktionsgenossenschaften über die Bauern-Bank langfristige, 
mittelfristige und kurzfristige Kredite zu gewähren ... 


8. Die staatlichen Erfassungs- und Aufkauforgane (VEAB) und 
Zucerfabriken werden verpflichtet, für eine bevorzugte, reibungslose 
Abnahme und pünktliche Bezahlung der von den Produktionsgenos- 
senschaften angelieferten Produkte zu sorgen. 


9. Die in eine landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft einge- 
tretenen Bauern erhalten folgende Vergünstigungen vom Staat: 

a) den Mitgliedern der Produktionsgenossenschaften, die nach einem 
registrierten Statut arbeiten, werden die Steuern für das Jahr 1952 
um 25/0 ermäßigt; 

b) die Mitglieder der Produktionsgenossenschaften werden bevorzugt 
bei der Belieferung mit Düngemitteln, landwirtschaftlichen Geräten, 
Saatgut, mit Zuchtvieh und Futtermitteln und bei der Gewährung 
von Krediten zum Bau eigener Häuser und Wirtschaftsgebäude im 


Rahmen des Bauprogramms; 
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c) den Mitgliedern der Produktionsgenossenschaft, die Land aus der 
Bodenreform erhalten haben, wird die weitere Zahlung der Kauf- 


preisraten erlassen. GBI Nr. 101, 1952, $. 619 
Beschluß des V. Parteitages der SED 


Vom 10. bis 16. Juli 1958 tagte in Ostberlin der V. Parteitag der SED. Am 
15. Juli billigte er einstimmig folgenden Beschluß: 


IV. 


98 Die weiteren ökonomischen Aufgaben auf dem Weg zum Sieg 
des Sozialismus 

13 .. . Die sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft ist die 
komplizierteste Aufgabe der Arbeiterklasse in der Übergangsperiode 
vom Kapitalismus zum Sozialismus. Die. Gewinnung der Bauern- 
massen für die genossenschaftliche Produktion und die Führung und 
Unterstützung beim Aufbau der LPG ist eine wichtige Seite der po- 
litischen, ideologischen und wirtschaftlich-organisatorischen Arbeit der 
gesamten Partei, erfordert die Mitwirkung der ganzen Arbeiterklasse 
und auch aller in der nationalen Front vereinigten Kräfte... 
Gegenwärtig sind zwei Hauptaufgaben zu lösen: 

a) Entwicklung des Erfahrungsaustausches zur Übertragung der Pro- 
duktionserfahrungen der besten sozialistischen Landwirtschaftsbe- 
triebe und der fortgeschrittenen wissenschaftlichen Erkenntnisse auf 
alle LPGs, um die Produktionsergebnisse der besten Einzelbetriebe 
in jedem Dorf zu überbieten; 

b) systematische Überzeugungsarbeit zur Gewinnung der Einzel- 
bauern für die bestehenden LPG und Bildung einer LPG in jedem 


Dorf... 
„SBZ-Arciv“, 9. Jg. 1958, S. 246 ff. 
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Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft (LPG) 


100 Genossenschaftlich-sozialistischer Großbetrieb, der durch frei- 
willigen Zusammenschluß werktätiger Bauern und Bäuerinnen, werk- 
tätiger Gärtner, Landarbeiter und anderer Werktätiger entsteht, der 
sich mit gesellschaftlichen Produktionsmitteln als Gruppeneigentum 
ausrüstet und durch kollektive Arbeit den landwirtschaftlichen Pro- 
duktionsprozeß durchführt. Die LPG führt ihre gesamte wirtschaftliche 
Tätigkeit in voller Selbständigkeit auf der Grundlage der innergenos- 
senschaftlichen Demokratie in Übereinstimmung mit ihrem beschlosse- 
nen Statut durch. [Musterstatuten wurden erstmals 1952 im „Gesetz- 
blatt der DDR“ veröffentlicht, Neufassungen erschienen 1959 und 
1962]. Die LPD ist juristische Person. Nach dem Umfang der Verge- 
sellschaftung der Produktionsmittel werden 3 Typen von landwirt- 
schaftlichen Produktionsgenossenschaften unterschieden: 


Typ I Genossenscaftliche Bewirtschaftung und Nutzung des von 
den Mitgliedern eingebrachten Ackerlandes, das Eigentum der Mit- 
glieder bleibt. Die Mitgliederversammlung kann beschließen, daß auch 
Grünland, Dauerkulturen (Obstanlagen, Hopfen usw.) oder Wald ein- 
zubringen sind. 


Typ II Genossenschaftliche Bewirtschaftung und Nutzung des von 
den Mitgliedern eingebrachten Ackerlandes, Grünlandes, der Dauer- 
kulturen (Obstanlagen, Hopfen usw.) sowie sonstiger nutzbarer Flä- 
chen, die Eigentum der Mitglieder bleiben. Die Mitgliederversammlung 
kann beschließen, daß die Einbringung des Grünlandes schrittweise in 
Übereinstimmung mit der geplanten Erweiterung der genossenschaft- 
lichen Viehhaltung erfolgt und daß die Waldwirtschaft genossenschaft- 
lich betrieben wird. Kennzeichnung dieses Typs der LPG ist, daß auf 
der Grundlage eines von der Mitgliederversammlung beschlossenen 
Planes die politischen, ökonomischen und kadermäßigen Voraussetzun- 
gen geschaffen werden, systematisch die genossenschaftliche Wirtschaft 
zu erweitern und schrittweise den Übergang zum Typ III zu vollzie- 
hen. Die Mitgliederversammlung legt fest, wie und in welchem Zeit- 
abschnitt die bereits vorhandene genossenschaftliche Viehhaltung durch 
Einbringung weiterer Tiere aus der persönlichen Viehhaltung, insbe- 
sondere des Zuchtviehs und der Nachzucht, sowie durch Zukauf ver- 
stärkt wird. Ferner übergibt jedes Mitglied der Genossenschaft Ma- 
schinen, Geräte und Zugkräfte, die für die genossenschaftliche Wirt- 
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schaft erforderlich sind. In Vorbereitung des Übergangs zum Typ III 
können auf Beschluß der Mitgliederversammlung Wirtschaftsgebäude 
und Anlagen errichtet werden. 


Typ III Genossenschaftliche Bewirtschaftung und Nutzung der von 
den Mitgliedern eingebrachten land- und forstwirtschaftlichen Flächen 
die Eigentum der Mitglieder bleiben. Genossenschaftliches Eigentum 
und genossenschaftliche Nutzung der Traktoren, Maschinen, Geräte 
und Wirtschaftsgebäude sowie des Zucht- und Nutzviehs, wie im Sta- 
tut festgelegt. Jedes Mitglied hat je Hektar der eingebrachten Boden- 
fläche bzw. der auf seinen Namen eingetragenen Bodenfläche einen 
Inventarbeitrag zu leisten. [Der Wert beträgt mindestens 500.— Mark 
Deutscher Notenbank (MDN)]. Den Termin für die Zahlung und die 
Zahlungsweise beschließt die Mitgliederversammlung. Das eingebrachte 
tote und lebende Inventar wird auf diesen Inventarbeitrag angerech- 
net. 

Definition in „Statistisches Jahrbuch der DDR*, 11. Jg. 1966, S. 257 f. 


Persönliche Hauswirtschaft 


101 Wirtschaft, die von jedem Familienhaushalt der Genossenschafts- 
mitglieder im Typ III persönlich genutzt werden kann. Die Führung 
der persönlichen Hauswirtschaft ist den genossenschaftlichen Inter- 
essen unterzuordnen. Sie kann umfassen bis zu 0,5 ha Land einschließ- 
lich Gartenland, bis zu 2 Kühen mit Kälbern, bis zu 2 Mutterschweinen 
mit Nachwuchs, bis zu 5 Schafen mit gleicher Arrzahl Nachzucht bis 
zum Alter von 11 Monaten, eine unbegrenzte Zahl Ziegen, Geflügel, 
Kaninchen und anderes Kleinvieh sowie bis zu 10 Bienenstöcken. 


Definition in „Statistisches Jahrbuch der DDR“, 11. Jg. 1966, S. 257 f. 


Walter Ulbricht auf dem VII. SED-Parteitag 1967 


102 Dieser ganze Entwicklungsprozeß führt zu klarer Vertragspro- 
duktion in allen Stufen der einzelnen Kooperationsketten. Schritt- 
weise wird sich die gesamte Nahrungsgüterwirtschaft in spezialisierten 
Kooperationsverbänden organisieren. Das heißt, am Ende dieses Pro- 
zesses ..... wird sich jeder Spezialzweig der Nahrungsgüterwirtschaft, 
wie die Getreidewirtschaft, die Zuckerwirtschaft, die Milchwirtschaft, 
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die Fleischwirtschaft. usw. in eine bestimmte Anzahl Kooperations- 
verbände gliedern. Es ist zu erwarten, daß sich die Kooperationsver- 
bände schließlich zu Wirtschaftsverbänden für die Spezialzweige zu- 
sammenfinden werden, in denen sie in bestimmten Fragen auf der 
Basis der wirtschaftlichen Rechnungsführung zusammen wirtschaften. 


„Neues Deutschland“ vom 18. 4. 1967; zit. nach: „SBZ-Archiv“, 18. Jg. 1967 
(Kiepenheuer & Witsch, Köln), S. 177 


Hektarerträge in der DDR und in der BRD 
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DDR BRD 

in dz ha in dz ha 
Fruchtarten 1935/39 1954/58 1961 1969 1935/39 1954/58 1961 1969 
Roggen 20,1 19,8 18,2 22,4 20,6 25,3 21,1 33,3 
Weizen 28,6 27,6 27,5 31,4 24,4 29,0 28,9 36,2 
Gerste 27,0 25,4 21,9 31,1 23,4 27,3 24,3 40,1 
Hafer 25,7 22,8 24,4 30,9 22,8 25,6 25,4 34,6 
Getreide insg. _24,2 22,5 21,7 29,5 22,6 26,7 25,3 36,7 
Kartoffeln 198,4 151,0 123,7 146,2 187,7 222,5 220,3 275,0 


Zucerrüben 309,4 264,5 213,8 253,2 331,4 355,5 355,8 438,7 
Futterhackfr. 457,1 398,1 410,5 453,8 421,1 470,5 492,5 900,0 


nach: „Geographische Rundschau“, 13. Jg. 1961, S. 500; Stat. Jahrb. d. DDR 
1970, S. 206 ff.; Stat. Jahrb. d. BRD 1970, S. 146 f. 


Milchleistung je Kuh und Jahr in kg bei 3,5 Jo Fettgehalt 
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1938 1959 1963 1968 
' 
SBZ 2549 2728 2696 3 283 
BRD 2 456 3 505 3 640 3771 


nach: Bauernverband Berlin e. V., August 1967; Stat. Jahrb. d. DDR 1970, 
S. 221; Stat, Jahrb. d. BRD 1970, S. 157 
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Kritik und Selbstkritik 


Kritik an der totalen staatlichen Planung wurde bereits in der zweiten 
Hälfte der 50er Jahre geübt, vor allem von Prof. F. Behrens (1957 Prof. 
für Statistik an der Humboldt-Universität in Ost-Berlin), der unter dem 
Eindruck der Ereignisse in Polen und Ungarn 1956 einen Abbau der zen- 
tralen staatlichen Planung und weitgehende Selbstverwaltung der Wirtschaft 
durch die Arbeiterschaft forderte. Behrens wurde von der SED-Führung 
scharf als „Revisionist“ verurteilt, ebenso sein Mitarbeiter Arne Benary (vor 
1958 Leiter der Abteilung „Sozialistische Wirtschaft“ des Instituts für Wirt- 
schaftswissenschaften an der Akademie der Wissenschaften in Ost-Berlin). 
Beide übten 1960 Selbstkritik und widerriefen ihre „revisionistischen“ An- 
sichten. 


Prof. F. Behrens über die Zentralverwaltungswirtschaft 


105 ... Die staatliche Administration spielt eine progressive Rolle, 
solange die neuen Produktionsverhältnisse erst geschaffen werden 
müssen und solange sie noch nicht genügend gefestigt sind. Ist das 
aber der Fall, so muß sie abgebaut und ersetzt werden durch die 
wirtschaftspolitische Ausnutzung der Wirkungsweise der ökonomischen 
Gesetze. Geschieht das nicht, so muß dies zu Gegensätzen zwischen 
dem bürokratischen Verwaltungsapparat und den Werktätigen führen. 
Die Folge hiervon sind Hemmungen des ökonomischen Fortschritts, 
z. B. in der Steigerung der Arbeitsproduktivität durch Arbeitszu- 
rückhaltung seitens der Arbeiter und Zurückhaltung bei der Einfüh- 
rung technischer Neuerungen seitens der Leiter der Betriebe. Das wie- 
der zieht eine Erhöhung der Administration nach sich, so daß sich 
schließlich beide Prozesse wechselseitig bedingen und an die Stelle des 
ständigen Fortschritts Züge der Stagnation treten... 


„Wirtschaftswissenschaft“. Berlin [DDR], 3. Sonderheft, Februar 1957 


Erklärung des Genossen Benary 


106 1. Ich habe die beiden Hauptfaktoren der Überlegenheit des So- 
zialismus über den Kapitalismus — die Initiative der Werktätigen 
und die planmäßige Wirtschaftsführung — als Einheit von Gegen- 
sätzen aufgefaßt, während es in Wirklichkeit darauf ankommt, die 
planmäßige Leitung der Produktion zum Gegenstand der Massen- 
initiative zu machen. 
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2. Ich habe eine der Leninschen widersprechende, von Lukacs stam- 
mende Auffassung des Begriffs der Spontaneität vertreten, die Be- 
deutung des wachsenden sozialistischen Bewußtseins der Werktätigen 
für die planmäßige Wirtschaftsführung unterschätzt, die Wirtschafts- 
führung auf dieSpontaneität der Massen orientieren wollen und damit 
faktisch die führende Rolle der Partei negiert. 


3. Ich habe die staatliche Leitung der Wirtschaft durch die sogenannte 
Selbstverwaltung der Wirtschaft ersetzen wollen und damit faktisch 
die wirtschaftsorganisatorische Funktion des Staates negiert. Den Pro- 
zeß des Absterbens des Staates sah ich nicht darin, daß der Staat nach 
Liquidierung der Ausbeuterklassen, mit dem wachsenden Bewußtsein 
der Werktätigen und ihrer zunehmenden Beteiligung an der Leitung 
des gesellschaftlichen Lebens allmählich seinen Charakter als Zwangs- 
element verlieren wird; ich hatte vielmehr die Vorstellung, nicht- 
‚staatliche Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft würden bereits in 
der Übergangsperiode an die Stelle der staatlichen Wirtschaftsleitungs- 
organe treten und diese überflüssig machen. 


4. Die Ablehnung der Leitung der Wirtschaft durch staatliche Organe 
und die Forderung nach sogenannten ökonomischen Methoden in Ver- 
bindung mit der „Selbstverwaltung der Wirtschaft“ bedeutete in der 
Konsequenz, das Wertgesetz zum Regulator der Produktion zu 
machen und die Politik der Partei und des Staates dem Ablauf ökono- 


mischer Prozesse unterzuordnen. 
& = ee „Neuer Weg“. Berlin [DDR] Nr. 9, 1960 


Das Neue Ukonomische System der Planung und Leitung (NÜSPL) 


Die Schwierigkeiten, mit denen das Wirtschaftssystem der zentralen staat- 
lichen Planung zu kämpfen hat, lassen sich daran erkennen, daß die Planungs- 
apparatur immer wieder umgebaut wurde. Nach den ersten Ansätzen einer 
Rationalisierung der Planung im Zuge des „Neuen Kurses“ (> Nr. 18—19) 
im Jahre 1953 kam es zum „Gesetz über die Vervollkommnung und Verein- 
fachung der Arbeit des Staatsapparates der DDR. Vom 11. Februar 1958“ 
und zum „Erlaß des Staatsrates der DDR über die Planung und Leitung 
der Volkswirtschaft durch den Ministerrat. Vom 11. Februar 1963“. Auf dem 
VI. Parteitag der SED ım Januar 1963 erläuterte-Walter Ulbricht — sicher- 
lich unter dem Einfluß der Kritik der bisherigen Planökonomie, die der 
Charkower Ökonom Prof. Liberman im September 1962 in der „Prawda“ 
veröffentlicht hatte — erstmals ausführlich die wesentlichen Grundsätze eines 
neuen Wirtschaftsprogramms. Die Reformvorschläge wurden dann präzisiert 
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veröffentlicht als „Richtlinie für das neue ökonomische System der Planung 
und Leitung der Volkswirtschaft. Vom 11. Juli 1963“. Die zu dieser Richtlinie 
als Anlage erschienene „Kritische Einschätzung der bisherigen Praxis der 
Planung und Leitung der „Volkswirtschaft“ (> Nr. 107) bietet einen ganzen 
Katalog bisheriger Fehler und Versäumnisse, aus dem die Neuorientierung 
in der Wirtschaftspolitik notwendig geboten erscheint. Mit der Definition 
des NÖSPL (> Nr. 108) wird die Richtung der Reformbestrebungen be- 
stimmt. Sie zielen 1. auf eine Reorganisation des Apparates der Wirtschafts- 
verwaltung und eine Umverteilung der Funktionen seiner Organe. Es soll 
sich die zentrale staatliche Planung mit einer begrenzten operativen Selb- 
ständigkeit der Planträger (VVB, VEB), mit einer Erhöhung der Eigen- 
verantwortlichkeit und Initiative der Betriebsleiter und mit einer verstärkten 
Einbeziehung der Werktätigen und ihrer Organisationen (Gewerkschaften, 
Produktionskomitees usw.) in die betriebliche Planung verbinden, um das 
Produktionsprinzip durchzusetzen und eine größere wirtschaftliche Beweg- 
lichkeit zu erreichen (> Nr. 109—110). Wirtschaftliche Beweglichkeit aber ist 
eine Grundvoraussetzung für die Entwicklung eines „sozialistischen Welt- 
marktsystems“. Um jedoch eine zu weitgehende Dezentralisation zu verhin- 
dern, sind in das neue Plansystem Kontrollen und Kontrollinstanzen in Form 
der „Gesellschaftlichen Räte“ eingebaut (> Nr. 111), die die Arbeiter- und 
Bauerninspektion, eine 1963 geschaffene Instanz zur Kontrolle der Durch- 
führung der Wirtschaftsplanung, ergänzt. Die Reformbestrebungen zielen 
2. auf eine Verbesserung der Planmethodik. Mit der Ersetzung der alten 
starren, einseitigen Mengenplanung, bei der den Betrieben die Produktions- 
ziele in Mengen und | oder in Wertgrößen vorgeschrieben waren, durch das 
„Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungsführung“ soll eine optimale Effek- 
tivität der Produktion erzielt werden. Im Mittelpunkt des betrieblichen 
Leistungsstrebens stehen nicht mehr zahlenmäßige Produktionsrekorde, son- 
dern der Gewinn, der als Bewertungsmaßstab gilt, in dem alle Einzel- 
leistungen zusammen zum Ausdruck kommen (> Nr. 112). Dabei wird 
unter Gewinn derjenige Betrag verstanden, der nach dem Abzug der „Pro- 
duktionsfondsabgaben“ (d. h. der prozentualen Abgabe auf das eingesetzte 
Kapital) vom Bruttogewinn als Rest- oder Nettogewinn übrigbleibt. Die 
Reformbestrebungen zielen 3. auf die Anwendung eines Systems ökono- 
mischer Anreize zur Verbesserung der Plandurchführung (> Nr. 113). Die 
gesteckten Ziele bedingen die verstärkte Anwendung der elektronischen 
Datenverarbeitung und der Kybernetik. Dabei geht es einmal um die 
Automatisierung der Verwaltungsarbeit und der körperlichen Arbeit, zum 
anderen aber und vor allem um die Ausarbeitung ökonomischer Modelle mit 
dem Ziel der Optimierung ökonomischer Prozesse. Es sollen die optimalen 
Bedingungen für den Transport von Waren, für die Standorte und die 
Kapazität, d. h. die zweckmäßigste Ausstattung der Betriebe, gefunden 
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werden. Sichtbaren Ausdruck findet das Bemühen um diese neuen Methoden 
in der Ernennung eines Staatssekretärs für Datenverarbeitung im Jahre 
1966. Auf dem VII. Parteitag der SED im Jahre 1967 wurde das NÖSPL 
umbenannt in „Ökonomisches System des Sozialismus in der DDR (ÖSS)*, 
womit deutlich wird, daß das neue System nicht nur für den Bereich der 
Wirtschaft Gültigkeit haben soll, sondern für die gesamte gesellschaftliche 
Entwicklung (> Nr. 114). Daß mit dem neuen System keineswegs alle Schwie- 
rigkeiten des Wirtschaftssystems der DDR beseitigt sind, macht Walter. 
Ulbricht in seinen 10 Antworten deutlich (Nr. 115). Die Konzentration der 
knappen Investitionsmittel auf wenige sogenannte „strukturbestimmende“ 
Wirtschaftszweige hat in den letzten Jahren immer wieder zu Schwierigkeiten 
in der Energieversorgung, im Transportwesen, in der Zulieferindustrie und in 
der Rohstoffbeschaffung geführt und damit die gesamte Planerfüllung beein- 
trächtigt. Die bei der Durchsetzung des wirtschaftspolitischen Programms auf- 
getretenen Mängel veranlaßten den Ministerrat der DDR zu dem Beschluß 
vom 1. 12. 1970 über die „Durchführung des Ökonomischen Systems des So- 
zialismus im Jahre 1971“, durch den die Wirtschaftszentrale gegenüber den 
Betrieben wieder mehr Macht und Weisungsbefugnis erhält. 


Kritische Einschätzung der bisherigen Praxis der Planung und Leitung 
der Volkswirtschaft (1963) 


107 Die bis zum 13. August 1961 gegen den Imperialismus offenen 
Grenzen und der Kampf um den Sieg der sozialistischen Produktions- 
verhältnisse gaben keine Möglichkeit, die ökonomischen Gesetze des 
Sozialismus vollkommen auszunutzen. Außerdem behinderten be- 
stimmte Auswirkungen des Dogmatismus auf ökonomischem Gebiet 


die rationellste Gestaltung der Planung und Leitung der Volkswirt- 
schaft. 


Die bisherige Art und Weise der Planung und Leitung unserer 
Volkswirtschaft sichert ungenügend den erforderlichen hohen Nutz- 
effekt der Wirtschaftstätigkeit als der entscheidenden Voraussetzung 
einer schnellen und proportionalen Entwicklung der Produktivkräfte. 
Sie ist nicht mehr für die Ausnutzung der ökonomischen Gesetze des 
Sozialismus geeignet, führt zu Reibungsverlusten und Verletzungen 
der ökonomischen Gesetze und bremst damit unsere ökonomische und 
gesellschaftliche Entwicklung. 


Bislang gibt es keinen wissenschaftlich begründeten Perspektivplan. 
Das führte dazu, daß die technisch-ökonomische Konzeption der 
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Zweige und wichtigen Betriebe nicht auf genügend lange Sicht gegeben 
ist und wiederholt verändert werden mußte. 

Darum war es nicht möglich, den Nutzeffekt der neuen Technik 
und die hieraus abzuleitenden Forderungen genügend zu berechnen 
und das Prinzip der materiellen Interessiertheit für den wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritt und für die langfristige ökonomische Ent- 
wicklung begründet anzuwenden ... 

Die bisherigen Planungsmethoden orientieren sich nahezu ausschließ- 
lich auf die Jahresplanung ... 

Zahlreiche Hemmnisse der wirtschaftlichen Entwicklung unserer 
Republik entsprangen aus der ungenügenden Durchsetzung des Pro- 
duktionsprinzips in der Planung und Leitung der Volkswirtschaft... 

Trotz zahlreicher kritischer Hinweise der Partei wurde die wirt- 
schaftliche Rechnungsführung nicht konsequent als sozialistische Lei- 
tungsmethode der Betriebe durchgesetzt... . 

Die verantwortlichen Leiter der VVB [Vereinigungen Volkseigener 
Betriebe] und Betriebe wurden ungenügend von der Okonomie her 
an der Qualität interessiert... 

Die Gestaltung der wirtschaftlichen Rechnungsführung gab keine 
Gewähr, daß die in den Fonds akkumulierte gesellschaftliche Arbeit 
bestmöglich für die produktiven Aufgaben genutzt wurde... 

Zusammen mit den bergits genannten Unvollkommenheiten in der 
Anwendung der wirtschaftlichen Rechnungsführung wurden die öko- 
nomischen Kategorien ungenügend ausgenutzt. Das gilt insbesondere 
für die Kategorien Gewinn und Preis... 

Weder die Funktion des Preises als Meßgröße des gesellschaftlich 
notwendigen Arbeitsaufwandes noch seine Funktion als wichtiger He- 
bel im System der materiellen Interessiertheit sind bislang voll ge- 
währleistet.... 

Das Prinzip der persönlichen materiellen Interessiertheit war nicht 
organischer Bestandteil der Planung und Leitung... 

Der Arbeitslohn wirkte ungenügend auf die Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität... 

Die bezeichneten Schwächen des bisherigen Systems der Planung 
und Leitung der Volkswirtschaft führten zu einem fehlerhaften Kreis- 
lauf. Die unzureichende Ausschöpfung der Vorzüge des sozialistischen 
Systems unserer Volkswirtschaft bedeutete eine ungenügende Wissen- 
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schaftlichkeit der planmäßigen Leitung und zugleich eine Hemmung 
der Triebkraft der sozialistischen Entwicklung. Hieraus gehen un- 
vermeidlich Verletzungen ökonomischer Gesetze hervor, die zum 
Auftauchen zahlreicher neuer Probleme führen. Der für viele Wirt- 
schafts- und Staatsfunktionäre traditionelle Weg der Meisterung sol- 
cher Probleme bestand gewöhnlich in der Intensivierung der admini- 
strativen Einwirkung und in der Anwendung einzelner Korrektur- 
hebel, was in der Regel weder zu einer wissenschaftlich zureichenden 
Grundsatzlösung noch zu einer umfassenden Mitarbeit der Werktä- 
tigen führen konnte, 

Anlage zu den „Richtlinien für das neue ökonomische System der Planung 
und Leitung der Volkswirtschaft. Vom 11. Juni 1963“. — GBl. II., Nr. 64, 
1963, S. 453 f. 


Theoretische Bestimmung des Neuen Ökonomischen Systems der Pla- 
nung und Leitung 


108 Es ist die organische Verbindung 

— der wissenschaftlich fundierten Führungstätigkeit in der Wirt- 
schaft und 

— der wissenschaftlich begründeten, auf die Perspektive orientierten 
zentralen staatlichen Planung 

— mit der umfassenden Anwendung der materiellen Interessiertheit 
in Gestalt des in sich geschlossenen Systems ökonomischer Hebel. 


GBI. II. Nr. 64/1963, S. 453 ff. 


Beschluß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik 
über weitere Maßnahmen zur Gestaltung des ökonomischen Systems 
des Sozialismus vom 22. April 1968 


109 II. 


Der komplexe Plan ist mit den Werktätigen in der Plandiskussion zu 
beraten. Die betriebliche Planung und Kostenrechnung ist so zu ge- 
stalten, daß jeder Werktätige mit seinen Aufgaben bei der Verwirk- 
lichung der Pläne bekannt gemacht werden kann und ihm Einblick 
in die Bildung und Verwendung der betrieblichen Fonds für die er- 
weiterte Reproduktion sowie die materielle Interessiertheit möglich 
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ist. Auf dieser Grundlage ist die gesellschaftliche Kontrolle einschließ- 
lich der Rechenschaftslegung der Leitungen vor den Werktätigen breit 
zu entfalten. Die Einbeziehung der Werktätigen und ihrer Organe ist 
Bestandteil des Modells der betrieblichen Planung. 


Die Betriebe und Kombinate erhalten verbindliche staatliche Nor- 
mative der Produktionsfondsabgabe, der Amortisationsverwendung, 
der Nettogewinnabführung an den Staat und zur Bildung des Be- 
triebsprämienfonds für zwei Jahre. Das schafft weitere Voraussetzun- 
gen für die Entwicklung des Kosten-Nutzen-Denkens der Leitung 
und aller Werktätigen in den Betrieben, bietet günstigere Möglichkei- 
ten für die Führung des sozialistischen Wettbewerbs und schafft für 
die Arbeit mit dem Haushaltsbuch und für die Durchsetzung des 
Sparsamkeitsprinzip exakter meßbare und vergleichbare Grund- 
lagen... 


V. 


Die Eigenverantwortung der Betriebe und Kombinate für die Pla- 
nung und Leitung ihres Reproduktionsprozesses erhöht die Rolle der 
Werktätigen als sozialistische Eigentümer und schafft neue Bedingun- 
gen für die Entfaltung der sozialistischen Demokratie. Die Eigenver- 
antwortung der Betriebskollektive für die Mehrung des Volksver- 
mögens und die Erreichung von Weltspitzenleistungen erhält durch 
die Anwendung des Prinzips der Eigenerwirtschaftung der Mittel für 
die erweiterte Reproduktion und die materielle Interessiertheit eine 
neue höhere Qualität. 


Die Werktätigen, die Gewerkschaftsleitungen, die Produktionsko- 
mitees, die ökonomischen Aktivs und die Gesellschaftlichen Räte neh- 
men wirksam darauf Einfluß, daß die neuen Aufgaben der Verwirk- 
lichung des ökonomischen Systems so durchgeführt werden, daß die 
Wahrnehmung der Eigenverantwortung der sozialistischen Warenpro- 
duzenten in voller Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Ge- 
samtinteressen der Arbeiterklasse und aller Werktätigen erfolgt. 


Die gesellschaftliche und die staatliche Kontrolle sind schwerpunkt- 
mäßig vor allem darauf zu richten, daß im Prozeß der Ausarbeitung 
und Durchführung der Pläne der effektivste Einsatz der Fonds 
gründlich vorbereitet und allseitig gesichert wird. 


GBl. INr. 9/1968, S. 223 
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Die Verantwortung der Staats- und Wirtschaftsorgane bei der Durch- 
führung des Volkswirtschaftsplans 1967 


110 1. Der Ministerrat wird beauftragt, die Plandurchführung auf 
der Grundlage der mit diesem Gesetz beschlossenen Hauptkennzif- 
fern des Volkswirtschaftsplanes 1967 zu leiten. Er hat sich in seiner 
Tätigkeit auf die Entscheidung der Grundfragen und die Sicherung 
der Hauptproportionen zur en der nationalen Wirtschaft 
der DDR zu konzentrieren . 


2. Die Minister und Leiter der zentralen Staatsorgane tragen für die 
Verwirklichung der Aufgaben des Volkswirtschaftsplanes 1967 in 
ihrem Verantwortungsbereich die persönliche Verantwortung. Sie 
haben sich in ihrer Tätigkeit konsequent auf die Durchführung der 
Hauptaufgaben zu konzentrieren, ihre Erfüllung schwerpunktmäßig 
zu kontrollieren und notwendige Entscheidungen zu ihrer Durchset- 
zung zu treffen. Dabei ist von ihnen vorrangig die Produktion der 
tempo- und strukturbestimmenden Haupterzeugnisse sowie die Er- 
füllung der Exportaufgaben zu sichern... 


3. Die Vorsitzenden der Räte der Bezirke sind für die Verwirk- 
lichung der Aufgaben des Volkswirtschaftsplans 1967 in ihrem Bereich 
persönlich verantwortlich. Zur Wahrnehmung der höheren Verant- 
wortung bei der Durchführung des Volkswirtschaftsplans 1967 sind 
den Vorsitzenden der Räte der Bezirke durch den Ministerrat be- 
stimmte Vollmachten gegenüber den Leitern der im Territorium an- 
sässigen Betriebe und Einrichtungen zu übertragen, die gewährleisten, 
daß sich die betrieblichen Maßnahmen im Einklang mit den territo- 
rialen Erfordernissen vollziehen ... 


4. Die Generaldirektoren der VVB und Leiter gleichgestellter Organe 
sowie die Vorsitzenden der Wirtschaftsräte der Bezirke sind verpflich- 
tet, zur Sicherung der staatlichen Planaufgaben auf der Grundlage 
dieses Gesetzes alle erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung und 
Kontrolle des Plans 1967 in eigener Verantwortung festzulegen. Da- 
bei haben sie sich auf die Erreichung des wissenschaftlich-technischen 
Höchststandes bei den Haupterzeugnissen, die Sicherung des wissen- 
schaftlichen Verlaufs, die Lösung der Schwerpunktaufgaben auf dem 
Gebiet von Wissenschaft und Technik sowie die ran: und 
Spezialisierung der Produktion zu konzentrieren . 
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5. Die Leiter der Betriebe haben unter bewußter Ausnutzung der öko- 
nomischen Gesetze des Sozialismus die Durchführung des Volkswirt- 
schaftsplans 1967 so zu organisieren, daß ein höchst-möglicher Zu- 
wachs an Nationaleinkommen erwirtschaftet wird. Sie haben ständig 
Vergleiche zwischen dem Weltstand und den eigenen Erzeugnissen 
anzustellen sowie die notwendigen Maßnahmen einzuleiten, um bei 
den strukturbestimmenden Haupterzeugnissen kurzfristig den wissen- 
schaftlich-technischen Höchststand hinsichtlich Leistung, Lebensdauer 


und Kosten zu erreichen und mitzubestimmen ... 


„Gesetz über den Volkswirtschaftsplan 1967. Vom 9. Dezember 1966“. GBl. I. 
Nr. 16/1966, S. 159 


Verordnung über das Statut der Gesellschaftlichen Räte bei den Ver- 
einigungen Volkseigener Bertiebe (VVB) 


111 1 

Der Gesellschaftlihe Rat... ist... . das gesellschaftliche Organ, 
das durch seine beratende und kontrollierende Tätigkeit in Verwirk- 
lichung des gesamtvolkswirtschaftlichen Interesses Einfluß auf die 
Wirtschaftsleitung .... nimmt. 


$ 3 Abs. 5 


Der Gesellschaftliche Rat ist berechtigt, dem zuständigen Minister 
Informationen zu geben, wenn durch den Generaldirektor trotz ge- 
gebener Empfehlungen Grundfragen nicht gelöst werden. Er hat wei- 
ter das Recht, Einspruch zu erheben, wenn getroffene Festlegungen 
des Generaldirektors bzw. der Leiter anderer Staats- und Wirtschafts- 
organe der volkswirtschaftlichen Entwicklung des Zweiges wider- 
sprechen. Zur Herbeiführung notwendiger Entscheidungen ist der Ge- 
sellschaftliche Rat berechtigt, sich erforderlichenfalls an den Minister- 
rat zu wenden. 

GBl. II. Nr. 95/1967, S. 693 ff. 


Günter Mittag [Kandidat des Politbüros des ZK der SED und Sekre- 
tär des ZK]: Das Neue Ökonomische System der Planung und Leitung 
der Volkswirtschaft wird planmäßig verwirklicht 


112 Von entscheidender Bedeutung für die erfolgreiche Einführung 
des Neuen Okonomischen Systems war die grundlegende Wandlung des 
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Charakters der Vereinigung Volkseigener Betriebe. Die VVB wurde 
von einer ehemaligen Verwaltungsinstitution zu einem Organ umge- 
staltet, das den gesamten Reproduktionsprozeß seines Industriezweigs 
plant. Die VVB organisiert die Beziehungen ihres Zweigs innerhalb 
ökonomische Führungsorgan der ihr unterstellten Betriebe, der Dreh- 
punkt bei der Verwirklichung des neuen ökonomischen Systems... 


Die VVB arbeiten seit dem 1. Januar 1964 nach dem Prinzip der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung. Damit wurde eine feste materielle 
und finanzielle Bindung zwischen den VVB und den ihn unterstellten 
Betrieben geschaffen. Die wirtschaftliche Rechnungsführung ist eine 
spezifisch ökonomische Methode der Leitung der sozialistischen Indu- 
strie. Sie ist gekennzeichnet durch das im Rahmen der Planaufgaben 
eigenverantwortliche Wirtschaften mit den vom Staat übergebenen 
Fonds, durch die Anwendung des Prinzips der Deckung der Ausgaben 
durch die Einnahmen, wodurch an Hand des erzielten Gewinns oder 
des Verlusts die ökonomische Lage der betreffenden Wirtschaftseinheit 
unmittelbar sichtbar wird... 

„Einheit“. Berlin [DDR], Jg. 20, 1965, S. 84 f 


Das „System ökonomischer Hebel“ 


113 Im Neuen Okonomischen System der Planung und Leitung deı 
Volkswirtschaft wird durch die bewußte Führungstätigkeit der Staats- 
und Wirtschaftsorgane die wissenschaftlich fundierte Planung mit deı 
umfassenden Anwendung eines aufeinander abgestimmten System: 
ökonomischer Hebel fest verbunden. Okonomische Hebel sind gesetz: 
mäßige Beziehungen zwischen den objektiven gesellschaftlichen Erfor- 
dernissen und den materiellen Interessen der Menschen, die direk: 
oder indirekt wirken und durch ihre jeweilige Gestaltung die Werktä: 
tigen zu einem bestimmten wirtschaftlichen Verhalten anregen ... 


Durch die wirtschaftliche Rechnungsführung werden die Betrieb: 
und VVB gezwungen, ihre Ausgaben (Ausdruck des Arbeitsaufwand 
des Betriebs) durch die Einnahmen (Erstattung des gesellschaftlid 
notwendigen Arbeitsaufwands des Betriebs) zu decken und dabe 
einen Gewinn (Hauptform des gesellschaftlichen Reineinkommens) zı 
erzielen. Unmittelbar damit verbunden sind die Formen der persön 
lichen materiellen Interessiertheit. Es bestehen also zwei miteinande 
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verflochtene Wirtschaftsbereiche ökonomischer Hebel, durch die das 
Handeln der Menschen entsprechend den gesellschaftlichen Erforder- 
nissen in die volkswirtschaftlich günstigste Richtung gelenkt wird. 


Im ersten Bereich wirken als direkte ökonomische Hebel die Kate- 
gorien Kosten, Preis, Umsatz und Gewinn... 


Die im zweiten Bereich wirkenden ökonomischen Hebel berühren 
unmittelbar, sei es individuell oder kollektiv, das persönliche materielle 
Interesse der Menschen. In ihm wirken als Hauptformen der Lohn 
und die Prämie und die indirekten Formen Lohnfonds und Prämien- 
fonds. 

GBI. II. Nr. 64/1963, S. 453 ff. 


Aus dem Manifest des VII. Parteitags der SED 1967 


114 Die entwickelte sozialistische Gesellschaft bringt das ökono- 
mische System des Sozialismus unter den Bedingungen der wissen- 
schaftlich-technischen Revolution voll zur Geltung. Dieses ökono- 
mische System ist das Kernstück der sozialistischen Gesellschaft. Es er- 
möglicht, die Vorzüge des Sozialismus umfassend zum Wohle des 
Volkes auszunutzen. Es verbindet die zentrale staatliche Planung und 
Leitung der entscheidenden gesellschaftlichen Prozesse mit hoher Ei- 
genverantwortung der sozialistischen Industriebetriebe und VVB, mit 
hoher Eigenverantwortung der örtlichen Volksvertretungen und staat- 
lichen Organe, mit der umfassenden Initiative des Volkes. 


„Neues Deutschland“ vom 18. 4. 1967, zit. nach: „SBZ-Archiv*, 18. Jg. 
Kiepenheuer & Witsch, Köln 1967, S. 145 


Walter Ulbricht: Über das Technologische Defizit 


Auf dem Seminar des ZK der SED und des Ministerrats der DDR für lei- 
tende Kader der Partei, des Staates und der Wirtschaft zur Durchführung der 
Beschlüssse des VI. Parteitags der SED und der 2. Tagung des ZK der SED 
stellte Walter Ulbricht die Frage, warum es im wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt und bei der Überführung von Forschungsergebnissen in die Mas- 
senproduktion zu langsam geht, und er nahm dazu in zehn Antworten Stel- 
lung: 
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115 1. Die Konzentration von Wissenschaft und Technik auf struk- 
 turbestimmende Schwerpunkte wird ungenügend durchgeführt. Es 
existiert noch eine weitgehende Zersplitterung der Forschung ... 


2. Kurzfristige Überführung von Forschungsergebnissen in die Serien- 
produktion. Das erfordert, während der Forschungsarbeit bereits die 
Probleme der Überführung in die Produktion zu lösen... 


3. Ausbildung der Werkleiter zur Beherrschung der modernen Metho- 
den der Betriebsorganisation und Leitung... 


4. Erweiterung und Ausbildung an Hochschulen auf dem Gebiet der 
Mikroelektronik, der elektronischen Datenverarbeitung und der wis- 
senschaftlichen Betriebsführung ... 


5. Der Werkzeugautomatenbau ist im Umfang zu erweitern... 


6. Wir müssen den Mut haben, zur komplexen Rationalisierung, zuı 
komplexen Automatisierung übergehen ... 


7. Die Außenhandelsorgane und die Außenhandelsbank sollen die 
technische Modernisierung der Betriebe fördern, die strukturbestim- 
mende, weltmarktgünstige Erzeugnisse liefern ... 


8. Konzentration der Produktion und Einführung durchgängiger mo- 
derner technologischer Verfahren in ganzen Kooperationsketten 
Kooperierung der Produktion innerhalb ganzer Produktionszweige 
um dadurch die Produktion zu steigern und die Qualität zu er 


höhen ... 


9. Wissenschaftliche-technische Zusammenarbeit mit der Sowjetunior 
und mit anderen sozialistischen Staaten in der Form von Verträgen 
über die kooperative Durchführung bestimmter Produktionsaufgaben 
über gemeinsame Forschungsaufgaben und über den Kauf von Li 
zenzen... 


10. Es ist notwendig, im Zusammenhang mit der Durchführung al 
dieser Aufgaben eine breite Informationstätigkeit und Ausspracheı 
mit den Belegschaften durchzuführen. Insbesondere sollen die Pro 
duktionskomitees der Betriebe in die Lösung dieser Aufgaben einbe 
zogen werden. Es gilt, eine Atmosphäre des Lernens und des exakte: 
Arbeitens zu schaffen... 


„Die Wirtschaft“. Berlin [DDR], Nr. 41, 1% 
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Der Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 


Die vollständige wirtschaftliche Verflechtung der Ostblockländer, die Bildung 
eines einheitlichen Wirtschaftsraumes unter der Führung der Sowjetunion 
war und ist eines der wichtigsten wirtschaftlichen Ziele der Sowjetunion. 
Zu diesem Zweck wurde am 21. 1. 1949 auf einer Konferenz von Vertretern 
der europäischen Volksdemokratien und der UdSSR der „Rat für gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe“ RGW (engl. COMECON: Council for Mutual 
Economic Assistance) gegründet (> Nr. 116). 1950 wurde die DDR Mit- 
glied. Seit der Aktivierung des RGW in der zweiten Hälfte der 50er Jahre 
sollte durch die Koordination der Wirtschaftspläne der RGW-Länder, durch 
Kooperation und Rationalisierung, Spezialisierung und Arbeitsteilung ver- 
sucht werden, mit dem Westen in der industriellen Produktion gleichzu- 
ziehen (> Nr. 117—118). Der vollständigen wirtschaftlichen Verflechtung 
stehen allerdings teilweise nationalwirtschaftliche Tendenzen (Rumänien) 
und die Neigung zu verstärkten Westgeschäften (Polen, Ungarn, Tschecho- 
slowakei, Rumänien) entgegen. Seit 1963 ist zugleich die Tendenz zu bilate- 
ralen Vereinbarungen zwischen den Ostblockländern stärker geworden ge- 
genüber der multilateralen Steuerung der Produktion und des Handels 
über die Zentrale des RGW in Moskau. 1964 nahm die „Internationale 
Bank für wirtschaftliche Zusammenarbeit“ in Moskau ihre Tätigkeit auf. 
Damit sind jetzt multilaterale Verrechnungen zwischen den beteiligten Län- 
dern möglich. Eine echte Integration ist jedoch u.a. so lange erschwert, wie 
unterschiedliche Produktionsbedingungen in den einzelnen Ländern unter- 
schiedlich Produktionskosten verursachen. 


Kommunique über die Wirtschaftsberatung von Vertretern volksde- 
mokratischer Staaten und der UdSSR 


116 Im Januar d. J. fand in Moskau eine Wirtschaftsberatung von 
Vertretern Bulgariens, Ungarns, Polens, Rumäniens, der UdSSR und 
der Tschechoslowakei statt. e 


Die Beratung stellte bedeutende Erfolge in der Entwicklung der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen den genannten Ländern fest, die 
vor allem in einem starken Anwachsen des Warenumsatzes zum Aus- 
druck kamen. Dank der Herstellung dieser wirtschaftlichen Zusam- 
menarbeit wurde es den volksdemokratischen Ländern und der UdSSR 
möglich, die Wiederherstellung und Entwicklung ihrer Wirtschaft zu 
beschleunigen. 
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Die Beratung konstatierte ferner, daß die Regierungen der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika, Englands und einiger anderer 
Länder Westeuropas die Handelsbeziehungen mit den volksdemokra- 
tischen Ländern praktisch boykottierten, weil diese letztgenannten 
Länder es nicht für möglich erachten, sich dem Diktat des Marshall- 
Plans zu beugen, da dieser Plan die Souveränität dieser Länder und 
die Interessen ihrer Wirtschaft verletzt. Im Hinblick darauf erörterte 
die Beratung die Möglichkeit, eine engere wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zwischen den volksdemokratischen Ländern und der UdSSR 
herbeizuführen. 


Um diese engere wirtschaftliche Zusammenarbeit der volksdemo- 
kratischen Länder und der UdSSR zu verwirklichen, erkannte die 
Beratung es für notwendig, aus den Vertretern der an der Beratung 
teilnehmenden Länder auf der Grundlage der gleichberechtigten Ver- 
tretung einen Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe zu bilden, dessen 
Aufgabe es sein soll, wirtschaftliche Erfahrungen auszutauschen, ge- 
genseitige technische Hilfe und die gegenseitige Hilfe durch Rohstoffe, 
Lebensmittel, Maschinen, Anlagen usw. zu leisten ... 


„Prawda“, 25. Januar 1949; zitiert nach: „Dokumentation der Zeit“, 11. Jg. 
1959, Heft 187, S. 24 


Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees der KPdSU an den XX.Par- 
teitag. Referat des Ersten Sekretärs des ZK der KPdSU, Genossen 
N. S. Chruschtschow 


117 Heute ist es nicht mehr notwendig, daß jedes sozialistische Land 
unbedingt alle Zweige der Schwerindustrie entwickelt, wie dies die 
Sowjetunion tun mußte, die auf lange Zeit das einzige Land des So- 
zialismus war, das sich in kapitalistischer Umkreisung befand. Jetzt, 
da es einen mächtigen Freundschaftsbund der sozialistischen Länder 
gibt und sich deren Verteidigungsfähigkeit und Sicherheit auf die 
industrielle Macht des gesamten sozialistischen Lagers stützen, kann 
sich jedes europäische Land der Volksdemokratie auf die Entwicklung 
von Industriezweigen, auf die Produktion jener Güter spezialisieren, 
für die es die günstigsten natürlichen und wirtschaftlichen Vorausset- 
zungen besitzt... 


„Prawda“, 15. Februar 1956; zitiert nach: „Ostprobleme*, Jg. 8, 1956, S. 329 
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Bekanntmachung über das Statut des Rates für Gegenseitige Wirt- 
schaftshilfe vom 10. Mai 1960 


118 Status des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe 


Die Regierungen der Volksrepublik Albanien, der Volksrepu- 
blik Bulgarien, der Ungarischen Volksrepublik, der Deutschen Demo- 
kratischen Republik, der Volksrepublik Polen, der Rumänischen 
Volksrepublik, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und 
der Tschechoslowakischen Republik sind 

im Hinblick darauf, daß die wirtschaftliche Zusammenarbeit, die 
zwischen ihren Ländern erfolgreich durchgeführt wird, zur ratio- 
nellsten Entwicklung der Volkswirtschaft, zur Hebung des Lebens- 
standards der Bevölkerung und zur Festigung der Einheit und Ge- 
schlossenheit ihrer Länder beiträgt; 

erfüllt von der Entschlossenheit, auch weiterhin die allseitige wirt- 
schaftlihe Zusammenarbeit auf der Grundlage der konsequenten 
Verwirklichung der internationalen sozialistischen Arbeitsteilung im 
Interesse des Ausbaus des Sozialismus und Kommunismus in ihren 
Ländern und der Sicherung eines dauerhaften Friedens in der ganzen 
Welt zu entwickeln; 

überzeugt davon, daß die Entwicklung der wirtschaftlichen Zusam- 
menarbeit zwischen ihren Ländern dazu beiträgt, die in der Charta 
der Vereinten Nationen festgelegten Ziele zu erreichen; 

unter Bekräftigung ihrer Bereitschaft, die Wirtschaftsbeziehungen 
zu allen Ländern unabhängig von ihrer gesellschaftlichen und staat- 
lichen Ordnung auf der Grundlage der Gleichheit, des gegenseitigen 
Vorteils und der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 
zu entwickeln; _ 

in Anerkennung der ständig wachsenden Rolle des Rates für Gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe bei der Organisierung der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen ihren Ländern 

übereingekommen, zu diesem Zwecke das vorliegende Statut anzu- 
nehmen. 

Artikel I 
Ziele und Prinzipien, 
1. Der Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe hat zum Ziel, durch Ver- 
einigung und Koordinierung der Bemühungen der Mitgliedsländer 
des Rates zur planmäßigen Entwicklung der Volkswirtschaft, zur 
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Beschleunigung des wirtschaftlichen und technischen Fortschritts in 
diesen Ländern, zur Hebung des Standes der Industriealisierung in 
den Ländern mit einer weniger entwickelten Industrie, zur ununter- 
brochenen Steigerung der Arbeitsproduktivität und ständigen Hebung 
des Wohlstandes der Völker der Mitgliedsländer des Rates beizu- 
tragen. 

2. Der Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe beruht auf den Grund- 
lagen der souveränen Gleichheit aller Mitgliedsländer des Rates. Die 
wirtschaftliche und technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit der 
Mitgliedsländer des Rates wird in Übereinstimmung mit den Prin- 
zipien der vollen Gleichberechtigung, der Achtung der Souveränität 
und der .nationalen Interessen, des gegenseitigen Vorteils und der 
kameradschaftlichen gegenseitigen Hilfe verwirklicht. 


GBl., Nr. 29, 1960, S. 283 
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Der Außenhandel der DDR 


Der Außenhandel der DDR ist in den letzten Jahren beachtlich quantitativ 
gesteigert worden (— Nr. 119). Die Exportquote hat aber die der BRD 
noch nicht erreicht. Wenn sich der Außenhandel auch strukturell ver- 
ändert hat (> Nr. 120), so ist er aber immer noch einseitig RGW-orien- 
tiert bzw. eng an die UdSSR gebunden (> Nr. 121—122). Vor allem mit dem 
1964 abgeschlossenen „Vertrag über Freundschaft, gegenseitigen Beistand 
und Zusammenarbeit zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken“ sind eine Reihe von Verein- 
barungen getroffen worden, die systematisch eine wirtschaftliche Integration 
zwischen beiden Volkswirtschaften herbeiführen sollen (> Nr. 123—124). 
Aus dem Vergleich mit der Tschechoslowakei wird die einseitige Waren- 
struktur deutlich, die den Handel zwischen der DDR und der UdSSR be- 
stimmt (> Nr. 125—126). 


119 Entwicklung des Außenhandels der DDR 1960—1969 


Umsatz in 

Jahr Mill. Valutamark Export Import 
1960 18 487,4 9 270,8 9 216,6 
1963 21 182,9 11 394,6 9 788,3 
1965 24 693,2 12 892,9 „ 11 800,4 
1971 42 151,0 21 320,5 20 830,5 
Jahr . Umsatz in ®%e Sozialistische Kapitalistische Entwicklungs- 

insgesamt Länder Industrieländer länder 
1960 100 100 100 100 
1963 114 120 98 92 
1965 133 132 137 139 
1971 228 219 262,3 216,6 


1 Valutamark = 0,95 DM-West 

„Statistisches Jahrouch der DDR“, 17. Jg., 1971, S. 302 f. 

Günther Kohlmey, Professor mit Lehrstuhl an der Fakultät für Außen- 
handel der Hochschule für Ökonomie in Berlin Karlshorst: „Karl Marx’ 


Außenhandelstheorie und Probleme der außenwirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen sozialıstischen Staaten“. 
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120 In den 50er Jahren bestanden im Durchschnitt 57 bis 59 %/o 
der DDR-Importe aus Roh- und Brennstoffen, und 25 bis 35 %o 
entfielen auf die Einfuhr von Nahrungsmitteln (einschließlich Roh- 
stoffe hierfür). Es verblieben nur 4 bis 9% für die Einfuhr von 
Maschinen, Geräten und Ausrüstungen. Das berüchtigte Warenhaus- 
sortiment der eigenen Produktion war die notwendige Folgeerschei- 
nung. Durch die Entwicklung unserer sozialistischen Landwirtschaft 
haben wir mittlerweile, internationalen Tendenzen folgend, den An- 
teil der Nahrungsmittel an unseren Einfuhren auf unter 20 %/u senken 
können. Das brachte Spielraum für den direkten Import von Wachs- 
tumsfaktoren: Der Anteil der Produktionsinstrumente an den DDR- 
Importen stieg von 5,5 und 3,4% in den Jahren 1950 und 1955 auf 
rund 13 % im Zeitraum 1960/62 und auf gegenwärtig etwa 18 %/,. 
Der Anteil der Grundstoffe an unseren Importen ist lange Zeit nicht 
zurückgegangen, stieg sogar auf rund 60%... Aber auch hier gibt 
es in der letzten Zeit Verbesserungen. Die weitere Rationalisierung 
unserer Materialwirtschaft wird es ermöglichen, die Handelsbilanz 
zusätzlich zu entlasten und damit weitere Möglichkeiten für Importe 
moderner Produktionsinstrumente zu schaffen... 


Unter diesem Blickwinkel war der Außenhandel der DDR in der 
Vergangenheit mehr Sicherung der Existenzgrundlage als Wachstums- 
faktor. Seit einigen Jahren jedoch können wir entschieden Kurs auf 
einen erhöhten Einfuhranteil der Produktionsinstrumente nehmen, 
mittels internationaler Spezialisierung und Kooperation, durch Berei- 
nigung unserer Produktions- und Exportprogramme, durch nationale 
Spezialisierung, Kooperation und Konzentration. Inzwischen sind 
auch in vielen sozialistischen Partnerländern Industrieproduktionen 
und andere Bedingungen entstanden, die es der DDR ermöglichen, 
ihren Import von Produktionsinstrumenten aus diesen Ländern zu 
erhöhen. 

„Wirtschaftswissenschaft“. Berlin [DDR], Nr. 8, 1967 
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Außenhandelsumsatz der DDR nach Ländergruppen in %o 
121 


Sozialistische Kapi- 
Jahr Länder RGW- UdSSR talistischeEntwicklungs- 

insgesamt Länder Industrie- länder 

länder 
1960 83,4 75,6 47,7 9,4 4,6 
1961 83,7 733 48,3 9,5 4,3 
1963 86,0 81,5 53,2 7,8 3,8 
1966 81,4 75,9 46,2 10,1 5,2 
1969 72,8 68,8 41,8 22,8 *) 4,0 


*) (einschl. BRD) 
nach: „Statistisches Jahrbuch der DDR“, 15. Jg. 1970, S. 294 f. 


Außenhandelsumsatz der DDR in den Jahren 1966 und 1969 nach 
Einzelländern in Jo 


122 
RWG-Länder Kapitalistische-Industrieländer 
, 1966 1969 1966 1969 
Albanien ELELZEZZZ 02 0,2 Australien „.....+.» 01 — 
Bulgarien ER 37 3,6 Belgien/Luxemburg .. 10 0, 
Mongolishe VR .... 0,1 0,1 Dänemark ........ 0,6 0,4 
Polen nneeeeennnnen so Zi Finnland acccccca 05 03 
Rumänien .......... 2,6 2,3 Frankreih ercne.. 1,2 0,9 
Tschechoslowakei .. 10,5 9,5 Großbritannien .... 1,4 1,0 
WASSR names 4,2 41,2 Yelan 0 0.0 0,8 0,9 
Ungamm .....curur.. 514,8 TEE een 04 03 
Kanada ............ 0,2 0,2 
Niederlande ...... 1,1 1,0 
Norwegen ........ 0,2 0,4 
Österreich .......... 1,0 0,8 
Schweden .......... 1,0 1,0 
USA aus casswe. 0,6 0,3 
BRD: isses 11,0 


nach: „Statistisches Jahrbuch der DDR“, 15. Jg. 1970, S. 296 f. 


Der sowjetische Außenhandelsminister Patolicev 


123 Die DDR ist für die UdSSR der größte Lieferant von Ma- 
schinen und Ausrüstungen. Im Jahre 1965 erhielten die UdSSR aus 
der DDR für etwa 700 Mill. Rubel Maschinen und Ausrüstungen, das 
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sind ungefähr 60 %/o des gesamten Imports der UdSSR aus der DDR. 
Die DDR liefert jährlich fast ein Drittel aller von der Sowjetunion 
im Ausland gekauften Maschinen und Ausrüstungen . . . Diese Lie- 
ferungen sind von wesentlicher Bedeutung für die Versorgung der 
sowjetischen Industrie und Baustellen mit modernen Ausrüstungen 


und Materialien. „Berliner Zeitung“ vom 4. Dezember 1965 


Hugo Meiser: Neue Aufgaben in der ökonomischen Zusammenarbeit 
mit der UdSSR 


124 Die Verbindung unserer Volkswirtschaft mit der sowjetischen 
Volkswirtschaft ist außerordentlich tiefgreifend und vielseitig. Es gibt 
keinen unserer Wirtschaftszweige, der nicht unmittelbar als Final- 
produzent, mit seinen Kooperationslieferungen oder als Importeur 
mit der sowjetischen Volkswirtschaft verbunden ist. Viele führende 
Betriebe unserer Republik und ganze Zweige liefern den Großteil 
ihrer Produktion an die UdSSR oder verarbeiten vorwiegend sow- 
jetische Rohstoffe. Die dabei entstehenden vielfältigen wissenschaft- 
lichen, produktionstechnischen, ökonomischen und organisatorischen 
Fragen erfordern direkte Kontakte. Deshalb gewinnt die planmäßig 
gesteuerte direkte Zusammenarbeit zwischen den wirtschaftsleitenden 
Organen beider Länder, den Ministerien, VVB und wichtigen Be- 
trieben immer größere Bedeutung. 


„Einheit“, Berlin [DDR], 22. Jg. 1967, S. 730 f. 


124a Der Außenhandel der DDR 


Warenstruktur invH 


Erzeugnishauptgruppen 1960 1966 1970 
Grundstoffindustrie 41,8 36,7 Einfuhr 31,8 
Metallverarbeitende Industrie 14,4 29,1 36,4 
Leicht-, Nahrungs- u. Genußmittelindustrie 27,7 _ 22,0 19,7 
Land- und Forstwirtschaft 154 11,7 11,0 
Sonstige 0,7 0,5 1,1 
Grundstoffindustrie 305 24,2 Ausfuhr 20,8 
Metallverarbeitende Industrie 51,8 53,6 56,2 
Leicht-, Nahrungs- u. Genußmittelindustrie 15,8 19,6 21,3 
Sonstige 1,9 2,6 1,7 


„Statistisches Jahrbuch der DDR“, 16. Jg., 1971, $. 292 
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Der Außenhandel der DDR mit der Tschechoslowakei nach ausge- 


wählten Erzeugnissen 


125 
Erzeugnis Einheit 

Ausfuhr 
Braunkohlenbriketts ........ 1000t 
Maschinen und Ausrüstungen 

für die Metallurgie ........ 1000 VM 
Maschinen und Ausrüstungen 

für die Bau- und Baustoff- 

IDdBserle anne 1000 VM 

Baumaschinen .......... .. SO YM 
Spanabhebende Werkzeug- 

Maschinen .ecnsarnanenan 1000 VM 
Maschinen und Ausrüstungen 

für die Textil-, Bekleidungs- 

und Lederindustrie ........ 1000 VM 
Schienenfahrzeuge ..........» 1000 VM 
Personenkraftwagen ........ Stück 
Lastkraftwagen (einschließlich 

Speziallastkraftwagen) . Stück 
Traktoren und Landmaschinen 1000 VM 
Elektrotechnische Erzeugnisse.. 1000 VM 
Erzeugnisse der Drahtnachrich- 

tentechnik „ioscunssäkses 1000 VM 
Rechen-, Buchungs- und Faktu- 

riermascinen ....2.000.0. Stück 
Optisch-mechanische Geräte .. 1000 VM 

Fotoapparate ..ueeseceren. 1000 Stück 
Senale usiunnneraea 1000 t 
Kalidüngemittel ............ 1000: K:O 
Pharmazeutika ...2.... 2... 1000 VM 
Plasterzeugnisse „o2222000... 1000 VM 
Fotochemische Erzeugnisse 1000 VM 
Haushalt- und Verpackungsglas 1000 VM 
DEE anna neuen 1000 VM 
Teppiche und Läufer ........ 1000 m? 
Untertrikotagen ..22cce200. . 1000 VM 
Konfektionserzeugnisse ...... 1000 VM 
Spielwaren „eines ansasnnnn 1000 VM 


1960 


784,2 


5 649 


14 885 
6764 


32 188 


17 974 
36 936 
4304 


3 262 
41 508 
10795 


5 644 


5581 
16 043 
12,7 
481,6 
227,9 
3.007 
22 085 
25 469 
4 424 
6 594 
270,2 
2 867 
15 456 
4 543 


1965 


662,0 


14 653 


21 207 
5989 


39 354 


36 690 
73 601 
3 955 


2657 
136 894 
32 364 


9 880 


7712 
21 520 
14,6 
476,9 
365,3 
5 659 
22 462 
23 928 
4002 
12 691 
550,4 
8 780 
12 130 
5 235 


1971 


787,1 


13 667 


53 872 
37 788 


31412 


54 687 
67 198 
20 810 


2554 
238 322 
70 527 


17 240 


17 084 
40 380 
37,7 
659,5 
447,8 
13 877 
36 877 
33 145 
4 501 
10 867 
300,6 


23 956 


12 137 
18 447 
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Erzeugnis Einheit 


Einfuhr 
Steinkohle (einschl. Anthrazit) 1000 t 
Steinkohlenkoks ............ 1000 t 
Steinkohlenteere ...........- t 
Mittlerer Stabstahl .......... t 
Feiner Stabstahl ............ t 
Feinblehe .........cr0000. t 
Spanabhebende Werkzeug- 

maschinen ...eecs0000 00. 1000 VM 
Maschinen und Ausrüstungen 

für die Metallurgie ........ 1000 VM 


Maschinen und Ausrüstungen 

für die Textil-, Bekleidungs- 

und Lederindustrie ........ 1000 VM 
Maschinen und Ausrüstungen 

für die Lebensmittelindustrie 1000 VM 
Personenkraftwagen ........ Stück 
Lastkraftwagen (einschließlich 

Speziallastkraftwagen) .... Stück 
Kartoffellegemascinen ...... Stück 
Schreibmashinen ..2c222... Stück 
Waschmaschinen und Wasch- 

kombinationen für den 

Flausbale suanasaänetane 1000 Stück 
Fahrzeugbereifung (ohne Rei- 

fen für Fahrräder u. Mopeds) ie 


Sintermagnesia sunsers0nus 

Kaolin, geshlämmt ........ t 
Kammgarngewebe ...... u... 1000 m2 
Lederschuhe .....2cccocc00.. 1000 Paar 
Naturdärme ........ ferne 1000 Ifd. m 
Obststerilkonserven ........ t 

DE ai rear t 

BIER: „seinen hl 
Frischobst ........ ET ER 


1965 


1 009,6 

807,3 
10 256 
19 637 
62 530 
35 641 


48 311 


5 897 


14 828 


1193 
12 611 


824 
400 
21 389 


65,9 


18 696 
18 523 
14 063 

260,7 
1 254,2 
20 315 

1569 
10 000 
75 866 

1884 


1971 


1 004,3 
822,4 
12 187 
20 620 
74 414 
4 360 


44 541 


8 657 


69 169 


23 394 
16 995 


903 
346 
3 936 


50,9 


58 800 
39 070 
8 654 
294,2 
1 086,8 
23 275 
1 769 
5 013 
99 964 
972 
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Der Außenhandel der DDR mit der UdSSR nach ausgewählten 


Erzeugnissen 


126 
Erzeugnis Einheit 


Ausfuhr 


Maschinen und Ausrüstungen 
der chemischen Verfahrens- 


u 1000 VM 
Spanabhebende Werkzeug- 
Äschinen zuannesaiee 1000 VM 


Maschinen und Ausrüstungen 

für die Plast- und Elast- 

verarbeitung zuunaosuncee 1000 VM 
Maschinen und Ausrüstungen 

für die polygraphische 

Industrie uärusscnseiunen 1000 VM 
Maschinen und Ausrüstungen 

für die Textil-, Bekleidungs- 


und Lederindustrie ........ 1000 VM 
See- und Küstenfahrgastschiffe 1000 VM 
Fischereifahrzeuge .......... 1000 VM 


Traktoren und Landmaschinen 1000 VM 
Hebezeuge und Fördermittel .. 1000 VM 
Verbrennungskraftmaschinen .. 1000 VM 
Elektromaschinen (einschließl. 
elektromagnetische und 


hydraulische Geräte) ...... 1000 VM 
Hoch- und Niederspannungs- 

schaltgeräte ....cueccnn0n. 1000 VM 
Kabel und Leitungen ........ 1000 VM 
Rechen-, Buchungs- und 

Fakturiermaschinen ...... Stück 
Schreibmaschinen ...s22.... Stück 


Optisch-mechanische Geräte .. 1000 VM 
Pflanzenschutz- und Schädlings- 
bekämpfungsmittel ........ 1000 VM 
Fotochemische Erzeugnisse .... 1000 VM 
Erzeugnisse der Glas- und 
Feinkeramikindustrie ..:... 1000 VM 
Möbel (ohne Metallmöbel) .. 1000 VM 


1960 


32 204 


81 605 


34 245 


28 808 


57 338 
290 013 
186 986 

1655 

89 637 

65 043 


4740 


3 364 
89 362 


17 319 
27 588 
23770 


16 340 
67 589 


26 905 
42 916 


1965 


57 810 


134 421 


34 973 


42 879 


104 550 
247 748 
191 910 
153 865 
105 880 

71.230 


24 074 


877 
108 478 


25 712 
44 052 
59 997 


44 962 
60 758 


26 653 
221 688 


1971 


146 544 


231 378 


59 799 


83 908 


85 634 
164 442 
239 977 
383 878 
315 868 

95 127 


28 907 


11457 
172 440 


40 638 
97 745 
109 483 


50 664 
130 711 


43 827 
273 439 
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Erzeugnis 


Teppiche und Läufer ........ 
Untertrikotagen .....s0c 2... 
Oberbekleidung für Herren .. 
Oberbekleidung für Damen .. 
Erzeugnisse der Schuhindustrie 
Spielwaren ..anssnenswsessne 


Einfuhr 


Steinkohle (einschließlich 
Anthrazit) ..ecceerccscen 
Hochofenkoks ...urec ce er 00. 
Erdöl weisenesnesareense 
Schwarzmetallerze .......... 
Stahlschrott ..... Re 
Roheisen und Hochofenferro- 
iegierungen innen 
Formstahl, Schienen und 
Zubehör suncnsee see 
Feiner Stabstahl ............ 
Bleche, fein und grob ........ 
Unlegierte und niedriglegierte 
Sechlechie  vonsanunsaenan 
Niedrigschmelzende Schwer- 
meisllE unserer 
Leichtmetalle und deren 
Legierungen ........» s... 
Bleche und Bänder aus 
Aluminium und 
Aluminiumlegierungen 
Baumasthinen zucnensaemens 
Spanabhebende Werkzeug- 
Washinen suenunenenee 
Schienenfahrzeuge zzrs222 22. 
Personenkraftwagen ........ 
Lastkraftwagen (einschließlich 
Speziallastkraftwagen) 
Teakareh. una airucinen 
Verbrennungskraftmascinen .. 
Elektrotechnische und elektro- 
nische Erzeugnisse ........ 
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1000 t 
1000 VM 


1000 VM 
1000 VM 
Stück 


Stück 
Stück 
1000 VM 


1000 VM 


18 343 


1965 


25 394 
82 439 
91 068 
66 944 
60 310 
33 938 


5 833 
1517 
4 908 
1415 

153 


769 
301 
185 
768 
110,5 
108,6 
93,4 
7,7 

27 647 
32 125 
3543 
7 860 
449 

35 

14 692 


43 073 


1971 


54 426 
71114 
163 403 
148 666 
88 395 
75 053 


4 252 
1321 
9754 
1540 

253 


883 
361 
383 
531 
99,6 
130,2 
102,4 
22,8 
37 459 
64 348 
76 816 
34 849 
1386 
2988 
48 319 


217 244 


Erzeugnis Einheit 1960 1965 1971 


Maschinen und Ausrüstungen 
für die Textil-, Bekleidungs- 


und Lederindustrie ........ 1000 VM 263 2189 14 151 
Hörrundfunkempfänger .... 1000 Stück 0 15,8 126,6 
Phosphorhaltige Rohstoffe .. 1000t 181 304 448 
Schnittholz und Schwellen .... 1000 m? 11 1372 1 386 
Zeitungsdruckpapier ........ 1000 t 5,7 6,0 35,1 
Verpackungskarton .........- 1000 t —_ 24,3 61,3 
Baumwolle, entkernt ........ 1000 t 90,7 87,3 83,8 
Pflanzenöle, roh ............ 1000 t 71,6 61,3 70,6 
Wein und Sekt ........2..-.. 1000 hl 28,6 16,7 90,2 
Getreide (einschließl. Saatgut) 1000 1 866 1004 1707 
Der innerdeutsche Handel 


Einen ersten Interzonenhandel zwischen den vier Besatzungszonen gab es seit 
1946. Seit 1949 bezieht sich der Begriff auf den Güter- und Dienstleistungs- 
verkehr zwischen dem „Währungsgebiet der DM-West und der DM-Ost*. 
Das Berliner Abkommen von 1951 ist — teilweise ergänzt oder verändert — 
noch heute die rechtliche Grundlage für den Handelsverkehr zwischen beiden 
Teilen Deutschlands. Der Warenaustausch erfolgt auf der Basis von verein- 
barten Warenlisten. In der Regel gelten die westdeutschen Marktpreise. Der 
Zahlungsverkehr wird über die Deutsche Bundesbank und die Deutsche No- 
tenbank abgewickelt. Dabei verwandelt sich durch den Verrechnungsverkehr 
eine bei der Bundesbank eingezahlte DM-West über eine Verrechnungsein- 
heit (VE) in eine DM-Ost für den Zahlungsempfänger in der DDR. Umge- 
kehrt verwandelt sich eine bei der Notenbank eingezahlte DM-Ost über 
eine VE in eine DM-West für den Zahlungsempfänger in der BRD. Der 
innerdeutsche Handel hat kontinuierlich zugenommen, bis auf die Jahre 
1961/62 (Mauerbau, „Störfreimachung“) (> Nr. 127). Die Art der Lieferun- 
gen und Bezüge ist von der jeweiligen Wirtschaftsstruktur des Handelspart- 
ners abhängig (> Nr. 128—129). Der Anteil des innerdeutschen Handels am 
Außenhandel der BRD beträgt etwa 2®o, der Anteil am Außenhandel der 
DDR über 10 le. Der innerdeutsche Handel steht für die DDR an 3. Stelle 
nach dem Handel mit der Sowjetunion und der Tschechoslowakei und ist 
größer als der Handelsverkehr mit allen westlichen Industrieländern zu- 
sammen. Schwierigkeiten entstehen dadurch, daß der innerdeutsche Handel 
nicht ausgeglichen ist. Während die BRD 1966 Waren und Dienstleistungen im 
Werte von 1 221,9 Mio. VE geliefert hat, hat sie nur für 911,6 Mio. VE be- 
zogen. Für die künftige Entwicklung wird es entscheidend sein, ob es der 
DDR gelingt, die Lieferungen solcher Erzeugnisse zu steigern, für die in der 
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BRD ein aufnahmebereiter Markt besteht. Einer Ausweitung des innerdeut- 
schen Handels sind jedoch Grenzen gesetzt durch die enge Bindung des 
Außenhandels der DDR an die Länder des RGW. 


Warenverkehr zwischen den Währungsgebieten der DM-West und 
der DM-Ost von 1952—1965 . 
in Mio DM-West — Mio VE (Verrechnungseinheiten) 


127 
Jahr Umsatz 
1952 398,8 
1955 1 150,5 
1960 2 082,0 
1961 1 813,8 
1963 1 881,9 
1965 2 466,5 
1969 3 935,2 
1971 4 845,1 


Statistisches Bundesamt, Wiesbaden; nach: „SBZ-Arciv“, 17. Jg. 1966, 
S. 281, und „Deutschland-Archiv“, 5. Jg. 1972, S. 506 


Wichtigste Warengruppen der Bezüge und Lieferungen des Währungs- 
gebiets der DM-West in ®/o der Gesamtbezüge bzw. -lieferungen 


128 
Bezüge 

Warengruppe 1950 1960 1963 1965 1971 
Ernährungswirtschaft ........ 21,0 16,1 13,7 23,0 19,3 
Baal von trune 6,0 23,8 25,0 17,09 3,8 
Mineralöle ....2222cce20 00. 14,2 19,0 21,1 5,5 3,8 
Maschinenbau .....cccc 220. 11,1 6,6 4,9 5,5 5,8 
Chemie ech san 7,7 6,9 5,8 8,0 7,9 
Textilien / Bekleidung ...... 15,8 13,1 12,6 17,5 19,0 
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Lieferungen 


Warengruppe 1950 1960 1963 
Ernährungswirtschaft ........ 8,5 12,1 21,0 
Bergbau ...ncnceneeeeeennen 1,7 3,6 8,3 
Eisen und Stahl ............ 27,9 28,3 31,3 
Mascinenbau .............. 15,4 14,5 8,5 
Chemie usa He ie 18,3 14,2 12,1 

71,8 727 9812 


1971 
14,8 
10,2 
21,4 
19,7 
66,1 


Statistisches Bundesamt, Wiesbaden; nach: „SBZ-Archiv*, 17. Jg. 1966, 
$. 281, und „Deutschland-Archiv“, 2. Jg. 1969, S. 655; 5. Jg. 1972, S. 506 


Aus- und Einfuhr der wichtigsten Einzelwaren 


129 
Ausfuhr in die BRD 
Erzeugnisse Einheit 

Braunkohlenbriketts ....... . 1000t 
Grobblehe .......2e2220200. t 
Spanabhebende Werkzeug- 

maschinen ...ecueeeen nn. 1000 VM 
Werkzeuge une nnehnnnern 1000 VM 
Hebezeuge und Fördermittel .. 1000 VM 
Radio-Super uansaneman Stück 
Musiktruhen ..occeeecceee. Stück 
Elektronenröhren .........:. 1000 VM 


Maschinen und Ausrüstungen 
für die Datenverarbeitung 


und Bürotechnik .......... 1000 VM 
Spiegelreflexkameras ........ Stück 
Anorganische Salze .......... 1000 VM 


Möbel (ohne Metallmöbel) .... 1000 VM 
Haushalt- und Hotelporzellan 1000 VM 


Büches zuciuukewnnnannanes 1000 VM 
Teppiche und Läufer ........ 1000 m? 
Strumpfwaren suuseessuunsa 1000 Paar 
Oberbekleidung für Herren 

und Junioren .sz2ccrenee. 1000 Stück 
Haushaltwäsche -u..0000 0... 1000 VM 
Zucerwaren .ooceeoonecnne t 


1960 
3 087,5 


23 797 
2194 
1589 
6 266 
1841 

656 


20417 
13 155 
4277 
4573 

14 

5 601 
805,7 
23 105,4 


364,6 
5 847 
6 284 


1965 


2 588,5 
1 898 


19 266 
2546 
1 874 
4 673 

16 242 
1417 


12 616 
36 021 
5677 
15 189 
2 214 
8971 
843,6 
31 070,2 


498,9 
14 790 
10 192 


1971 


590,4 
52 424 


51776 
10 713 
14 801 
26 394 
3 990 
2508 


6 835 
37 174 
11 988 
74 395 

8754 
10 169 

2 501,5 
59 069,1 


736,1 
35 949 
13 526 
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Einfuhr in die BRD 


Erzeugnisse Einheit 
Steinkohle (einschließlich 
Anthrazit) .seeeereocren: 1000 t 
Grober Stabstahl ...........- t 
Feiner Stabstahl ............ t 
Feinblehe ....2sserss0r 00: t 
Gezogener Stahldraht in 
Ringen „usa. 0..00 t 


Nahtlose Präzisionsstahlrohre t 
Spanabhebende Werkzeug- 
maschinen .eeconnececneee 1000 VM 
Maschinen und Ausrüstungen 
‚für die Textil-, Bekleidungs- 


und Lederindustrie ........ 1000 VM 
Aluminiumoxide ...crrs2r 1. t 
Kalkammonsalpeter ........ t N 
Titandioxid ...222cceceer 0 t 
Pflanzenöle, roh ............ t 
Extraktionsschrot und Preß- 

Köchen sus FR: 


1965 


299,2 
2.088 
1559 
32 301 


11 037 
3 849 


13 147 


9 343 
18 100 
85 451 

3 387 
30 336 


73 580 


1971 


131,7 
1316 
4077 
1173 


17 700 
3 674 


19 039 


81 348 
48 684 
12 573 

6 239 
20 545 


345 229 
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Anhang: Die zehn Gebote sozlallstischer Moral 


130 Das moralische Gesicht des neuen sozialistischen Menschen, der 
sich in diesem edlen Kampf um den Sieg des Sozialismus entwickelt, 
wird bestimmt durch die Einhaltung der grundlegenden Moralgesetze: 
1. Du sollst dich stets für die internationale Solidarität der Arbeiter- 
klasse und aller Werktätigen sowie für die unverbrüchliche Verbun- 
denheit aller sozialistischen Länder einsetzen. 


2. Du sollst dein Vaterland lieben und stets bereit sein, deine ganze 
Kraft und Fähigkeit für die Verteidigung der Arbeiter- und Bauern- 
Macht einzusetzen. 
3. Du sollst helfen, die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen 
zu beseitigen. 
4. Du sollst gute Taten für den Sozialismus vollbringen, denn der So- 
zialismus führt zu einem besseren Leben für alle Werktätigen. 
5. Du sollst beim Aufbau des Sozialismus im Geiste der gegenseitigen 
Hilfe und der kameradschaftlichen Zusammenarbeit handeln, dasKol- 
lektiv achten und seine Kritik beherzigen. 
6. Du sollst das Volkseigentum schützen und mehren. 
7. Du sollst stets nach Verbesserung deiner Leistung streben, sparsam 
sein und die sozialistische Arbeitsdisziplin festigen. 
8. Du sollst deine Kinder im Geiste des Friedens und des Sozialismus 
zu allseitig gebildeten, charakterfesten und körperlich gestählten Men- 
schen erziehen. 
9. Du sollst sauber und anständig leben und deine Familie achten. 
10. Du sollst Solidarität mit den um ihre nationäle Befreiung kämp- 
fenden und den ihre nationale Unabhängigkeit verteidigenden Völ- 
kern üben. 

Diese Moralgesetze, diese Gebote der neuen, sozialistischen Sittlich- 
keit sind ein fester Bestandteil unserer Weltanschauung. 

„Neues Deutschland“, 12. Juli 1958 
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